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Bereinsnachrichten. 


vertreterverſammlung. 

Der Borftand des Deutſchen Anwaltvereins hat in 
ſeiner Sitzung vom 30. November 1913 beſchloſſen, die 
Vertreterverſammlung auf Sonnabend, den 7. März 
1914, nachmittags, und Sonntag, den 8. März 1914, 
nach Weimar einzuberufen. 

Auf der Tagesordnung ſtehen vorläufig folgende 
Gegenſtände: 


Sonnabend, den 7. Mürz 1914, nachmittags 3 Uhr. 


1. Mitteilungen des Vorſtandes. 

2. Beſchlußfaſſung über die Frage der Beteiligung 
des Deutſchen Anwaltvereins an der Gründung 
eines Treuhandunternehmens deutſcher Rechts⸗ 
anwälte. 


Sonntag, den 8. Mürz 1914, vormittags 10 Uhr. 

1. Mitteilungen über das Ergebnis der Erhebungen 

über das Einkommen der Rechtsanwälte aus 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


2. Prüfung der Jahresrechnung und Erteilung der 
Entlaſtung. 


Feſtſtellung des Jahreshaushaltplanes. 
Feſtſtellung des Mitgliedsbeitrages. 

3. Beſtimmung des Tagungsortes und der Tages⸗ 
ordnung des 22. deutſchen Anwaltstages. 

4. Vorſchläge des V. Ausſchuſſes betreffend die 
Regelung der Verhältuiſſe der Bureauangeſtellten. 


5. Errichtung eines Fonds zur Unterſtützung von 
Bureaubeamten. 


6. Etwaige Anträge der Vertreter. 


) Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14 


Einkommensenquete. 

Die vom Deutſchen Anwaltverein veranſtaltete Um⸗ 
frage über das Einkommen der Rechtsanwälte aus 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſoll mit dem Ende 
dieſes Jahres abgeſchloſſen werden. Es wird deshalb ge⸗ 
beten, die beantworteten Fragebogen bis ſpäteſtens zum 
31. Dezember d. J. an den Geſchäftsleiter des Vereins, 


Rechtsanwalt Dr. Dittenberger, Leipzig, Schreber- 
ſtraße 3, einſenden zu wollen. 


Die Ehefrau als Geſchüftsinhaber und Gehalts⸗ 
empfänger. 
Von Landrichter Dr. Riedinger, Beuthen O. / Schl. 


Zu einer wahren „Peſt des redlichen Verkehrs“, mit 
Dernburg zu reden, hat ſich die Verſchiebung eines ganzen 
Geſchäfts auf dritte Perſonen, namentlich die Ehefrau des 
Geſchäftsinhabers, ausgewachſen. Ein Geſchäftsinhaber, der ſich 
vor ſeinen Gläubigern nicht mehr zu retten weiß, ſtellt den 
Gewerbebetrieb ein, während ſeine Frau, ſeine Schwiegermutter, 
ſeine drei Jahre alte Tochter oder ſonſt jemand das Gewerbe 
in den alten Räumen mit der alten Kundſchaft, oft ſogar 
unter derſelben Firma weiter betreibt. Der Verſuche, ſolchen 
Schiebungen beizukommen, ſind mancherlei geweſen. Man hat 
Anfechtung, Schein, 88 419, 826 BGB. herangezogen. Man 
hat darauf Wert gelegt, ob und in welchem Umfange die Frau!) 
im Geſchäft ihres Mannes tätig war und jetzt iſt, in weſſen 
Namen Quittungen ausgeſtellt werden, ob Waren oder Gerät⸗ 
ſchaften aus dem alten Geſchäft in das neue mit hinüber⸗ 
genommen worden ſind, ob der als „Geſchäftsführer“ beſtellte 
Mann Gehalt von ſeiner Frau empfängt oder dieſe von ihm 


1) Es wird im folgenden ein für allemal der Kürze halber nur 
von der Frau als Geſchäftsinhaber gehandelt; auf die Frage, welche 
Unterschiede ſich ergeben, wenn andere Perſonen vorgeſchoben werden, 
wird am Schluſſe eingegangen. 
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Wirtſchaftsgeld uſm Alle dieſe Erwägungen führen in manchen 
Fällen zum Ziel, aber bei weitem nicht in allen; aus welchen 
juriſtiſchen Gründen, iſt bekannt. Die tiefere Urſache für die 
teilweiſe Unbrauchbarkeit dieſer Wege liegt, wie mir ſcheint, 
darin, daß ſie ſich an Außerlichkeiten klammern, dagegen das 
Weſen des ganzen Verhältniſſes nicht ins Auge faſſen. Man 
kann drei Hauptfälle unterſcheiden. 

Fall 1: Der Mann betreibt ein kleines Geſchäft. Seine 
Frau iſt ihm behilflich. Sie iſt eine ordentliche und ſparſame 
Perſon. Das Geſchäft würde durchaus befriedigende Erträgniſſe 
abwerfen, wenn nicht der Mann ein Bummler wäre, der trinkt 
und ſpielt, unvorteilhaft einkauft, ungeeigneten Leuten Kredit 
gibt uſw. Als man dem Nichts gegenüberſteht, borgt ſich die 
Frau von ihrer Mutter einige 100 , um für die nächſte Zeit 
mit Betriebskapital verſehen zu ſein, jedoch nur unter der Be⸗ 
dingung, daß das Geſchäft fortan auf ſie übergeht und der 
Mann nur noch als ihr Gehilfe tätig iſt. Sie behält ſich die 
Entſcheidung in allen geſchäftlichen Fragen vor; ſoweit dem 
Manne Geld anvertraut wird, hat er täglich mit ihr abzurechnen, 
im übrigen beſtreitet ſie alle geſchäftlichen und hauswirtſchaft⸗ 
lichen Ausgaben; der Mann bekommt von ihr nur ein Taſchengeld. 

Fall 2: Der Vater der Frau gibt eine gewiſſe Summe 
„ins Geſchäft“ unter der Bedingung, daß das Geſchäft in 
Zukunft auf deren Namen geht. 

Fall 3: Von ſeiten der Frau fließen keinerlei Mittel ins 
Geſchäft. Es geſchieht weiter nichts, als daß das Geſchäft bei 
der Polizei, der Steuerbehörde, dem Handelsregiſter den Inhaber 
wechſelt. Der Mann iſt nach wie vor derjenige, der tatſächlich 
das Geſchäft leitet und deſſen Entſchlüſſe maßgebend ſind. Bei 
gewiſſen Gelegenheiten wird die Frau der Form halber zugezogen. 
Die Einnahmen des Geſchäfts fließen in die Geſchäftskaſſe, aus 
der beide Ehegatten, genau wie früher, entnehmen, was ſie für 
ihre Bedürfniſſe brauchen. 

In Fall 3 handelt es ſich um eine Schiebung im land⸗ 
läufigen Sinne. In einem Prozeſſe, in dem dieſes Verhältnis 
die entſcheidende Rolle ſpielt, verſichern allerdings alle Familien⸗ 
mitglieder als Partei oder Zeuge im Bruſtton der Überzeugung, 
die Frau ſei wirklich und ernſtlich Inhaber und der Mann nur 
Geſchäftsführer. Ein ganz anderes Geſicht bekommt aber die 
Sache, wenn ſich die Beteiligten in anderen Prozeſſen, in denen 
die Entſcheidung nicht davon abhängt, ſondern dieſe Verhältniſſe 
nur eine hiſtoriſche Rolle ſpielen, äußern. Dann heißt es kurz 
und Har?): „ich ſagte darauf zu X., das heißt ich ſagte es als 
Vertreter meiner Frau, denn ich bin im Konkurſe geweſen und 
darf nichts haben“ oder „im Jahre 1910 zog ich von Gleiwitz 
nach Kattowitz und eröffnete dort ein Geſchäft auf den Namen 
meiner Frau“ oder ſchließlich: „Der Bierverlag gehörte mir; 
da es mir aber ſchlecht ging, hatte der Brauereidirektor verlangt, 
daß die Sache auf den Namen meiner Tochter geſchrieben würde.“ 
Dieſelbe Unbefangenheit zeigt auch der ganz allgemein übliche 
Gebrauch der Wendung: „Das Geſchäft wird auf den Namen 
der Frau betrieben“. Würde man ernſtlich die Frau für den 
Inhaber halten, ſo würde man doch ſagen: „Das Geſchäft 
gehört der Frau“. Alſo kurz geſagt: Der Name der Frau 


2) Die nachſtehenden Beiſpiele ſind nicht frei erfunden, ſondern 
entſtammen meiner eigenen richterlichen Tätigkeit. 


bildet das Aushängeſchild, weiter nichts, und der Zweck des 
Verfahrens iſt, die Gläubiger des Mannes zu verhindern, ihre 
Befriedigung aus dem Geſchäftsvermögen zu ſuchen. Daß die 
Möglichkeit ſolcher Schiebungen höchſt bedenklich iſt, darüber 
ſollten ernſthafte Zweifel nicht beſtehen. Ich wenigſtens muß 
ſagen, daß ich jedesmal empört bin, wenn ich ſehe, mit welch 
kühler Dreiſtigkeit jedermann dann, wenn es nicht darauf 
ankommt, das von ihm eingeſchlagene Verfahren mit dem wahren 
Namen benennt. Allerdings wird bisweilen die Anſicht ver⸗ 
treten, es gehe bei ſolchen Geſchäftsverſchiebungen ganz ehrlich 
zu. Es ſei nicht einzuſehen, warum nicht, wenn der Mann 
wirtſchaftlich zuſammengebrochen ſei, die Familie die zweite 
wirtſchaftliche Potenz ins Feld führen ſollte. Indeſſen iſt dies 
nicht viel mehr als eine ſchöne Redensart. Soweit es aber 
mehr iſt, entſpricht es obigem Fall 1 und wird durch die hier 
vertretene Auffaſſung nicht berührt, worüber unten das Nähere. 

Andererſeits aber wird der redliche Verkehr durch ſolche 
Machenſchaften aufs höchſte geſchädigt, und gar nicht abzuſehen 
iſt der mittelbare Schaden, der dadurch entſteht, daß durch die 
Möglichkeit ſolcher Schiebungen das leichtſinnige Schuldenmachen 
geradezu herausgefordert wird. 

Und wenn es ſich immer nur darum handelte, daß Gläubiger 
geſchädigt würden, die dem Inhaber geſchäftlichen Kredit gewährt 
haben, dann könnte man mit einem — allerdings ſehr falſchen — 
Schein von Recht ſagen, es ſei Sache jedes Geſchäftsmannes, 
ſeine Preiſe ſo zu ſtellen, daß er Ausfälle an kreditierten Poſten 
ertragen kann; aber der Schaden geht ja viel weiter. Ein 
gutſituierter Handwerker überfährtfahrläſſigerweiſe einen Menſchen; 
drei Tage darauf wird das Geſchäft auf den Namen der Frau 
umgeſchrieben, mag der überfahrene arme Teufel ſehen, wer 
ihm den Schaden erſetzt. 

Und trotzdem: Die Erkenntnis der durchaus ſchwindelhaften 
Natur dieſer Rechtsverhältniſſe hilft uns wie geſagt nicht weiter, 
ſolange wir uns auf die Anwendung der Rechtsbegriffe des 
Scheins, der Anfechtbarkeit, auf die 88 419, 826 BGB. be⸗ 
ſchränken. 

Zu helfen iſt meines Erachtens aber von einem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkt aus, nämlich dem der Fiduzia. Das 
Weſen des fiduziariſchen Rechtsgeſchäftes beſteht darin, daß dem 
Fiduziar, dem Treuhänder, nach außen hin eine formelle Rechts⸗ 
ſtellung gegeben wird, daß er aber nach innen, im Verhältnis 
zu ſeinem Auftraggeber, von dieſer keinen Gebrauch machen 
darf, vielmehr hier Rechte nur nach Maßgabe des inneren Rechts⸗ 
verhältniſſes hat. So liegt die Sache nun in unſerem Fall. 
Im Verhältniſſe zwiſchen den Ehegatten denkt der Mann gar 
nicht daran, ſeine Frau in weitergehendem Maße als vor der 
Geſchäftsübertragung zu fragen, wenn er beabſichtigt, Geld aus 
der Geſchäftskaſſe für ſeine privaten Zwecke zu entnehmen oder 
geſchäftliche Maßnahmen zu treffen. Und umgekehrt fällt es 
der Frau nicht ein, im inneren Verhältnis mehr Rechte als 
früher in Anſpruch zu nehmen oder dem Manne weniger Rechte 
als früher zuzubilligen. Keiner der Ehegatten kommt in ſolchem 
Falle auf den Gedanken, daß der Mann rechtlich verpflichtet 
ſei, die Zuſtimmung der Frau einzuholen, wenn er beiſpiels⸗ 
weiſe das Geſchäft im ganzen verkaufen will, und noch viel 
weniger würde die Frau, vorausgeſetzt, daß, wie meiſt in 
ſolchen Fällen, Gütertrennung beſteht, ſich für berechtigt halten, 
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ihrerſeits das Geſchäft gegen den Willen des Mannes zu ver⸗ 
kaufen. Und jedes Gericht würde ſich auf denſelben Stand⸗ 
punkt ſtellen und ſagen, die Frau habe das Geſchäft vom Manne 
nicht zur beliebigen freien Verfügung übertragen erhalten, 
ſondern zu ganz beſtimmten Zwecken, und ſei daher auch ver⸗ 
pflichtet, entſprechend mit dem Geſchäft zu verfahren. Die Ehe⸗ 
gatten ſind ſich — darüber kann der, der die Lebensverhältniſſe 
wirklich kennt, keinen Zweifel haben — darüber einig, daß die 
Inhaberſchaft der Frau nur dazu da iſt, nach außen hin, den 
Gläubigern gegenüber, das im Geſchäft ſteckende Vermögen zu 
decken, daß dagegen im inneren Verhältnis alles beim alten 
bleibt. Das wird für eine formaliſtiſche Betrachtung dadurch 
verſchleiert, daß auch unter normalen Verhältniſſen die Ehe⸗ 
gatten weitgehend ſolche Dinge mit dem anderen Teil beraten, 
die fie, rechtlich betrachtet, ohne deſſen Zuſtimmung vornehmen 
könnten und daß ſich daran nach der Geſchäftsübertragung nichts 
ändert. Will man ſich über das Weſen der Sache klar werden, 
ſo muß man dieſen Umſtand ausſchalten und Fälle betrachten, 
in denen dieſe perſönlichen Beziehungen nicht beſtehen. Sollte 
es wirklich jemanden geben, der meint, in dem oben erwähnten 
Fall der Umſchreibung des Bierverlages auf die Tochter würde 
dieſe fich für berechtigt halten, Widerſpruch zu erheben, wenn 
der Vater beabſichtigt, aus der Geſchäftskaſſe Geld zu nehmen 
und damit eine Vergnügungsreiſe zu machen, oder einen Sohn 
davon ſtudieren zu laſſen? Wohlgemerkt, fie würde nicht etwa 
aus Gutmütigkeit oder ähnlichen rein menſchlichen Gründen 
ſchweigen, ſondern ſie würde ſich überhaupt nicht für berechtigt 
dazu halten; nur ſobald Gläubiger des Vaters auftauchen, 
befinnt fie ſich auf dieſes Recht. Oder: Mir ift der Fall vor⸗ 
gekommen, daß ein Glaſermeiſter ſein Geſchäft auf den Namen 
einer Tante ſeiner Frau, einer in einem entfernten Ort lebenden 
Hebamme, betrieb; was würde er wohl geſagt haben, wenn 
dieſe ihm eines Tages hätte Vorſchriften darüber machen wollen, 
wo er fein Glas herbeziehen ſolle? Rechtlich liegt das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Mann und Frau aber nicht anders. Es liegt 
genau ſo, wie wenn etwa von zwei Brüdern der eine Inhaber 
eines großen Geſchäfts, der andere ſein Geſchäftsführer iſt. Der 
Inhaber hat die Abſicht, eine mehrjährige Weltreiſe zu unter⸗ 
nehmen und ſoll während dieſer Zeit vollſtändig von ſeinem 
Bruder vertreten werden. Um allen irgendwie etwa möglichen 
Legitimationsſchwierigkeiten zu begegnen, überträgt er das geſamte 
Geſchäft ſeinem Bruder zu Eigentum mit der Abrede, daß er 
im inneren Verhältniſſe nur Geſchäftsführer bleibt. Ebenſo liegt 
der Fall der Geſchäftsinhaberſchaft der Ehefrau. 

ft dies alles aber richtig, fo folgt daraus zunächſt für 
den praktiſch wichtigſten Fall der Interventionsklage des Treu⸗ 
händers, daß die Gläubiger des wahren Inhabers durch die 
Vorſchiebung des Treuhänders nicht gehindert ſind, den Zugriff 
in das fiduziariſch weggegebene Vermögensſtück zu nehmen. Denn 
ein Interventionsrecht hat nach § 771 300. nur derjenige, 
dem ein die Veräußerung hinderndes Recht zuſteht. Das will 
ſagen, die Gläubiger können an einer Sache nicht mehr Rechte 
in Anſpruch nehmen als der Schuldner. Könnte ein Dritter 
dem Schuldner die Veräußerung unterſagen, ſo kann er ſie auch 
dem Gläubiger verbieten, ſo liegt die Sache aber hier nicht. 
Formell iſt die Ehefrau, der Bruder Inhaber, aber ſie beide 
haben im Verhältniſſe zu ihrem Treugeber kein Eigentumsrecht. 
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Will der Ehemann, der auf der Weltreiſs befindliche Bruder 
das Geſchäft oder einen einzelnen dazu gehörenden Gegenſtand 
veräußern, ſo hat die Ehefrau, der Bruder kein Recht, hier⸗ 
gegen Widerſpruch zu erheben, er hat kein die Veräußerung 
hinderndes Recht. Hat er es nicht gegenüber dem Treugeber, 
ſo hat er es auch nicht gegenüber deſſen Gläubigern, denh. en 
iſt nicht interventionsberechtigt. 

Man könnte hiergegen folgendes einwenden: Daß in dem 
Falle der zwei Brüder die Gläubiger des verreiſten auch dann, 
wenn der Übergang der Paſſiva ordnungsmäßig ausgeſchloſſen 
worden iſt, berechtigt ſind, in das Geſchäftsvermögen zu voll⸗ 
ſtrecken, daran wird allerdings wohl kein Zweifel beſtehen können, 
man könnte aber meinen, daß zwiſchen den beiden Fällen doch 
inſofern ein Unterſchied beſteht, als das Inhaberverhältnis der 
Ehefrau ja zu ganz anderen Zwecken geſchaffen worden iſt als 
das des Bruders, und daß im letzteren Falle die beiden Brüder 
gar nicht beabſichtigt haben, die Schuldenhaftung und das Ver⸗ 
hältnis des alten Inhabers zu ſeinen Gläubigern zu ändern, 
während in dem erſteren Falle das fiduziariſche Verhältnis grade 
zu dem Zwecke geſchaffen iſt, den Gläubigern gegenüber einen 
anderen Inhaber vorzuſchieben und daß es daher, möge es im 
übrigen zwiſchen den Parteien der Fiduzia ohne jede Rechts⸗ 
wirkung ſein, jedenfalls doch grade die Rechtswirkung haben 
müſſe, die ſozuſagen das einzig Reale an dem ganzen Geſchäft 
iſt, nämlich die Wirkung gegenüber den Gläubigern. Indeſſen 
ift dieſer Einwand unzutreffend. Zunächſt läuft er darauf hinaus, 
daß der Schuldner und ein Dritter das Recht haben, ohne irgend⸗ 
welche ſonſtigen Vermögensverſchiebungen vorzunehmen, Gegen⸗ 
ſtände, die bisher den Gläubigern des Schuldners hafteten, 
dieſer Haftung zu entziehen. Aber ganz abgeſehen hiervon: 
Der Einwand wäre unhaltbar gegenüber dem klaren Wortlaute 
des 8 771 ZPO. Dieſer erklärt ja nicht etwa für interventions⸗ 
berechtigt den Eigentümer einer Sache, den Gläubiger einer 
Forderung oder fonft irgend jemanden, dem ein formales Recht 
an einem Gegenſtand zuſteht, ſondern den und nur den, dem 
ein „die Veräußerung hinderndes“ Recht zur Seite ſteht. Ein 
ſolches fehlt aber hier. Die Frau mag zwar formell Eigen⸗ 
tümer ſein, aber ſie hat trotzdem kein Recht, den Mann zu 
hindern, einzelne zum Geſchäft gehörende Gegenſtände zu ver⸗ 
äußern und darüber in ſeinem eigenen Nutzen zu verfügen, als 
ob er Inhaber wäre. Hat ſie das Recht aber nicht gegen ihn, 
ſo hat ſie es auch nicht gegen ſeine Gläubiger. Wenn 5 771 
ZO. beſtimmte Rechte aufzählte, die ein Interventionsrecht 
geben, z. B. das Eigentum, fo könnte man allerdings die 
Interventionsklage der Frau damit ſtützen, daß man ſagte, die 
Frau möge zwar dem Manne gegenüber nicht als Eigentümer 
anzuſehen ſein, aber mindeſtens den Gläubigern gegenüber jet 
ſie Eigentümer, ſo iſt aber 8 771 nicht gefaßt; ſein Aus⸗ 
gangspunkt iſt nicht die Erſcheinungsform, die das 
Recht des Interventionsklägers nach außen zeigt, 
ſondern das innere Rechtsverhältnis zwiſchen dieſem 
und dem Schuldner. Die biegſame Faſſung des 8 771 
3 O. mit ihrem wenig greifbaren Ausdruck: „die Veräußerung 
hinderndes Recht“ hat zu mancherlei Schwierigkeiten Anlaß 
gegeben, hier zeigt ſich aber der Vorzug dieſer Biegſamkeit. 

Aus alledem folgt: Die Ehefrau, die in der in Fall 3 
geſchilderten Weiſe Geſchäftsinhaber geworden iſt, hat gegen 
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die Gläubiger ihres Mannes kein Interventionsrecht. Eine 
Beſtätigung erhält dieſe Auffaſſung durch eine neuerliche Ent⸗ 
ſcheidung des RG. Man wird es als im weſentlichen in 
Literatur und Rechtſprechung feſtſtehend anſehen können, daß im 
Konkurſe des Treuhänders deſſen Auftraggeber ausſonderungs⸗ 
berechtigt iſt. Der V. Zivilſenat des RG. hat nun in der 
Entſcheidung vom 20. März 1912 (RG. 79, 121) dieſen 
Satz auch auf die außerkonkursmäßige Interventionsklage an⸗ 
gewendet. Es handelte ſich um ein Grundſtück, auf dem eine 
Hypothek eingetragen war, bezüglich deren der eingetragene 
Gläubiger nur Treuhänder war. Das Grundſtück wurde 
zwangsverſteigert, die Hypothek kam zur Hebung, der ent⸗ 
ſprechende Anteil des Erlöſes wurde aber hinterlegt, weil 
Gläubiger des Treuhänders ſie gepfändet hatten und mit ſeinen 
Auftraggebern um das Recht an dem Erlöſe ſtritten. Das 
RG. führt nun aus, daß die Auftraggeber aus dem Treuhand⸗ 
verhältnis einen Anſpruch gegen die Gläubiger des Treuhänders 
darauf hätten, daß dieſe es unterließen, die Hypothek in ihrem 
Intereſſe zu verwerten, und es folgert daraus, daß der be⸗ 
treffende Erlösanteil den Treugebern gebührt und nicht den 
Gläubigern des Treuhänders. Man wird dieſer Entſcheidung 
unbedenklich beitreten können. Dann muß man aber auch den um⸗ 
gekehrten Fall entſprechend entſcheiden: Dürfen ſich die Gläu⸗ 
biger des Treuhänders nicht an den betreffenden Gegenſtand 
halten, ſo folgt daraus mit logiſcher Notwendigkeit, daß die 
Gläubiger des Treugebers dies können müſſen. Denn ſoviel 
iſt doch klar: Wenn man abſieht von herrenloſen Sachen und 
von den Rechtsverhältniſſen, wie ſie bei Fideikommiſſen und 
dergleichen vorkommen, ſo mögen in Anſehung eines Gegen⸗ 
ſtandes beſtehen was für Rechte nur immer wollen, beiſpiels⸗ 
weiſe Eigentum und Miete oder Eigentum und Pacht oder 
Eigentum und ehemännliches Nutznießungsrecht uſw., dann mag 
zwar vielleicht zweifelhaft ſein, welcher von den verſchiedenen 
Berechtigten eine ſolche Rechtsſtellung hat, daß ſeine Gläubiger 
befugt ſind, ſich aus dem betreffenden Gegenſtande zu befriedigen, 
bei einem von ihnen muß es aber der Fall ſein. Es kann 
unmöglich einen Fall geben, in dem weder der Eigentümer 
noch. der Nutzungsberechtigte uſw. verpflichtet iſt, die Sache 
den Gläubigern zur Verfügung zu ſtellen. Können nun die 
Gläubiger des Treuhänders die Sache nicht in Anſpruch nehmen, 
ſo müſſen es die Gläubiger des Auftraggebers können. Daß 
ſich auch der hier vom RG. entſchiedene Fall von dem unſerigen 
dadurch unterſcheidet, daß die Fiduzia nicht zu dem Zweck be⸗ 
gründet worden iſt, das Verhältnis zu den Gläubigern zu 
beeinfluſſen, macht, wie ſchon oben nachgewieſen, nichts aus. 

Bedeutſam aber gerade für die uns intereſſierende Sach⸗ 
lage iſt an dieſer Entſcheidung des RG. noch folgendes: Das 
NG. verkennt keineswegs, daß der ihm vorliegende Tatbeſtand 
ſich von dem landläufigen Treuhänderverhältnis dadurch unter⸗ 
ſcheidet, daß die Auftraggeber des Treuhänders formell nie⸗ 
mals Gläubiger der Hypothek geweſen ſind und ſie ihm daher 
auch nicht zu treuen Händen überlaſſen haben, daß er ſie 
vielmehr von vornherein formell für ſich erworben hat. Das 
RG. meint aber, wenn, wie die Auftraggeber behaupteten, 
zwiſchen ihnen und dem eingetragenen Gläubiger vereinbart ſei, 
daß dieſer als ihr Treuhänder erwerben ſolle, ſo ſei es nicht 
richtig, daß der Treuhänder, wie das OLG. angenommen habe, 


die Hypothek als Teil ſeines Vermögens erworben habe und 
daher, unbeſchadet ſeiner Verpflichtung zum Schadenserſatz, 
darüber habe verfügen dürfen. Vielmehr ſei ſeine Berechtigung 
nur eine formale geweſen; die Hypothek gehöre nicht zu ſeinem 
Vermögen, ſondern zu dem der Kläger: eine Verfügung über 
die Hypothek zu eigenem Vorteil wäre nicht eine befugte ge⸗ 
weſen, ſondern ein Mißbrauch der aus der Erteilung des an- 
genommenen Auftrages fließenden Rechte. Auch dieſer Auf⸗ 
faſſung iſt meines Erachtens unbedenklich beizutreten. Dann iſt 
ſie aber von beſonderer Bedeutung gerade für den Fall des 
fiduziariſch veräußerten Handelsgeſchäfts, denn es folgt dann 
aus ihr, daß die Gläubiger des Ehemannes ſich nicht etwa nur 
an die Gegenſtände halten dürfen, die ſchon zu der Zeit zum 
Geſchäftsvermögen gehörten, als der Mann noch Inhaber war, 
ſondern auch an die, die die Frau erſt erworben hat, eine 
Rechtslage, bei der namentlich das Anfechtungsgeſetz oft ver⸗ 
ſagen wird. — 

Man könnte geneigt ſein, das praktiſche Bedenken geltend 
zu machen, daß damit zugleich umgekehrt — alſo wiederum 
entſprechend der Reichsgerichtsentſcheidung, feſtgeſtellt werde, daß 
der Mann intervenieren könnte gegen Zwangsvollſtreckungen, 
die Gläubiger der Frau in das Geſchäftsvermögen vornehmen. 
Indeſſen trifft dies nur in gewiſſem Umfange zu, nämlich für 
ſolche Gläubiger der Frau, die man als rein perſönliche bezeichnen 
könnte, alſo zunächſt ſolche, deren Anſprüche aus der Zeit her⸗ 
rühren, da die Frau noch nicht Geſchäftsinhaber war. Inſoweit 
ſtehen aber einem Interventionsrecht des Mannes auch keine 
praktiſchen Bedenken entgegen. Dasſelbe dürfte gelten für ſolche 
Gläubiger, deren Rechte zwar erſt nach der Geſchäftsüberlaſſung 
entſtanden ſind, aber mit dem Geſchäfte nichts zu tun haben. 
Handelt es ſich dagegen um Geſchäftsgläubiger der Frau oder 
um ſonſtige Gläubiger, die der Frau Kredit gewährt haben mit 
Rückſicht darauf, daß ſie als Geſchäftsinhaber kreditwürdig 
erſcheint, ſo iſt der Mann nicht interventionsberechtigt, denn es 
würde ihm die Einrede der Argliſt entgegenſtehen, wenn er 
ſeiner Frau nach außen eine Stellung gibt, die ſie als kredit⸗ 
würdig erſcheinen läßt und, nachdem Dritte im Vertrauen hierauf 
der Frau Kredit geſchenkt haben, ſich auf das innere Verhältnis 
zwiſchen ihm und ſeiner Frau zurückziehen will. Daß die tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung Schwierigkeiten machen kann, iſt freilich 
zuzugeben. 

Hält man dieſen Standpunkt feſt, ſo löſen ſich auch 
Schwierigkeiten, die ſich in dem Falle ergeben können, daß 
nicht die intervenierende Frau und ein Gläubiger des Mannes 
miteinander ſtreiten, ſondern zwei pfändende Gläubiger, einer 
des Mannes und einer der Frau. Der pfändende Gläubiger 
kann nicht mehr Rechte haben als fein Schuldner; würde alfo 
der Interventionsklage des Mannes ſtattzugeben ſein, ſo ſiegt 
der Gläubiger des Mannes und umgekehrt. — 

Dieſe Auffaſſung iſt aber nicht nur zutreffend für den Fall, 
daß ſich der Gläubiger gegen die Interventionsklage der Frau 
verteidigt, ſondern er kann auf Grund dieſer Sätze auch 
angriffsweiſe vorgehen mit dem Antrage, die Frau zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung zu verurteilen, wobei die Frage, 
inwieweit die Gegenſtände, in die die Vollſtreckung geduldet 
werden ſoll, im einzelnen bezeichnet werden müſſen, außerhalb 
des Rahmens dieſes Aufſatzes fällt. Der erhebliche praktiſche 
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Wert dieſer Möglichkeit iſt der, daß ſich die zum Geſchäft 
gehörenden beweglichen Sachen meiſt im Gewahrſam der Frau 
befinden werden und daher der Gerichtsvollzieher zu ihrer 
Pfändung nicht in der Lage ſein wird, die Möglichkeit aber, 
im Wege des Erinnerungsverfahrens den Nachweis der 
Pfändbarkeit zu führen, oft nicht gegeben ſein wird — voraus⸗ 
geſetzt, daß man überhaupt, was doch mindeſtens zweifelhaft iſt, 
der Meinung iſt, daß bei dieſer Sachlage ohne beſonderen Titel 
gegen die Frau die Zwangsvollſtreckung in Sachen, die ſich in 
ihrem Gewahrſam befinden, zuläſſig iſt. 

Die Frage, ob ſich der Gläubiger, der in dieſer Weiſe 
gegen die Frau angriffsweiſe vorgehen will, vorher einen boll- 
ſtreckbaren Titel gegen den Mann verſchaffen muß, fällt eben⸗ 
falls außerhalb des Rahmens dieſer Arbeit, denn ſie iſt allgemeiner 
Natur; ſie tritt ebenſo auf in dem Falle, daß der Gläubiger 
auf Grund der Scheinnatur einer Veräußerung geltend machen 
will, daß der Scheinerwerber die Zwangsvollſtreckung dulden 
müfle; für dieſen Fall hat ſie das RG. in der Entſcheidung 
des VI. Zivilſenats vom 23. Juni 1904, Gruchot 49, 345 ff.; 
JW. 499 ff., Nr. 32; DIZ. 1041, Nr. 85 bejaht. Die in dieſer 
Entſcheidung ausgeſprochenen Grundſätze ſind aber von einem 
anderen Geſichtspunkte aus für uns von Intereſſe. Das RG. 
beſpricht zunächſt den Fall, daß das Treuhandverhältnis wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt, und läßt hier eine 
Klage gegen den Fiduziar auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
zu. Indeſſen kann erſtens der unſittliche Charakter des Rechts⸗ 
verhältniſſes oft zweifelhaft ſein und zweitens dürfte dieſer 
Weg ungangbar ſein, ſoweit es ſich um den Zugriff in ſolche 
Vermögensgegenſtände handelt, die der Treuhänder nicht vom 
Treugeber, ſondern für ihn erworben hat. Für dieſen Fall 
würde der zweite vom NG. vorgeſchlagene Weg gangbar fein, 
daß nämlich der Gläubiger die Fiduzia als gültig hinnimmt 
und die Anſprüche des Schuldners — Fiduziars — gegen den 
Treuhänder pfänden und ſich überweiſen läßt; ein Weg, der 
beim Arreſtpfand natürlich verſagt und auch ſonſt Koſten und 
Zeitverluſt verurſacht, namentlich letzterer kann aber in dieſen 
Verhältniſſen den Verluſt jedes Erfolges bedeuten. 

Es iſt nun zu erörtern, inwieweit dieſe Sätze auf die obigen 
Fälle 1 und 2 anwendbar ſind. 

Fall 1 fällt nicht darunter. Wenn der Mann ein Gewerbe 
betreibt, in welchem ihm die Frau hilft, ſo entſpricht es der 
natürlichen Auffaſſung und dem üblichen, daß der Mann In⸗ 
haber des Betriebes iſt. So liegt Fall 1 aber nicht, ſondern 
umgekehrt. Hier ſpielt die Rolle, die ſonſt dem Manne zufällt, 
die Frau; ſie iſt die Seele des Geſchäftes, ihre Willensmeinung 
iſt maßgebend, der Mann iſt nur ihr Gehilfe. Wenn nun auch 
die äußere Rechtslage entſprechend geſtaltet wird, ſo iſt 
dagegen nichts einzuwenden. Gerade das charakteriſtiſche an 
Fall 3, die Tatſache, daß nach außen hin ein Verhältnis vor⸗ 
geſchoben wird, das den inneren Rechtsbeziehungen nicht ent⸗ 
ſpricht, fehlt hier. 5 

Schwierigkeiten bereitet Fall 2. Hier kommt alles auf den 
Einzelfall an. Einen Fingerzeig bietet oft die Höhe des von 
ſeiten der Frau ins Geſchäft gefloſſenen Kapitals, meiſt wird 
man aber annehmen können, daß nur ein fiduziariſches Ver⸗ 
hältnis vorliegt; andere Fälle werden ſich wieder mehr dem 
Fall 1 nähern. 
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Sind die obigen Sätze richtig, ſo zeigen ſie auch einen 
Weg für die Behandlung des vielbeſprochenen 1500 Mark⸗ 
Vertrages. In den meiſten Fällen wird die Sache wie Fall 3 
liegen. Die Frau wird allerdings oft wirklich und ernſtlich 
Gläubigerin des Geſchäftsherrn und von einem Scheingeſchäft 
braucht keine Rede zu ſein. Aber es liegt im Verhältniſſe 
zwiſchen Mann und Frau ein fiduziariſches Verhältnis in dem 
oben erörterten Sinne vor. Wenn die Frau ſich eines Tages 
weigern wollte, das Geld für eheliche Zwecke zu verwenden, 
ſo würde der Mann plötzlich ſehr genau wiſſen, daß die Frau 
Gläubiger der Gehaltsforderung nur zu treuen Händen iſt, 
ebenſo wie er ſich hierauf beſinnen würde, wenn Gläubiger der 
Frau den Verſuch machen würden, Hand auf die Forderung zu 
legen. Die Forderung an den Geſchäftsinhaber ſteht der Frau 
zwar zu, aber nur zu treuen Händen; zwiſchen ihr und ihrem 
Manne herrſcht Klarheit darüber, daß der Mann der Verdiener 
und der Erhalter der Familie iſt, daß es ſein Geld iſt, das an 
die Frau ausgezahlt wird und daß er allein das Recht hat, 
über Geld und Forderung zu verfügen, nicht die Frau. 

Natürlich kann die Sache auch anders liegen, z. B. in 
folgendem Fall: Der Mann iſt wirtſchaftlich zuſammengebrochen. 
Er war früher ſelbſtändig und hat aus dieſer Zeit noch Schulden. 
Er hat ſeitdem verſchiedene unſelbſtändige Stellungen gehabt, 
aber immer wieder infolge Leichtſinns verloren. Nun bietet 
ſich ihm noch einmal die Gelegenheit, eine dauernde gut be⸗ 
zahlte Stellung zu erlangen. Aber ſie erfordert ein kleines 
Kapital, es iſt vielleicht eine hohe Kaution zu ſtellen, oder es 
müffen gewiſſe ſpezielle Gläubiger vorher befriedigt werden, oder 
die Stellung iſt in einem anderen Erdteil anzutreten und macht 
eine teure Reiſe nötig oder dergl. Ein Verwandter der Frau 
iſt bereit, das erforderliche Geld zu borgen oder zu ſchenken, 
aber nur unter der Bedingung, daß der 1500 # überſteigende 
Teil des Gehaltes der Frau zuſtehe. Das kann wirtſchaftlich 
und moraliſch wohl gerechtfertigt ſein. Dieſer Verwandte der 
Frau hat an dem Ehemanne an ſich nicht das mindeſte Intereſſe, 
er intereſſiert ihn nur als Ernährer der Frau und ihrer Kinder. 
Deswegen hat er aber auch keinen Anlaß, dem Manne an ſich 
durch eine Zuwendung eine Verdienſtmöglichkeit zu eröffnen, 
ſondern nur, ihm in ſeiner Eigenſchaft als Ernährer der Familie 
hierzu zu verhelfen, und es liegt auch gar nicht in ſeinem Sinne, 
ihm die Verfügung über das ganze Gehalt zu ermöglichen, weil 
er weiß, welchen Gebrauch er davon machen würde. Hier geht 
die Meinung der Beteiligten zweifellos nicht dahin, daß die 
Frau nur Treuhänder im Auftrage ihres Mannes iſt, ſondern 
ſie iſt wirklich Gläubiger der Gehaltsforderung und Eigentümer 
des darauf erhobenen Geldes.) 

Auch in ihrer Anwendung auf die Frage des 1500 Mark⸗ 
Vertrages zeigt alſo die hier vertretene Auffaſſung ihre 
Elaſtizität. Sie entſcheidet nicht nach einem formalen Schema 
und ſchließt ſich nicht an Außerlichkeiten an, ſondern berüd- 
ſichtigt aufs genauſte die jeweiligen tatſächlichen Verhältniſſe. 
Sie bietet die Möglichkeit, unehrlichen Schiebungen entgegen⸗ 

3) Ob darin, daß der Mann in dieſer Weiſe ſeine Arbeitskraft 
dazu verwendet, ſeiner Frau einen Verdienſt zu verſchaffen, eine an⸗ 
ſechtbare Rechtshandlung liegt, iſt eine Frage fur ſich, die hier 
unerörtert bleiben muß. 
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zutreten, ohne doch Vermögensverſchiebungen, die zwar die 
Gläubiger ſchädigen, aber auf wirtſchaftlich und moraliſch 
gerechtfertigten Gründen beruhen, unmöglich zu machen. 

Zum Schluß noch eins: Wenn nicht die Frau, ſondern 
andere Familienmitglieder oder gar Fremde zu Geſchäftsinhabern 
oder Gehaltsempfängern gemacht werden, ſo ergibt ſich die An⸗ 
wendung der obigen Sätze auf dieſen Tatbeſtand von ſelbſt. 
Nur wird die Sache im allgemeinen noch günſtiger für den 
Gläubiger liegen, denn einem Onkel der Frau beiſpielsweiſe 
wird der Mann noch weniger geneigt ſein, im inneren Ver⸗ 
hältnis Rechte einzuräumen, als dieſer ſelbſt. 


Nochmals der 1500 Mark-Vertrag. 
Von Landrichter Dr. Karl Becker, Düſſeldorf. 


Auf S. 297 ff. der JW. 1913 beſchäftigt ſich Leſſer mit 
meinen Aufſätzen über den 1500 Mark-Vertrag im „Recht“ 
(1912, 430 ff.) und im Rhein Arch. (109, 105 ff.). Die Aus⸗ 
führungen, mit denen Leſſer die von mir im „Recht“ begründete 
Anwendung des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes ablehnt, ſind verfehlt. 
Leſſer läßt zunächſt unerwähnt, daß meine Anſicht nicht allein 
auf 8 3 LohnBG., ſondern vor allem auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte und den unverkennbaren Zweck des ganzen Geſetzes 
gegründet iſt. Bei Berückſichtigung dieſer Auslegungsbehelfe 
iſt die Anrechnung des der Ehefrau verſprochenen Gehaltsteils 
bei der Berechnung der dem Schuldner gebührenden Geſamt⸗ 
vergütung nichts weniger als befremdend. Aber auch mit ſeiner 
engen Auslegung des 8 3 J. e., für ſich allein betrachtet, ſteht 
Leſſer ziemlich allein da, während Rechtſprechung und Literatur 
überwiegend meinen Standpunkt teilen. Darüber, daß unter 
der dem Schuldner gebührenden Geſamtvergütung (88 1, 3, 4 
Ziff. 4 J. c. nicht bloß der „ihm ſelbſt verſprochene Betrag“ 
und die ſonſtigen wirtſchaftlichen Vorteile zu verſtehen ſind, die 
ihm vom Prinzipal ſelbſt unmittelbar zugewendet werden, 
ſondern auch alle andern wirtſchaftlichen Vorteile, die ihm auf 
Grund des Dienſtverhältniſſes mittelbar zufließen, iſt jeden⸗ 
falls die vorherrſchende Anſicht. Wer unmittelbarer Empfänger 
der auf dem Dienſtvertrag beruhenden Leiſtungen des Dienſtherrn 
iſt, iſt ebenſo gleichgültig, wie, wer der unmittelbar gewährende 
iſt, wenn nur dieſe Leiſtungen in dem Dienſtverhältnis ihren 
Rechtsgrund haben und dem Schuldner in irgendeiner Weiſe 
zu ſeiner Wirtſchaftsführung, zu ſeinem und ſeiner Familie 
Unterhalt zufließen. Vgl. Meyer, Beſchlagnahme von Lohn⸗ 
und Gehaltsforderungen, 1910, S. 105; derſelbe im „Recht“ 
1911, 324 ff.; Conrad, Die Pfändungsbeſchränkungen zum 
Schutze des ſchwachen Schuldners S. 369 ff., 372, 376 ff.; Pick, 
Die Lohnbeſchlagnahme, 1900, S. 36 („wirtschaftlicher Erfolg der 
Arbeit“); OLG. Poſen in OL GRſpr. 4, 154; anderer Anſicht 
augenſcheinlich Gaupp⸗Stein 8 850 Anm. III, während Meyer, 
DIL. 1902, 449, auf den Gaupp⸗Stein verweiſt, der von mir 
vertretenen weiten Auslegung des 83 1. c. beipflichtet. Aber 
auch wenn man das „gebührend“ in § 3 J. e. nicht bloß darauf 
abſtellt, daß dem Schuldner der Vermögensvorteil tatſächlich 
zufließt, ſondern daß er auch einen Rechtsanſpruch darauf haben 
muß, ſo trifft dies auch in unſerm Falle auf den ſog. Über⸗ 
betrag zu. Nimmt man auch nur mit Leſſer eine Verpflichtung 


der Ehefrau zur beſtimmten Art der Verwendung des Über⸗ 
betrags gegenüber dem Ehemann — unter Ablehnung eines 
Anſpruchs des letzteren gegen den Prinzipal auf Zahlung des 
Überbetrags an die Ehefrau — an, fo hat der dementſprechende 
Anſpruch des Schuldners auf einen Vermögensvorteil doch 
ſeinen eigentlichen rechtlichen Grund nur in dem mit dem 
Prinzipal abgeſchloſſenen Dienſtvertrag, denn ohne dieſen und 
ohne die Leiſtung der Dienſte würde keine Dienſtvergütung und 
daher auch kein Recht des Schuldners gegenüber ſeiner Frau 
auf eine beſtimmte Art der Verwendung des Überbetrags vor⸗ 
handen ſein. Auch dieſer Anſpruch ſteht ihm alſo zu, . 
gebührt ihm auf Grund des Dienſtvertrags, d. h. auf 
Grund ſeines Rechtsverhältniſſes zu dem Prinzipal. Das 
Trinkgeld des Kellners gehört zu der Dienſtvergütung im 
Sinne des 8 3 J. e. (Vgl. Meyer, Recht der Lohn⸗ 
beſchlagnahme Anm. III zu § 4; Conrad a. a. O. S. 376; 
Neukamp ZPO. II. Aufl. S. 999 Anm. 8; OLG. Poſen a. a. O.; 
anderer Anſicht Gaupp⸗Stein a. a. O.). Einen rechtlichen An⸗ 
ſpruch auf Trinkgelder hat der Kellner weder gegenüber dem 
Prinzipal noch gegenüber dem Gaſt; gibt der Gaſt Trinkgeld, 
ſo hat dieſe Hingabe jedenfalls nicht ihren Rechtsgrund in dem 
Rechtsverhältnis des Kellners zum Prinzipal; wohl aber hat 
die Gewährung der Gelegenheit zum Trinkgelderempfang ihren 
rechtlichen Grund in dieſem Vertragsverhältnis und deshalb 
gehören die Trinkgelder zu den dem Kellner gebührenden 
Vermögensvorteilen im Sinne des § 3 J. e. Wenn ſchon die 
Gewährung der bloßen tatſächlichen Möglichkeit, von einem 
Dritten einen Vermögensvorteil zu erlangen, dieſen zur Ver⸗ 
gütung im Sinne des $3 J. c. macht, muß dies um fo mehr 
von Vermögensvorteilen gelten, auf deren Gewährung durch 
die beſondere Geſtaltung des Dienſtvertrags ein Rechtsanſpruch 
gegen einen Dritten begründet wird. Daß die Verpflichtung 
der Ehefrau zur Verwendung des Überbetrags im Intereſſe des 
Ehemannes ihren rechtlichen Grund in dem Dienſtvertrage hat, 
nimmt augenſcheinlich auch Leſſer an, da er einen anderen 
beſonderen Grund nicht angibt. Die Naturalleiſtungen, die die 
Ehefrau dem Ehemann mittels des ihr zugewendeten Über⸗ 
betrags, falls ſie ihm dieſen nicht überhaupt aushändigt, durch 
Beſchaffung von Wohnung, Kleidung, Nahrungsmitteln u. dgl. 
für ihn ſelbſt und ſeine unterhaltsberechtigten Angehörigen 
gewährt, ſind „wirtſchaftlicher Erfolg ſeiner Arbeit“ und daher 
ebenſo zu behandeln, wie wenn der Prinzipal dem Schuldner 
ſelbſt unmittelbar dieſe Naturalleiſtungen gewährt; unleugbar 
haben ſie ihren rechtlichen Grund in dem Dienſtvertrag; daß 
ſie dem Schuldner durch eine Mittelsperſon zufließen, iſt 
unerheblich. 

Leſſer ſieht ferner die Zahlung der dem Schuldner ſelbſt 
verſprochenen 1500 nur dann als volle Gegenleiſtung an, 
wenn ſie unter den beſonders vereinbarten Umſtänden gezahlt 
werden, daß nämlich der Prinzipal den ihm belaſſenen Über⸗ 
betrag an die Ehefrau zahlt und dieſe ihn zum Unterhalt des 
Ehemannes und etwa vorhandener unterhaltsberechtigter Kinder 
verwendet. Die volle Gegenleiſtung beſteht nach Leſſer alſo in 
der Zahlung der 1500 & an den Schuldner plus der Zahlung 
des Uberbetrags an die Ehefrau plus der Verwendung dieſes 
Uberbetrags im Intereſſe des Schuldners. Alles aber, was 
Gegenleiſtung, d. h. Dienſtvergütung iſt, gebührt auch im 


42. Jahrgang. 
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Sinne des 8 3 1. C. begrifflich ſchon dem anderen Teil, 


f 


d. h. hier dem angeſtellten Schuldner (vgl. OLG. Düſſel⸗ I ſondere Vorſchrift betrifft vielmehr nur das ſelbſtändige Ein⸗ 


Erlaſſes dieſes Geſetzes noch nicht erfunden war. Dieſe be⸗ 


dorf im „Recht“ 1912 Nr. 2705; Leipz3. 1912, 710; Becker | | kommen der Ehefrau aus ihrem Vermögen, ihrer eigenen Arbeit 
im Rhein Arch. 109, 111 ff.), alſo gebühren ihm auch die und Erwerbstätigkeit. 


einzelnen Summanden der vollen Gegenleiſtung, d. h. auch die 


aus der Zahlung des Überbetrags an die Ehefrau und deſſen 
vertragsmäßiger Verwendung ſich ergebendem Vermögensvorteile. 

Entgegen der Anſicht Leſſers iſt auch bei den früheren 
wie bei den neuen ſozialen Verſicherungsgeſetzen, bei denen es 
für die Verſicherungspflicht auf die Höhe des Entgelts aus 
einem Arbeits-, Dienſt⸗ oder Angeſtelltenverhältnis ankommt, 
nach ganz allgemeiner Anſicht nicht nur der dem Arbeiter uſw. 
unmittelbar geſchuldete Lohn, Gehalt uſw., ſondern auch jeder 
ihm aus dem Dienſt⸗, Arbeits⸗ oder Angeſtelltenverhältnis zu⸗ 
fließende Vermögensvorteil, gleichviel welcher Art, zu berück⸗ 
ſichtigen, vorausgeſetzt, daß die Bezüge beim Arbeitsvertrag 
oder der Lohnbemeſſung ausdrücklich oder ſtillſchweigend mit⸗ 
berechnet find. (Vgl. v. Woedtke, GewuVG. § 6 Anm. 1, 2; 
Hahn, KrankVG. 4. Aufl. S. 26; Stier⸗Somlo, RVO. 8 160 
Anm. 1, 2, 7; Bernſtein⸗Kupferberg, AngeſtvG. § 2 Anm. 9 
und die an dieſen Stellen angeführten Entſcheidungen der 
Spruchbehörden; ferner Roſin, Recht der Arbeiterverſicherung 
1 S. 193.) Daß nicht bloß „der dem Arbeiter uſw. ſelbſt ver⸗ 
ſprochene Betrag“ in Betracht kommt, ergibt ſich aber auch 
unmittelbar aus 8 6 Gew VG., § 160 RBD,, 8 2 AngeſtVG., 
die gleichmäßig beſtimmen, daß zum Entgelt neben Gehalt oder 
Lohn auch Gewinnanteile, Sach⸗ und andere Bezüge 
gehören, die der Verſicherte, wenn auch nur gewohnheitsmäßig 
ſtatt des Gehalts oder Lohns oder neben ihm von dem Arbeit⸗ 
geber oder einem Dritten erhält. Die Anleitung des 
Reichsverſicherungsamts vom 5. Dezember 1905 ſpricht ſich 
hierzu in Nr. 13 ff., 17, 26 eingehend aus und ſagt u. a.:) 

„Zum Lohne gehören ferner Trinkgelder, auch von 
Dritten, auf die gerechnet werden konnte, die bei der 
Vereinbarung der Lohnbedingungen, wenn auch nur 
ſtillſchweigend, berückſichtigt worden find.“ 

„Eine Beſchäftigung gegen Lohn kann in der Weiſe 
vorkommen, daß das Arbeitsentgelt nicht von dem 
eigentlichen Arbeitgeber, ſondern von Dritten gewiſſer⸗ 
maßen für Rechnung des Arbeitgebers hergegeben wird, 
oder daß nicht der Arbeitnehmer, ſondern eine dritte 
Mittelsperſon die Vergütung von dem Arbeitgeber 
empfängt.“ 

Bei den gleichen ſozialen Geſichtspunkten, die zu der Feſt⸗ 
legung der maßgebenden Beträge des Entgelts in den ſozialen 
Verſicherungsgeſetzen und im Lohnbeſchlagnahmegeſetz geführt 
haben, müſſen dieſe Ausführungen auch für das letztere gelten: 
bei dem 1500 Mark⸗Vertrag erhält der Angeſtellte einen Teil 
der Dienſtvergütung in Form von Unterhalt für ſich und ſeine 
Familie durch ſeine Ehefrau als Mittelsperſon, der der 
Geſchäftsherr zu dieſem Zweck den ihr verſprochenen Überbetrag 
auszahlt. 

Die Beſtimmung des § 10 Préinkſt GG. kann hier kein 
Bedenken erregen; an den Fall des 1500 Mark- Vertrags iſt 
dabei zweifellos nicht gedacht worden, da er zur Zeit des 


1) Zitiert nach Hagen, AngeſtVG. § 2 Anm. 10, 15. 


Das bisherige Reſultat ergibt ſich, ohne daß es der 
Prüfung bedarf, ob dem Schuldner ein klagbarer Anſpruch 
gegen den Dienftherren auf Zahlung des Überbetrags an die 
Ehefrau zuſteht, den Leſſer meines Erachtens mit Unrecht ver⸗ 
neint. Die Beteiligten bezwecken durch den Vertrag die bisherige 
Lebensführung des Schuldners und ſeiner Familie ſicherzuſtellen 
und zwar im gemeinſchaftlichen Intereſſe. Wird ein anderer 
Zweck verfolgt, ſo liegt — auch nach dem RG. — Unſittlichkeit 
und Nichtigkeit des Vertrags vor. Der an ſich nicht ver⸗ 
werfliche Zweck nötigt dazu, als Willen der Beteiligten an⸗ 
zunehmen, daß ihr Verhältnis auch untereinander ſo geregelt 
werden ſoll, daß die Erreichung des Zweckes nicht bloß 
tatsächlich möglich iſt, ſondern auch, wenn nötig, mit pro⸗ 
zeſſualen Mitteln durchgeführt werden kann, und zwar nicht 
bloß nach außen gegenüber Dritten, insbeſondere gegenüber den 
Gläubigern des Schuldners, ſondern auch im Verhältnis der 
Beteiligten untereinander. Von dieſem Geſichtspunkte aus habe 
ich bereits im Rhein. Arch. des näheren dargelegt, daß das 
Verhältnis zwiſchen dem Schuldner und ſeiner Ehefrau ein 
fiduziariſches, und daher die Ehefrau verpflichtet iſt, den Über⸗ 
betrag nach den Weiſungen ihres Ehemannes zu verwenden und 
ſogar dieſem auf Verlangen herauszugeben (ebenſo OLG. Düſſel⸗ 
dorf a. a. O.); ein Recht der Ehefrau, über den Anſpruch auf 
den Überbetrag unbeſchränkt zu verfügen, ihn an einen Dritten 
entgegen den Intereſſen des Ehemanns abzutreten, können die 
Beteiligten, weil dem Vertragszweck zuwider, vernünftigerweiſe 
nicht gewollt haben; der Pfändung des Anſpruchs auf den 
Überbetrag gegen die Ehefrau würde mindeſtens der Schuldner 
widerſprechen und ſich mit Erfolg auf die ſich aus dem Zweck 
des Vertrags ergebende Fiduzia berufen können. 

Aber nicht bloß gegenüber ſeiner Ehefrau, ſondern auch 
gegenüber dem Prinzipal ſteht dem Schuldner bezüglich des 
Uberbetrags ein klagbarer Anſpruch und zwar auf Zahlung an 
ſeine Ehefrau zu. Wie der Prinzipal gegenüber dem Schuldner 
durch Nichtzahlung des Überbetrags an deſſen Ehefrau in 
Verzug geraten ſoll, obwohl er ihm gegenüber nicht zu dieſer 
Zahlung verpflichtet ſein ſoll, wie Leſſer meint, iſt nicht recht 
verſtändlich; denn der Verzug gegenüber dem Gläubiger ſetzt 
doch nach 8 284 BGB. eine Verpflichtung des Schuldners 
gegenüber gerade dieſem Gläubiger und gerade zu der Leiſtung 
(wenn auch an einen Dritten) voraus, durch deren Unterbleiben 
er eben begründet wird. Das Leſſerſche Beiſpiel des Ver⸗ 
käufers, der eine beſtimmte Eigenſchaft zugeſichert hat, iſt ver⸗ 
fehlt. Allerdings hat der Käufer gegenüber dem Verkäufer 
nicht einen Anſpruch auf Herſtellung der zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft, wohl aber einen Anſpruch auf Lieferung einer mit der 
zugeſicherten Eigenſchaft verſehenen Sache; auf Erfüllung dieſer 
Verpflichtung kann der Käufer gegen den Verkäufer auch klagen, 
er kann ferner, falls der Verkäufer im Beſitz einer ſolchen 
Sache iſt, ſich dieſe auch zwangsweiſe durch Vollſtreckung des 
Urteils verſchaffen; iſt der Verkäufer nicht im Beſitz einer 
ſolchen Sache, aber deren Beſchaffung von einem Dritten 
möglich, ſo kann der Käufer ſie von dem Dritten erwerben und 
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von dem erſten Verkäufer die Aufwendungen als Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen und beitreiben. Soweit 
die Erfüllung des Kaufvertrags überhaupt tatſächlich möglich 
iſt, kann ſie alſo auch vom Käufer erzwungen werden. Wenn 
nach Leſſers Konſtruktion dem Schuldner die Zahlung der 
Dienſtvergütung von 1500 % mit beſonderen Modalitäten, 
nämlich „unter ſolchen Umſtänden verſprochen wird, daß gleich⸗ 
zeitig ſeine Ehefrau vom Prinzipal den Überbetrag erhält“, 
ſo iſt nicht einzuſehen, warum der Schuldner lediglich einen 
Anſpruch auf Zahlung der 1500 , nicht auch auf Zahlung 
derſelben, wie verſprochen, mit der beſonderen Modalität, alſo 
auch darauf haben ſollte, daß der Überbetrag an die Ehefrau 
gezahlt wird, zumal es ſich dabei um eine ſtets mögliche Mo⸗ 
dalität der Leiſtung handelt. Die beſonderen Umſtände, unter 
denen dem Schuldner die 1500 „ zu zahlen find, machen 
einen weſentlichen Beſtandteil der vollen Gegenleiſtung des 
Prinzipals aus; ein klagbarer Anſpruch des Angeſtellten auf 
die volle Gegenleiſtung gehört begrifflich zu dem gegenſeitigen 
Vertrag; daher muß dem Angeſtellten auch ein Anſpruch auf 
Zahlung des Überbetrags an die Ehefrau zuſtehen, da ſonſt dieſe 
Zahlung nicht ein Teil der Gegenleiſtung ſein kann. Dieſen 
Anſpruch zu verneinen iſt meines Erachtens nur möglich bei 
einem unbeſchränkten, bedingungsloſen Verzicht des Schuldners 
auf den Überbetrag. 

Ein Anſpruch des Prinzipals gegen die Ehefrau des 
Schuldners auf beſtimmungsgemäße Verwendung des Über⸗ 
betrags ergibt ſich meines Erachtens ebenfalls mit Notwendigkeit 
aus dem Vertragszweck und dem Intereſſe des Prinzipals an 
der Aufrechterhaltung des bisherigen standard of life ſeines 
Angeſtellten. Wenn, wie Leſſer ſelbſt ſagt, die Verpflichtung 
der Ehefrau zur beſtimmten Verwendung des Überbetrags Be⸗ 
ſtandteil des Vertrags zwiſchen ihr und dem Prinzipal iſt, ſo 
hat dieſer, ebenſo wie vorhin der Ehemann ihm gegenüber, 
gegen die Ehefrau auch einen Anſpruch auf Erfüllung dieſes 
Vertragsbeſtandteils. 

An der Konſtruktion Leſſers iſt ferner dunkel, wie er ſich 
die Vereinbarung des Schuldners mit dem Prinzipal, daß er 
ihm den Überbetrag beläßt und daß ihm ſelbſt 1500 / unter 
ſolchen Umſtänden zu zahlen ſind, daß gleichzeitig ſeine Ehefrau 
jenen Überbetrag erhält und zum Unterhalt des Ehemannes 
und etwa vorhandener unterhaltsberechtigter Kinder verwendet, 
juriſtiſch denkt. Insbeſondere iſt nicht recht erſichtlich, welchen 
Rechtsgrund er für die Eniſtehung des Anſpruchs der Ehefrau 
auf den Überbetrag annimmt. Der von dem Prinzipal gezahlte 
Geſamtbetrag iſt auch nach Leſſer Dienſtvergütung. Iſt auch 
der Überbetrag Dienſtvergütung (fo auch NGZ. 69, 5 ff), 
ſo entſteht der Anſpruch auf dieſen mit Abſchluß des Dienſt⸗ 
vertrags notwendigerweiſe zunächſt in der Perſon des An⸗ 
geſtellten, des Schuldners (vgl. DLG. Düſſeldorf a. a. O. 
Becker in Rhein Arch. 109, 111 ff.); in der Perſon der Ehefrau 
kann dieſer Anſpruch als Dienſtvergütungsanſpruch durch den 
Abſchluß des Dienſtvertrags nicht entſtehen. Wenn dann der 
Anſpruch und zwar als Dienſtvergütungsanſpruch auf Grund 
der weitern Vereinbarungen der Ehefrau des Schuldners zu⸗ 
ſteht, ſo kann dies nur auf einem derivativen Erwerbsakt, und 
zwar nur entweder auf Zeſſion oder auf Vertrag zugunſten 
eines Dritten beruhen. Auf welchem andern Rechtsgrund der 
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Wechſel der Gläubigerſchaft bei Fortdauer der Rechtsnatur des 
Anſpruchs beruhen ſoll, iſt unerfindlich. Wenn Leſſer nun 
leugnet, daß der Schuldner ſeiner Ehefrau rechtsgeſchäftlich den 
Anſpruch zuwendet und ſagt, der Schuldner belaſſe dem 
Prinzipal den Überbetrag und der Prinzipal verſpreche deſſen 
Zahlung der Ehefrau, ſo muß er notwendigerweiſe für den 
Anſpruch der Ehefrau gegen den Prinzipal einen neuen ſelb⸗ 
ſtändigen rechtlichen Grund, eine neue causa annehmen; dann 
kann aber auch der Anſpruch der Ehefrau, weil er nicht von 
dem urſprünglich und allein vergütungsberechtigten Schuldner 
abgeleitet wird, nicht mehr Dienſtvergütungsanſpruch ſein. 
Als neuer Rechtsgrund könnte nur Schenkung oder ſelbſtändiges 
Schuldverſprechen in Betracht kommen; viele Verträge der vor⸗ 
liegenden Art würden dann aber mangels der vorgeſchriebenen 
Form (S8 518, 780 BGB.) nichtig fein. Es bedarf aber 
auch keiner Ausführung, daß die Parteien weder an eine 
Schenkung noch an ein Schuldverſprechen gedacht haben. Will 
Leſſer aber keinen neuen Verpflichtungsgrund annehmen, ſo iſt 
ſein Ausdruck mindeſtens ungenau. Den Gegenſtand eines An⸗ 
ſpruchs kann der Gläubiger dem Schuldner „belaſſen“, nicht 
aber auch den Anſpruch auf die Leiſtung des Gegenſtandes; 
denn den Anſpruch hat nicht der Gläubiger, ſondern der 
Schuldner. Von Belaſſung des Überbetrags kann daher nur 
inſofern die Rede ſein, als es ſich um einen fälligen Betrag 
handelt und der Angeſtellte deſſen Zahlung nicht an ſich ver⸗ 
langt. Wenn die Ehefrau den Anſpruch auf dieſen Überbetrag 
erhalten ſoll, ſo muß zu der Belaſſung an den Geſchäftsherrn 
entweder eine Zeſſion oder ein Vertrag zugunſten eines Dritten, 
alſo eine Zuwendung des Vergütungsanſpruchs als ſolchen 
durch den Ehemann, oder ein neuer, ſelbſtändiger Verpflichtungs⸗ 
grund, der einen neuen und anderen rechtlichen Anſpruch auf 
den gleichen Geldbetrag ſchafft, hinzukommen. Letzteres liegt 
zweifellos nicht im Willen der Parteien, ſo daß nur die erſtere 
Möglichkeit übrig bleibt. Wenn der Prinzipal der Ehefrau die 
Zahlung des Überbetrages verſpricht, ſo hat dies nur die Be⸗ 
deutung der Anerkennung ſeiner ſchon durch die ſtillſchweigende 
Zeſſion des Ehemannes oder durch den Vertrag zugunſten eines 
Dritten begründeten Verpflichtung. Die Löſung, die Leſſer 
verſucht und die von ihm allein vertreten wird, entſpricht daher 
nicht den Anforderungen einer juriſtiſchen Konſtruktion; ſie iſt 
auch bereits von Strucksberg (Leipgd. 1912, 207) und Lipp⸗ 
mann (ebenda S. 136) mit zutreffenden Gründen bekämpft 
worden. Die Anfechtung gegenüber dem Prinzipal auf 
Grund des AnfG. läßt ſich mit den Ausführungen Leſſers 
nicht begründen.?) Dagegen muß die Anfechtung gegenüber 
der Ehefrau auf Grund des AnfG., wie ich des Näheren 
im Rhein Arch. ausgeführt habe und unter deſſen vom 
OLG. Karlsruhe BadRpr. 1911, 241 = Leipzg. 1912, 709 
= Soergel 1912 AnfG. 8 3 Nr. 8) und mehrfach vom OLG. 
Düſſeldorf (Recht 1912 Nr. 2705, 2840 = Leipß. 1912 S. 710, 


2) Wenn man ſich der weitgehenden Auslegung des Begriffs 
„Rechtsnachfolger“ in § 11 Anf®., wie Hellwig in Recht und Wirt: 
ſchaft 1, 85; Rechtskraft S. 259 f. ſie vertritt, anſchließt, muß man 
ihm beipflichten, daß die Anfechtung auch gegenüber dem Prinzipal, 
der den Überbetrag an die Ehefrau gezahlt hat, nach § 11 Anfch. 
möglich iſt. 


42. Jahrgang. 


712 = DRA. 1912, 119 = Soergel 1912 AnfG. 8 3 
Nr. 9, BGB. 8 826 Nr. 16) entſchieden worden iſt, für zuläffig 
erachtet werden. Sie wird namentlich dann von Bedeutung, 
wenn der Schuldner ſeiner Ehefrau ſein ganzes Gehalt zuwendet 
und damit, wie Leſſer richtig bemerkt, der auf das LohnbeſchlG. 
gegründete Rechtsbehelf verſagt. 


Über die Weitergabe von Klagen an das zuſtändige 
Amtsgericht. 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin⸗Schöneberg. 


Mancher Leſer, der die vorſtehende Überſchrift lieſt, wird 
bisher noch nicht daran gedacht haben, daß die Weitergabe von 
Klagen an das zuſtändige AG. Anlaß zu ernſthaften Streit⸗ 
fragen geben könne. Ich ſelbſt geſtehe ein, lange Zeit dieſelbe 
Unbefangenheit beſeſſen zu haben, bin aber durch die Praxis 
eines anderen belehrt worden. Es handelt ſich um folgende 
Fälle: Rechtsanwalt A. reicht beim AG. Berlin X eine Klage 
ein, die Zustellung an den Beklagten ſoll nach der angegebenen 
Adreſſe im Bezirk des AG. erfolgen. Der Richter beraumt 
Termin an. Die Poſt reicht die, für den Beklagten beſtimmten 
Schriftſtücke mit dem Bemerken zurück, daß Adreſſat nach Berlin Y 
oder einer anderen deutſchen Stadt verzogen ſei. Wenn ſich in 
einem ſolchen Falle aus dem Inhalt der Klage ergibt, daß die 
Zuftändigfeit des angerufenen Gerichts trotzdem begründet bleibt, 
etwa weil Berlin X als Erfüllungsort vereinbart worden ſei 
oder der Schuldner zur Zeit der Entſtehung des Schuldver⸗ 
hältniſſes unter der urſprünglich angegebenen Adreſſe gewohnt 
habe, ſo wird der Richter ohne weiteres neuen Termin an⸗ 
beraumen und den Anwalt des Klägers von dem Grund der 
Umladung in Kenntnis ſetzen. Sind aber irgendwelche Zweifel 
an der Zuſtändigkeit vorhanden, ſo wird er den Kläger lediglich 
von der neuen Adreſſe benachrichtigen und ihm das Weitere 
überlaſſen, d. h. die nachträgliche Begründung der fortdauernden 
Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts oder den Antrag auf 
Abgabe der Klage an das nach der neuen Adreſſe örtlich zu⸗ 
ſtändige Gericht. 

Solche Anträge auf Weiterbeförderung werden in zahlreichen 
Fällen notwendig, beſonders in der Großſtadt, wo die Schuldner 
häufig ihre Wohnung wechſeln. Sie ſind wohl von den meiſten 
Amtsrichtern für zuläſſig erachtet, die Klagen anſtandslos weiter⸗ 
gegeben, von den angegangenen Gerichten ohne Bedenken an⸗ 
genommen und weiter bearbeitet worden. Gewiß ein einfaches, 
zweckmäßiges, den Intereſſen der Beteiligten entſprechendes Ver⸗ 
fahren. Im Laufe der Zeit hat ſich aber herausgeſtellt, daß 
unter den AG. eine ernſthafte Oppoſition gegen dieſes Abgabe⸗ 
verfahren vorhanden iſt. Es liegt im Intereſſe der Sache, 
rechtzeitig gegen dieſe Oppoſition Widerſpruch zu erheben, ehe 
weiteres Unheil angerichtet wird. Sie entspringt jener forma⸗ 
liſtiſchen, in meiner „Richterlichen Prozeßleitung“ bekämpften 
Auffaſſung, die, anſtatt die Prozeßordnung in ihrem Geiſte 
auszulegen und ſie den Bedürfniſſen der Praxis anzupaſſen, der 
Rechtsverfolgung unnötige Hinderniſſe bereitet, die dann auf 
das Schuldkonto des Geſetzes kommen. 

Man hat geltend gemacht: Sei einmal die Klage bei 
einem beſtimmten Gericht „anhängig“ geworden, ſo müſſe ſie 
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dort bearbeitet oder zurückgenommen werden. Andernfalls 
würde die Staatskaſſe auch die Rücknahmegebühr und die ent⸗ 
ſprechende Pauſchgebühr verlieren. Dieſer letztere Punkt 
iſt der ſpringende. 

Würde der Kläger in unſerem Falle, anſtatt die Klage 
an das zuſtändige Gericht weiterbefördern zu laſſen, genötigt 
ſein, die Zurücknahme zu erklären, obwohl mangels Zuſtellung 
die Rechtshängigkeit noch gar nicht eingetreten iſt, ſo verliert er 
nicht nur Zeit, ſondern muß noch beſondere Koſten zahlen.) 

Wenn man berückſichtigt, wieviel Tauſende von Klagen 
wegen der veränderten Adreſſe an ein anderes Forum gerichtet 
werden müſſen, ſo erhellt die große praktiſche Tragweite der 
Frage. Der arme Gläubiger muß eben noch weitere Koſten 
vorſchießen. Er mag dann die Zurücknahmegebühr nach § 286 
BGB. als Schadenserſatzanſpruch beſonders verfolgen, die 
urſprüngliche Klage vielleicht nach dieſer Richtung ergänzen. 

Ich glaube nicht, daß dieſes umſtändliche und koſtſpielige 
Verfahren wirklich im Sinne unſerer Prozeßordnung liegt. 
Keine Beſtimmung des Geſetzes zwingt das Gericht, ſeine Ver⸗ 
mittlung zur Weitergabe der Klage an das zuſtändige Gericht 
zu verſagen, und das neu angegangene Gericht macht ſich 
meines Erachtens der Rechtsverweigerung ſchuldig, wenn es 
trotz 88 495, 216 Abſ. 2 ZPO. die Terminsanberaumung auf 
eine ſolche Klage ablehnt. Ob der Bote X oder das Gericht Y 
auf Antrag des Klägers die Klage dem neuen Gerichte über⸗ 
mittelt, iſt für die rechtliche Beurteilung der Sachlage und die 
Pflicht des angerufenen Gerichts zur Terminsanberaumung 
gleichgültig. Dieſe Pflicht wäre zu erfüllen, auch wenn der 
Gerichtsſchreiber des erſten Gerichts ſich für berechtigt erachten 
könnte, die Rücknahmegebühr des § 46 GKG. zu liquidieren, 
was aber mit aller Entſchiedenheit zu beſtreiten iſt. Eine 
Rücknahme im Sinne des 8 46 a. a. O. kann an ſich auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen. Ich habe eine Reihe von Gerichtsſchreibern 
befragt, ob ſie nicht in unſerm Falle in dem Antrage auf 
Weitergabe eine ſtillſchweigende Rücknahme erblicken müßten. 
Keiner von ihnen iſt auf dieſen, dem Fiskus höchſt einträglichen 
Gedanken gekommen, und ich ſtehe nicht an, ihn als geſetz⸗ 
widrig zu bezeichnen. Wenn der Kläger es nach dem, durch 
die Novelle vom 1. Juni 1909 eingeführten 8 505 38D. 
in der Hand hat, falls die Klage tatſächlich bei dem unzuſtän⸗ 
digen Gericht erhoben iſt und der Beklagte die Unzuſtändigkeit 
rügt, die Klage an das zuſtändige Gericht verweiſen zu laſſen, 
um wieviel eher muß es für zuläſſig erachtet werden, daß er 
vor der Zuſtellung die Abgabe an das zuſtändige Gericht be⸗ 
antragt, in beiden Fällen mit der Folge der einheitlichen Koſten⸗ 
berechnung. Bei ſinnentſprechender Anwendung des 8 505 
Abſ. 3 ZPO. ergibt ſich: Das Geſetz behandelt koſtenrechtlich 
das Verfahren vor dem unzuſtändigen und zuſtändigen Gericht 
als ein einheitliches. Die Klageeinreichung bei dem unzuſtän⸗ 


1) Würde er die Klage ohne ſolche Erklärung bei dem zunächſt 
angegangenen Gerichte liegen laſſen und eine neue Klage bei dem 
zuſtändigen Gerichte einreichen, ſo würde das nicht hindern, daß der 
Gerichtsſchreiber nach 8 81 Gch. Koſtenvorſchuß liquidiert; nach 
816 Abſ. 2 der preußiſchen Kaſſenordnung vom 28. März 1907 iſt 
in jedem Falle, wenn das Verfahren einen Monat ruht, bevor ein 
gebührenpflichtiger Akt ſtattgefunden, ein Vorſchuß in Höhe des § 46 
GKG. (1/10) zu erfordern. 
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digen Gericht als ſolche ift kein beſonderer gebührenpflichtiger 
Akt. Es würde dem Geiſte des Geſetzes, wie er in S 505 ZPO. 
zum Ausdruck kommt, widerſprechen, die Weitergabe der Akten 
an das zuſtändige AG. zu verſagen, oder im Falle der Weiter⸗ 
gabe der noch nicht rechtshängig gewordenen Klage den Kläger 
mit der Gebühr des 8 46 GKG. zu belaſten. 

2. Noch ſchlimmer, wie der Formalismus, der den Kläger 
im Intereſſe des Fiskus zwingen will, eine noch nicht zugeftellte 
Klage zurückzunehmen, anſtatt ſie an das zuſtändige Gericht 
weiterbefördern zu laſſen, wirkt der Formalismus in folgenden 
Fällen, die tatſächlich vorgekommen ſind, und mit denen bei 
dem Amtsbetriebe des §S 496 ZPO. auch für die Zukunft zu 
rechnen iſt. Die Klage wird gerichtet an das AG. Berlin X, 
gelangt aber, etwa durch ein Verſehen des Boten, an das AG. 
Berlin X, das die Adreſſe überſieht, Termin anberaumt und 
die Parteien ladet. Hinterher ſtellt ſich heraus, daß die Parteien 
vor ein falches Gericht geladen ſind. Hier hat das Gericht auf 
Antrag oder von Amts wegen einfach den Termin aufzuheben, 
die Parteien von dem Verſehen in Kenntnis zu ſetzen, die Akten 
an das zuſtändige Gericht abzugeben und ihm die weitere Be⸗ 
arbeitung zu überlaſſen. Man ſollte es nicht für möglich halten, 
daß dieſe weitere Bearbeitung mit der Begründung abgelehnt 
werden könnte, es ſei nach S 505 ZPO. zu verfahren, weil die 
Sache „rechtshängig“ geworden ſei. Und doch iſt dieſe Anſicht 
vertreten worden. Sie beruht aber auf der unhaltbaren Vor⸗ 
ausſetzung, daß eine Rechtshängigkeit im Sinne des Geſetzes 
wider Willen des Klägers eintreten könnte. Die Frage hat 
damit, ob und unter welchen Vorausſetzungen prozeſſuale Er⸗ 
klärungen widerrufen werden können, nichts zu tun. (Vgl. hier⸗ 
über RG. 69, 311 ff. und 81, 177 = JW. 1913, 43710.) Man 
mag mit dem RG. grundſätzlich davon ausgehen, daß im Inter⸗ 
eſſe eines geordneten Fortgangs des Verfahrens prozeſſuale 
Erklärungen der Parteien nicht durch einfachen Widerruf un⸗ 
wirkſam werden können. Aber ſelbſt die Berichtigung ſolcher 
Parteierklärungen iſt zugelaſſen, wenn es ſich um eine offenbare, 
auf einem Verſchreiben oder ähnlichen Verſehen beruhende 
Unrichtigkeit handelt, die dem Empfänger der Erklärung er⸗ 
kennbar war. Daß aber das Gericht nicht berechtigt und ver⸗ 
pflichtet ſein ſollte, von ihm ausgegangene, unerbetene Termins⸗ 
beſtimmungen und Ladungen einfach zu kaſſieren, kann im Ernſte 
nicht behauptet werden. Solange ſolche und ähnliche Streit- 
fragen überhaupt entſtehen können, erſcheint dringender als die 
Sehnſucht nach neuen prozeſſualen Grundlagen das Bedürfnis, 
daß ſich die erſtinſtanzliche Praxis von einer, dem Geiſte des 
Geſetzes fremden, engen und formaliſtiſchen Auffaſſung der 
Prozeßordnung möglichſt gründlich befreien möge. 


Kann auf Grund eines ausländiſchen Adoptions⸗ 
vertrages in den deutſchen Standesregiſtern ein 
Vermerk nach § 26 PerſStG. erfolgen? 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Reinhard Jacobi, Berlin. 

Der ungariſche Staatsangehörige H. hat das uneheliche 
Kind der Deutſchen F. durch den vor einem ungariſchen Waiſen⸗ 
ſtuhl abgeſchloſſenen Vertrag, welcher von derſelben Behörde 


J 22. 1913. 


genehmigt und vom ungariſchen Juſtizminiſter beſtätigt worden 
iſt, an Kindes Statt angenommen. 

Die Frage, ob auf Grund dieſes Vertrages die Eintragung 
der Anderung der Standesrechte des Adoptivkindes in das 
deutſche Standesregiſter, in dem ſeine Geburt beurkundet iſt, 
ſtattfinden darf, dürfte zu verneinen ſein, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

I. Die Eintragung von Standesänderungen der fraglichen 
Art regelt 8 26 PerſStG. Dieſe Beſtimmung hat aber dem 
Sinne nach nur inländiſches Recht, inländiſche Rechts— 
verhältniſſe im Auge. Die Veränderungen des Perſonen— 
ſtandes infolge eines lediglich im Auslande, alſo ohne Mit⸗ 
wirkung deutſcher Behörden, begründeten Adoptionsverhältniſſes, 
iſt daher für die deutſchen Standesregiſter nicht eintragungs— 
fähig (ſo auch Hinſchius, PerſSt h. 4. Aufl. Anm. 74 b, 
73 B, c zu 8 26). 

Dieſer Grundſatz, daß die Rechtsakte ausländiſcher Be⸗ 
hörden keine eintragungsfähigen Statusänderungen begründen, 
iſt in der Praxis anerkannt für die Scheidung, Nichtigkeits⸗ 
erklärung von Ehen durch ausländiſche Urteile. 

Auf Grund dieſer Urteile können die in $ 55 PerſStG. 
behandelten Vermerke nicht eingetragen werden (KG. in 
OLG. 7, 412). 

Dieſe Untauglichkeit ausländiſcher Urteile zur Herbeiführung 
der Vermerke nach § 55 J. c. wird in der angeführten Ent⸗ 
ſcheidung zutreffend damit begründet, daß letztere Beſtimmung 
nur für inländiſche Rechtsverhältniſſe geſchaffen ſei, da ſie ihre 
Neufaſſung lediglich mit Nückſicht auf die Einführung der ent⸗ 
ſprechenden materiellen Vorſchriften des BGB. erfahren habe 
(Art. 46 II EGBGB., Magd. Mat. BGB. 1 S. 13) und 
ferner mit dem Hinweis auf die nur für inländiſche Rechts⸗ 
verhältniſſe paſſende Beſtimmung des § 25 der Ausführungs- 
verordnung des Bundesrats vom 25. März 1899 (RGBl. 
S. 223), wonach die Staatsanwaltſchaft dem Standesbeamten 
eine Ausfertigung des Scheidungsurteils zum Zwecke der Ein⸗ 
tragung zu überſenden hat. — Dieſe Begründung, die für 
S 55 J. c. zutrifft, kann nun zwar nicht ohne weiteres, wie dies 
z. B. von Hinſchius geſchieht, für 8 26 verwertet werden. 

Denn dieſer hat mit der Einführung des BGB. keine 
Neufaſſung erhalten, aus der man folgern könnte, daß er nur 
für inländiſche Rechtsverhältniſſe beſtimmt ſei. Wohl aber 
erſcheint hier der Schluß gerechtfertigt: Wie § 55 entſprechend 
obigen Ausführungen nur inländiſche Urteile als Vorausſetzung 
für die Eintragung von Statusänderungen in Betracht zieht, 
für die Eintragung beim Vorliegen ausländiſcher Urteile da⸗ 
gegen keine Grundlage bietet, ſo ſind überhaupt die Eintragungs⸗ 
vorſchriften des PerſStG. für Statusänderungen infolge aus⸗ 
ländiſcher Urteile nicht gegeben, ſie ſetzen zu ihrer Anwendbarkeit 
Rechtsakte vor deutſchen Behörden und durch ſolche voraus. 

Ob dieſe Rechtsakte Urteile ſind oder andere Außerungen 
der Staatsgewalt, z. B. Ehelichkeitserklärung oder die hier 
intereſſierende Beſtätigung des Annahmevertrages iſt ohne Be⸗ 
deutung. Es gilt für alle dieſe Rechtsakte der gleiche 
Grundſatz. 

Nur die von einem deutſchen zuftändigen Gericht beſtätigten 
Adoptionsverträge können die Eintragung eines Vermerkes nach 
8 26 PerſStG. herbeiführen. 


42. Jahrgang. 
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II. Dafür ſprechen auch folgende Erwägungen, die aus 
der Organiſation der Führung der Standesregiſter ſich ergeben. 

Die Eintragungen nach $ 26 1. c. werden von den Standes⸗ 
beamten ſelbſtändig d. h. im Gegenſatze zu den Berichtigungen 
nach 88 65 ff. J. e. ohne gerichtliche Anweiſung vor⸗ 
genommen. Die Standesbeamten ſind aber bloße Beurkundungs⸗ 
perſonen, nicht Richter, ſie ſind nicht dazu beſtimmt, über die 
Anwendbarkeit inländiſchen oder ausländiſchen Rechts und andere 
Rechtsfragen eine Entſcheidung zu treffen (z. B. hier auch 
darüber, ob die nach Art. 22 Abſ. 2 EGBGB. zur Wirkſamkeit 
des Vertrages erforderlichen Erklärungen abgegeben ſind). 

Sie haben auch in keine Nachprüfung der richterlichen An⸗ 
ordnung einzutreten, ſondern lediglich feſtzuſtellen, ob dieſe An⸗ 
ordnung von zuſtändiger Seite erfolgt und ob ſie Wirkſam⸗ 
keit erlangt hat. 

Dieſe aus der Aufgabe des Standesbeamten, ſeiner Stellung 
gegenüber dem Gericht, den Vorſchriften über ſeine Amtsführung 
folgenden Sätze ergeben, daß die Eintragung nach § 26 nur 
folche Vermerke zum Gegenſtand haben kann, deren urkundliche 
Grundlagen keiner materiellen Nachprüfung bedürfen, deren 
Wirkſamkeit vielmehr für den Standesbeamten ohne weiteres 
erkennbar iſt. Für die Adoption kommt daher als Grundlage 
der Eintragung nur der vom deutſchen zuſtändigen Gericht be⸗ 
ſtätigte Annahmevertrag in Betracht. Denn lediglich dieſe 
Beſtätigung, welche gehörig bekanntgemacht iſt, enthält die 
authentiſche, für den Standesbeamten verbindliche Feſtſtellung, 
daß die Vorausſetzungen einer gültigen Annahme an Kindes Stutt 
gegeben find. Dementsprechend find auch in einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten Anweiſungen an die Standesbeamten ergangen, die 
Randvermerke nach 8 26 J. c. nur auf Vorlegung der mit der 
Beſcheinigung der Bekanntmachung des Beſtätigungsbeſchluſſes 
des zuständigen Amtsgerichts verſehenen Vertragsausfertigung 
(unter Hervorhebung der nur für inländiſche Rechtsverhältniſſe 
paſſenden Beſtimmung des § 66 FGG.) einzutragen. 

So Dienſtanweiſung für die Standesbeamten im Groß⸗ 
herzogtum Baden vom 18. Januar 1901 (Geſetz und VBl. 
S. 79 Nr. VI), Min O. betreffend Namensänderungen im 
Königreich Württemberg (RVBl. Nr. 33, vom 9. Oktober 1899 
S. 745), Bekanntmachung des bayriſchen Juſtizminiſters vom 
26. Dezember 1899, die Amtsführung der Standesbeamten in 
der Pfalz betreffend (JMBl. S. 1221). 

III. Die hier vertretene Anſicht kann nicht mit dem Hin⸗ 
weis darauf bekämpft werden, daß damit die Wirkſamkeit im 
Ausland begründeter Adptionsverhältniſſe in Deutſchland über⸗ 
haupt verneint werde, ein Ergebnis, das ſchon mit Rückſicht auf 
Art. 22 Abſ. 2 EGBGB. zweifellos unrichtig fein würde. 

Denn wenn die fraglichen Adoptionsverhältniſſe auch nicht 
geeignet erſcheinen, die Eintragung eines Vermerks nach g 26 1. e. 
herbeizuführen, ſo wird damit im übrigen ihre materielle 
Rechtswirkſamkeit im Inland keineswegs verneint. Es 
handelt ſich bei dieſer Eintragung lediglich um eine der Ordnung 
wegen erfolgende Klarſtellung, nicht um einen rechtsbegründenden 
Vorgang. Indem der Geſetzgeber keinen Zwang auferlegte, 
ſondern einen freiwilligen Antrag erforderte, erklärte er die 
Vermerke des $ 26 als nicht im öffentlichen Intereſſe erforder⸗ 
lich, behandelte ſie alſo anders als die Haupteintragungen 
(SS 17, 54, 56). 


Aus dem Fehlen eines im § 26 zugelaſſenen Randvermerks 
kann alſo nichts geſchloſſen werden. Die Nichteintragung der 
Adoption ſteht deren Rechtswirkſamkeit nicht entgegen. 

IV. Zweifelhaft iſt, ob der ausländiſche Annahmevertrag 
durch Beſtätigung eines deutſchen Gerichts Eintragungsfähigkeit 
erlangen kann. 

In der Literatur wird die Zuläſſigkeit einer ſolchen Be⸗ 
ſtätigung im Auslande begründeter Adoptionsverhältniſſe vielfach 
verneint, (fo auch Ebert, Dudek⸗Lindman. Anm. 1 zu § 66 FGG.) 
und zwar mit Rückſicht auf Art. 22 EGBGB. 

Dieſe Begründung iſt indeſſen verfehlt. Aus Art. 22 in 
Verb. mit Art. 11 J. c. folgt, daß hinſichtlich der materiellen 
Vorſchriften die Geſetze des Staates anzuwenden ſind, dem der 
Annehmende zur Zeit der Adoption angehörte. Das gleiche 
gilt für die Formvorſchriften, doch genügt es, wenn die Formen 
des Errichtungsortes gewahrt ſind. 

Nicht zu den Formvorſchriften zählt aber die Beſtätigung 
der Annahme an Kindes Statt durch das zuſtändige Gericht 
(vgl. Staudinger Anm. 6b zu Art. 22 EGG BGB.). 

Dieſe Beſtätigung darf nach 8 1754 Abſ. 2 BGB. nur 
verſagt werden, wenn ein geſetzliches Erfordernis fehlt. Sie 
darf alſo nicht verſagt werden, wenn die erforderlichen Er⸗ 
klärungen der Beteiligten in der Form abgegeben find, welche 
durch die Geſetze des Staates, dem der Annehmende angehörte, 
vorgeſchrieben find. (Planck, Anm. 4 zu Art. 22 EGG BGB.). 

Ein im Ausland begründetes Adoptionsverhältnis iſt daher 
ſehr wohl der Beſtätigung durch ein deutſches Gericht zugänglich. 
Es iſt aber die Einſchränkung zu machen: die Beſtätigung kann 
nur erfolgen, wenn dieſer Ausländer in Deutſchland ſeinen 
Wohnſitz oder ſeinen Aufenthaltsort hat, ſonſt fehlt es an 
einem nach $ 66 FGG. zuſtändigen Gerichte. Kann dieſe Be⸗ 
ſtätigung erfolgen, ſo wird damit der Annahmevertrag auch ein⸗ 
tragungsfähig im Sinne des § 26 PerſStG. 


Gebühren bei Subjtitutionen und die Entwürfe 
einer neuen Rechtsanwaltsgebührenordnung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen v. Ziegler, Starnberg. 


I. Schon die bisherigen Beſtimmungen über die Gebühren 
des ſubſtituierten Anwalts find mangelhaft. 

In den 88 43, 45 RAO. iſt nur für die Subſtitution 
des Anwalts im regelmäßigen Zivilprozeß eine Be— 
ſtimmung gegeben. Es fehlt aber eine ſolche darüber, welche 
Gebühren der ſubſtitutierte Anwalt ſonſt z. B. im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren, bei Wahrnehmung eines Offenbarungs⸗ 
eidstermins, oder im Konkursverfahren und vor allem in Straf⸗ 
ſachen erhält, ganz abgeſehen von den verſchiedenen kleineren 
Sonderverfahren (vgl. 88 30, 39, 41, 47 RAGD.) des Zivil⸗ 
prozeſſes. Von den der Landesgebührenordnung unterliegenden 
Verfahren ſoll dabei ebenfalls gar nicht die Rede ſein. Bisher 
mußte die Gebührenbemeſſung des ſubſtituierten Anwalts auf 
Grund § 89 NAGD. gefunden werden. Die richtige An⸗ 
wendung entſprechender Beſtimmungen erſcheint ſchwierig; die 
Praxis mit ihrer Unzahl der abweichenden Meinungen zeigt 
dieſes deutlich. 
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An der Hand des Beiſpiels der Gebühren bei einem aus⸗ 
wärtigen Beweiserhebungstermin im Strafprozeß läßt ſich 
aber der richtige Gedanke für 8 89 RAG. herausſchälen. 

Im regelmäßigen Offizialverfahren des Strafprozeſſes gibt 
es keine Beweisgebühr. Es kann daher ſchon keine Rede davon 
ſein, daß der Subſtitut hier etwa in analoger Anwendung des 
8 65 RAG. dieſe Gebühr erhält. Dieſelbe iſt keine Beweis⸗ 
gebühr, ſondern nur eine erhöhte Prozeßgebühr, wie die des 
8 64 NAGD. und eben nur als Ausnahme für das Privat⸗ 
klageverfahren gegeben; andernteils iſt aber wohl zweifellos 
§ 45 RAG. heranzuziehen.) Im Zivilprozeß erhält der 
Subſtitut nach § 45 eine halbe Prozeßgebühr und die „dem 
Prozeßbevollmächtigten im gleichen Falle zuſtehende Beweis- 
gebühr“. 

Der Grundgedanke iſt alſo wohl der: Der Subſtitut muß 
den ganzen Prozeß geiſtig durcharbeiten, er übernimmt auch einen 
Teil des Prozeßbetriebes ſelbſt, daher ſoll er auch einen Teil 
der Prozeßgebühr erhalten. 

Auf den Strafprozeß angewendet heißt dieſes: Im Straf⸗ 
prozeß wird der geſamte Prozeßbetrieb des Anwalts als „Ver⸗ 
teidigung“ mit der Verteidigungsgebühr abgegolten. Alſo 
erhält der ſubſtituierte Anwalt in analoger Anwendung von 
8 45 nach 8 89 NAGD. die halbe Verteidigungsgebühr aus 
8 63 oder 67 je nachdem der Prozeß im Vorverfahren oder 
im Hauptverfahren ſteht. 

Daneben erhält er aber keine Beweisgebühr: Denn 
auch dem Prozeßbevollmächtigten ſtände keine Beweisgebühr „im 
gleichen Falle“ zu. Es frägt ſich jetzt nur, ob der Subſtitut 
an den Erhöhungen der Verteidigungsgebühr aus § 64 und 
8 65 teilnimmt, weil er doch die Hälfte der Verteidigungs⸗ 
gebühr erhält. 

Mit Beſtimmtheit iſt § 64 nicht anzuwenden, auch wenn 
ſich die Verteidigung des Subſtituten auf mehrere Tage erſtreckt. 
So wenig nach der herrſchenden Anſicht (Quednau § 65/5) der 
Hauptanwalt für die Wahrnehmung eines kommiſſariſchen Ver⸗ 
nehmungstermins die Erhöhung des S 64 erhält, ſo wenig 
natürlich erſt recht der Subſtitut. 

8 65 iſt nach der herrſchenden Anſicht — die namentlich 
jetzt in den vielen Entſcheidungen zutage tritt, daß aus dieſer 
Gebühr kein eigener Pauſchſatz neben dem Mindeſtpauſchſatz 
von 4 %, zu berechnen iſt — keine Beweisgebühr ähnlich der 
des Zivilprozeſſes, ſondern nur eine Erhöhung der Prozeß 
„Verteidigungs“⸗Gebühr für die vermehrte Tätigkeit. Dieſe 
Gebühr iſt aber nicht davon abhängig, daß der Hauptanwalt 
der Beweiserhebung beiwohnt. Nur auf Grund des äußeren 
Merkmales, daß überhaupt eine Beweisaufnahme 
ſtattfand, wird vermöge des Pauſchalierungsprinzips die er⸗ 
höhte Verteidigungsgebühr gewährt (in den neuen Entwürfen iſt 
dieſe Beſtimmung — mit Recht — geſtrichen). 

Es rechtfertigt ſich daher nach dem geltenden Rechte, daß 
vermöge des vorangeſtellten Grundſatzes auch der Subſtitut an 


1) Vollſtändig dagegen Quednau $ 65 Anm. 8. Dafür Walter 
Joachim Vorbemerkung zu § 63 Note 5, Meyer⸗Irmler Vorbemerkung 
zu § 63, 2b. Pfafferoth Vorbemerkung Ia will nach §§ 89, 90 
eine Gebühr nach dem Umfang der Mühewaltung bis zum vollen 
Betrage des § 67 gewähren. 


dieſer erhöhten Verteidigungsgebühr teilnimmt, ſomit im Privat⸗ 
klageverfahren regelmäßig 6 ＋ 3 & erhält. 

Das gleiche gilt für die Verteidigung mehrerer Beſchuldigten 
oder Privatkläger gemäß 8 72. 

Schält man alſo den Grundgedanken des § 45 heraus 
und wendet man ihn in allen von der Gebührenordnung nicht 
ſpeziell geregelten Fällen gemäß § 89 RAG. entſprechend an, 
ſo kommt man zu dem Ergebnis, daß 

1. prinzipiell der ſubſtituierte Anwalt die Hälfte der 
Prozeßbetriebsgebühr des Hauptanwalts erhält, welche 
dieſer für die betreffende Inſtanz bezieht, alſo im 
Strafverfahren die Hälfte der Verteidigungsgebühr, 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren die Hälfte der 
Zwangsvollſtreckungsgebühr, im Konkursverfahren die 
Hälfte der Gebühr nach 8 55, im Aufgebotsverfahren 
die Hälfte der Gebühr des § 40 Ziff. 1 RAG O., 
bei Ratserteilung des 8 47 NAGD. (z. B. ein aus⸗ 
wärtiger Anwalt wird zur Löſung einer Frage aus⸗ 
ländiſchen Landesrechts vom Hauptanwalt heran⸗ 
gezogen) 0 uſw. uſw.; 

2. in Fällen, in welchen der Hauptanwalt, neben der 
Betriebsgebühr, für die Handlung, welche der Subſtitut 
vornimmt, bei eigener Vornahme eine beſondere 
Gebühr beanſpruchen könnte, wie eben bei der Beweis⸗ 
aufnahme des Zivilprozeſſes, erhält der Subſtitut 
auch dieſe Gebühr z. B. im Konkursverfahren die 
Gebühren des § 56, im Aufgebotsverfahren die 
Gebühr des § 40 Ziff. 4, nicht aber im Strafprozeß 
eine Beweisgebühr nach § 65. 

Man findet dieſe beiden Gedanken bereits in 8 43 RA., 
dem zweiten von derſelben ausdrücklich geregelten Subſtitutions⸗ 
falle, verkörpert. 

Dieſe Regelung erſcheint einfach und zur Entlohnung des 
Subſtituten entſprechend. Nach dem gegenwärtigen Standpunkt 
der RAG O. iſt es aber fraglich, ob gemäß § 89 NAGD. zuerſt 
analog $ 45 RAG. und dann die beſonderen Spezialvor⸗ 
ſchriften heranzuziehen ſeien oder direkt nur § 89 und die 
einzelnen Spezialvorſchriften Anwendung finden können, in 
welchem Falle der Subſtitut regelmäßig um eine Gebühr kommt; 
es empfiehlt ſich daher, in dem obigen Sinne eine ausdrückliche 
Beſtimmung in der RAG. einzuführen. 

* 

Der vom Verein der Amtsgerichtsanwälte aufgeſtellte 
Entwurf einer neuen NAGD. enthält keine diesbezüglichen 
Beſtimmungen. Der Entwurf des Deutſchen Anwaltvereins 
hat dem 8 45 die Faſſung gegeben, daß dem Subſtituten bei 
der Beweisaufnahme eine volle Gebühr zukommt. — Nachdem 
dieſer Entwurf prinzipiell die Beweisgebühr auf eine volle 
Gebühr erhöht hat, wäre der Subſtitut ungenügend honoriert, 
da ſeine Tätigkeit ſich eben nicht nur auf die Beweis- 
erhebung erſtreckt, für die die volle Gebühr entſprechen ſoll, 
ſondern er auch den ganzen Prozeß durcharbeiten muß, alſo mit 
Recht die halbe Prozeßgebühr außerdem fortbeziehen müßte. 

Wohl aber hat der letztere Entwurf in § 67a unter anderem 
für die Mitwirkung bei einem außerhalb der Hauptverhandlung 
ſtattfindenden Beweisaufnahmeverfahren die Hälfte der gewöhn⸗ 
lichen Verteidigungsgebühr des § 63 zugebilligt. 
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Dieſe Beſtimmung trifft nach ihrem Wortlaut ſowohl den 
Fall, daß der eigentliche Verteidiger bei dieſen beſonderen Ter⸗ 
minen mitwirkt, wie daß nur ein ſubſtituierter Anwalt darin 
tätig iſt. Die Regelung entſpricht unſeren oben enthaltenen 
Grundſätzen, nur liegt eine Unlogik darin, daß die 10 immer 
aus der Gebühr des 8 63 berechnet werden, während ſie 
logiſcher im Vorverfahren eben nur aus der Vorverfahrens⸗ 
gebühr berechnet werden dürften. 

Die Zweifel wegen der Beweisgebühr des § 65 find durch 
Streichung dieſer Gebühr erledigt. 

Eine generelle Regelung der Gebühren des ſubſtituierten 
Anwalts iſt aber auch in dieſem Entwurfe nicht getroffen worden. 
Die Auslegung auf Grund des beibehaltenen 8 89 iſt ſchwieriger 
denn je, da ſich bei der Neuregelung einerſeits des 8 45 (Ge 
währung nur einer vollen Gebühr), andererſeits des S 672 
(halbe Verteidigungsgebühr) und Beibehaltung des 8 43 
(½ Prozeßgebühr und Spezialgebühr) ſich ein leitender Grund⸗ 
gedanke überhaupt nicht mehr herausſchälen läßt. 

Es iſt merkwürdig, daß dieſer Lücke bisher, ſoweit ich ſah, 
nicht gedacht wurde;?) auch das Blochſche Gutachten auf dem 
Roſtocker Anwaltstag (JW. 1910, 601) iſt der Frage nicht 
nähergetreten; und doch handelt es ſich um einen ungeklärten 
Rechtſtoff, der faſt täglich in den verſchiedenſten Variationen an 
den Anwalt herantritt. Es iſt ein durchaus unerquickliches Ding, 
wenn Hauptanwalt und Subftitut verſchieden liquidieren, und in 
der Tat eine feſte Richtſchnur nicht zu finden iſt. Die neue 
Gebührenordnung ſoll daher außer einer ſpeziellen Regelung 
der beiden Hauptfälle — des Zivilprozeſſes und des Straf⸗ 
prozeſſes (in letzterem nach der obigen Anregung) im An⸗ 
ſchluſſe an $ 89 RAO. — eine Regel geben, daß im Falle 
der Subſtitution, der fubftitutierte Anwalt zunächſt die Hälfte 
der dem Hauptanwalte für den Betrieb der Angelegenheit zu⸗ 
ftehenden Gebühr, und wenn dieſer im Falle der Selbſtvornahme 
des Geſchäftes daneben noch eine beſondere Gebühr erhielte, 
dieſe Gebühr ganz, und zwar im Falle wiederholter Tätigkeit 
auch wiederholt erhält. Es iſt natürlich Sache der beratenden 
Kommiſſion, dieſen Gedanken zu formulieren und ſeine Anwen⸗ 
dung auf die einzelnen Spezialfälle und auf die ſonſtigen 
Neuerungen der Gebo. durchzuarbeiten. 


II. Welche Gebühren bleiben dem Hauptanwalt 
und welche Gebühren find erſtattungsfähig? 

Für den Zivilprozeß billigt 8 42 dem Hauptanwalt, der die 
Vertretung in der mündlichen Verhandlung und in der Beweis⸗ 
aufnahme abgegeben hat, die ganze Prozeßgebühr und die halbe 
Verhandlungsgebühr zu. 

Die RAG. (vgl Motive zu 88 42, 43) aing von dem 
richtigen Grundſatze aus, daß die hinzutretende Tätigkeit eines 
zweiten Anwalts bei demſelben Akte eine Herabſetzung der 
Gebühren des erſteren Anwaltes nicht herbeiführen kann, und 
billigte deshalb dem Hauptanwalte die volle Prozeßgebühr zu, 
obwohl auch der Subſtitut die halbe Prozeßgebühr erhält. 
Dieſes iſt auch vollſtändig berechtigt. 

2) Vgl. Abhandlungen zu den neuen Entwürfen in JW. 12 
S. 335, 580, 738, 786; 441 (gibt nur die Grundſätze des Entwurfes 
des Deutſchen Anwaltvereins wieder). Mitteilungen der Amts⸗ 
gerichtsanwälte 1912 S. 30, 47. 


Die danach gewährte halbe Verhandlungsgebühr, 
die natürlich auch von der Schlußverhandlungsgebühr zu be⸗ 
rechnen iſt (Quednau § 42 Note 2) begründet der Entwurf 
damit, daß der Prozeßbevollmächtigte immer noch einen be⸗ 
ſonderen Verkehr mit dem Subſtituten zur Vorbereitung der 
Verhandlung oder auch zur weiteren Prozeßführung pflegen muß. 

Dieſe Begründung ift nicht durchſchlagend. Das Syſtem 
der Anknüpfung an äußere Merkmale bringt es mit ſich, daß 
das Maß der Arbeit nicht ausſchlaggebend iſt, ſondern die 
Gebühr eben einfach bei der Tatſache der Verhandlung, 
der Erlaſſung des Beweisbeſchluſſes uſw. anfällt; ſie kann 
aber darum auch nur dem Anwalte zukommen, der verhandelt, 
der den Beweisbeſchluß durch die Verhandlung hervorruft, der 
zum Schluſſe verhandelt; andernfalls müßte man dem Haupt⸗ 
anwalt auch die halbe Beweisgebühr zubilligen, da durch den 
Eintritt der Prozeſſes in das Beweisſtadium auch für ihn die 
Tätigkeit wieder zunimmt. Der Hauptanwalt betreibt den 
Prozeß, weiter tut er nichts, ſeine Entlohnung ſei denn auch 
die volle Prozeßgebühr; aber auch nur dieſe; den Aus⸗ 
gleich muß hier eine Neuregelung der Erſtattungsfähigkeit 
dieſer Gebühr geben. 

Es iſt bekannt, daß faſt in allen Fällen der Subſtitution 
der Hauptanwalt tatſächlich nur die halbe Prozeßgebühr!) 
liquidiert, nämlich diejenige, welche gemäß 891 Abſ. II Satz 2 ZPO. 
erftattungsfähigt) ift: Die Partei würde ſich meiſtens ſchönſtens 
dafür bedanken, wenn ſie die übrigen Gebühren aus eigener 
Taſche daraufzahlen müßte. Begnügt ſich aber das Gros aller 
fubftituierenden Anwälte mit der halben Prozeßgebühr, ſo 
ſchneidet man ihnen nicht ins Fleiſch, wenn man die halbe 
Verhandlungsgebühr auch theoretiſch ſtreicht. 

Der Entwurf der Amtsgerichtsanwälte hat zwar die halbe 
Verhandlungsgebühr beibehalten, aber in 88 37/11 des Ent⸗ 
wurfes nicht dieſe, wohl aber die volle Prozeß gebühr des 
Hauptanwalts für erſtattungsfähig erklärt, 

1. wenn der Prozeßbevollmächtigte am Prozeßgericht nicht 
zugelaſſen iſt, gemeint iſt alſo der auswärtige 
Hauptanwalt, und 

2. durch die Tätigkeit zweier Rechtsanwälte nicht mehr 
Koſten entſtehen, als entſtanden ſein würden, wenn 
der Prozeßbevollmächtigte ſelbſt in der mündlichen 
Verhandlung tätig geweſen wäre — alſo ſeine Reiſe⸗ 
gebühren höher wären — oder — nach beſonders 
aufgeſtellten Regeln — die Korreſpondenzgebühr er⸗ 
ſtattungsfähig iſt. 

Es iſt erfreulich, daß dieſer Entwurf w enigſtens die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit geſetzgeberiſch regelte, wenn auch nicht ganz glücklich.“) 

Der Entwurf des Deutſchen Anwaltvereins hat 
an 8 42 RAG. nichts geändert, wohl aber hat er für die 


3) Vgl. Striemer in JW. 10, 223. 
4) Daß ſchon bisher die Rechtſprechung auf dem Standpunkte 
ſtand, nicht zu erwägen, ob durch die Tätigkeit der zwei Anwälte 
mindeſtens gleichviel an Reiſekoſten der Partei erſpart wurde, und 
nicht wenigſtens in dieſem Rahmen die Gebühr nach § 42 RAG. 
für erſtattungsfähig hielt, iſt bedauerlich. 

5) Indem er aber die halbe Verhandlungsgebühr nicht für er⸗ 
ſtattungsfähig hält, zeigt er deutlich, daß dieſelbe keine innere Be⸗ 
rechtigung hat. 
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Korreſpondenzgebühre) in einer gegenüber dem Entwurfe 
der Amtsgerichtsanwälte beſſer formulierten Weiſe die Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit ausgeſprochen (Entwurf zu 8 91 ZPO.). Die 
Korreſpondenzgebühr (wie bisher eine volle Prozeßgebühr) ſoll 
ſamt dem Pauſchſatz erſtattet werden, wenn eine nicht am Orte 
des Prozeßgerichts wohnhafte Partei neben dem am Prozeß⸗ 
gerichte zugelaſſenen Prozeß bevollmächtigten einen an ihrem 
Wohnorte oder in deſſen Nähe anſäſſigen Anwalt mit der In⸗ 
formation des Prozeßbevollmächtigten betraut. 

Es bleibt aber eine ganz unbegründete Lücke, wenn die 
Partei nicht dieſen Anwalt ihres Wohnortes gleich zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten,“) der dann für die Verhandlung erſt den 
Anwalt des Prozeßgerichts ſubſtituiert, aufſtellen und nicht auch 
die Koſten des erſten erſetzt erhalten darf. 

Im Amtsgerichtsprozeß kommt die Korreſpondenzgebühr 
überhaupt kaum vor, weil die Partei wohl immer den Anwalt 
ihres Wohnſitzes als Prozeßbevollmächtigten beſtellt. In kollegial⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen iſt dieſes nicht möglich, weil der Anwalt 
des Wohnſitzes am Prozeßgerichte regelmäßig nicht zugelaſſen 
wird. Aber iſt dann in beiden Fällen die Tätigkeit des an 
erſter Stelle in Anſpruch genommenen Anwalts eine ſo ſehr 
verſchiedene? 

Der ortsanſäſſige Anwalt, der Anwalt des Vertrauens, 
führt doch in der Praxis in Wahrheit immer den Prozeß, ob 
er — am Amtsgericht — ſich gleich zum Prozeßbevollmächtigten 
beſtellt oder — an den Kollegialgerichten — ſich äußerlich 
mit der Charge des Korreſpondenzanwalts zufriedengeben muß. 
Der gewiſſenhafte Korreſpondenzanwalt arbeitet ſowohl bei der 
Informationsentgegennahme wie namentlich bei der In⸗ 
formationsabgabe an den Prozeßbevollmächtigten das Tat⸗ 
ſachenmaterial in ſeiner rechtlichen Bedeutung durch und wird 
auch mehr oder minder ſeine rechtlichen Ausführungen, da die 
Partei von ihm doch Auskunft über den vorausſichtlichen Erfolg 
des Prozeſſes haben will, auch dem Prozeßbevollmächtigten 
mitteilen. Dieſer braucht alſo eigentlich nichts weiter zu tun, 
als danach ſeinen Schriftſatz mehr oder minder abzuſchreiben. 

Es wäre alſo angebracht, Korreſpondenzgebühr und Sub⸗ 
ſtituentengebühr gleichzuſtellen, jedem die volle Prozeß⸗ 
gebühr und nur dieſe zu gewähren, und jede in dem oben- 
gedachten Falle nach dem Entwurf zu § 91 ZPO. erſtattungs⸗ 
fähig zu machen.“) 

Mit dem Entwurf des Deutſchen Anwaltvereins ſtimme 
ich überein, daß die Vorſchriften über die Erſtattungsfähigkeit 
in die ZPO. und nicht in die RAG. gehören. 


6) Wie auch unter Einſchränkungen der Entwurf der Amts⸗ 
gerichtsanwälte. 

7) Soweit nicht Zulaſſungsſchwierigkeiten entgegenſtehen. 

8) Es frägt ſich dann nur, ob man nicht auch die letzte Kon⸗ 
ſequenz daraus ziehen und in beiden Fällen auch den Subſtituten 
gleichſtellen, alſo ihm in jedem Falle, ob er nun neben einem Korre⸗ 
ſpondenzanwalt Prozeßbevollmächtigter oder für die Verhandlungen 
der Subſtitut des auswärtigen Prozeßbevollmächtigten iſt, nur die 
halbe Prozeßgebühr geben ſoll. Denn beide Male nimmt ihm der 
auswärtige Anwalt den Verkehr mit der Partei ſelbſt ab und unter⸗ 
breitet ihm den Stoff in juriſtiſch klargeſtellter Form, erleichtert ihm 
ſelbſt alſo die Arbeit weſentlich. 


Ablehnung von Mandaten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Geiger, Frankfurt a. M. 


Unter den mannigfaltigen Angriffen, die heute von Laien 
und leider auch aus Richterkreiſen gegen die Anwaltſchaft 
gerichtet werden, findet man häufig auch die Klage, keine 
Sache ſei ſo ausſichtslos, daß nicht doch ein Anwalt ſie an⸗ 
nehme. Beſonders begegnet man dieſem Vorwurf bei der Kritik 
über allzu große Häufigkeit ausſichtsloſer Reviſionen in Straf⸗ 
ſachen. Hierauf iſt oft erwidert worden, daß alle Fälle, in 
denen es dank der Bemühungen des Anwalts nicht zum Prozeß 
kommt, unbekannt bleiben. Auch hat man darauf hingewieſen, 
daß der Begriff der Ausſichtsloſigkeit kein objektiver iſt, und 
daß eine Sache nicht ſchon deshalb ausſichtslos iſt, weil das 
Gericht ſich ſpäter gegen den Mandanten erklärt. Eventus 
magister stultorum! Aber der Hauptpunkt bleibt doch, ob 
denn wirklich der Anwalt moraliſch oder in richtiger Auf⸗ 
faſſung der Standespflichten verbunden iſt, eine ihm ausſichtslos 
erſcheinende Sache abzulehnen. In Deutſchland gilt beinahe 
die Stellung dieſer Frage ſchon als unſittlich. Um aber zu 
entſcheiden, ob uns nicht ein Vorurteil irreführt, ſei es ge⸗ 
ſtattet, die Meinung Englands darzuſtellen. Dort iſt die Frage 
gelegentlich der Marconi⸗Affäre kürzlich wieder akut geworden. 
Und wenn auch die engliſchen Verhältniſſe von den unſeren 
grundverſchieden ſind, ſo ſteht doch die ſittliche Unantaſtbarkeit 
von Juſtiz und Anwaltſchaft in England feſt. Auch für uns 
wird daher dieſes Beiſpiel Belehrung bieten. 

Die engliſche Anwaltſchaft zerfällt bekanntlich in die zwei 
Klaſſen der Barriſters und Solicitors. Der Solicitor beſorgt 
den Verkehr mit der Partei; ihm liegt der ganze Kreis anwalt⸗ 
licher Geſchäfte mit Ausnahme der Vertretung der Sache in 
der mündlichen Verhandlung ob. In ſtreitigen Sachen hat er 
insbeſondere für die Inſtruktion und Vorbereitung der Sache 
bis zur Hauptverhandlung zu ſorgen. Trotzdem iſt die Haupt⸗ 
perſon im Prozeſſe der Plädieranwalt, der Barriſter. Denn 
da in England der Grundſatz der mündlichen Verhandlung voll 
ausgebildet iſt, hängt das Schickſal des Prozeſſes davon ab, 
daß der Streitſtoff rechtlich und tatſächlich erſchöpfend vor⸗ 
getragen wird. Zu den Aufgaben des Barriſters gehört 
außerdem auch die Beweisaufnahme, da die Vernehmungen 
durch die Partei und nicht durch den Richter erfolgt. Kein 
Barriſter darf ein Mandat direkt von der Partei oder einem 
Privatmann annehmen, ſondern nur von einem Solicitor. Zu 
Gunſten des Barriſters herrſcht für die mündliche Verhandlung 
ein gemilderter Anwaltszwang. Es ſteht zwar jeder Partei 
frei, den Prozeß ſelbſt zu führen. Nimmt ſie ſich aber einen 
Vertreter, ſo muß dies ein Barriſter fein. Er unterſteht der 
Etikette der Bar; er muß daher die überkommenen Anſtands⸗ 
regeln der engliſchen Anwaltſchaft ſtreng einhalten, wenn er 
nicht ſein ganzes Anſehen aufs Spiel ſetzen will. Bei der 
Übergabe der Akten und der Übertragung des Mandats erhält 
der Barriſter vom Solicitor eine gedrängte Darſtellung des 
ganzen Falles; man nennt ſie „Brief“ (von brevis). Die An⸗ 
nahme des „Briefs“ entſpricht unſerer „Annahme des Mandats“. 

Die Etikette der Bar beſtimmt nun über die Annahme 
von Mandaten, daß der Barriſter verpflichtet iſt, jeden Brief 
anzunehmen, wenn ihm ein angemeſſenes Honorar zugleich 
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angeboten wird. Er darf nur aus zwingenden, perſönlichen 
Gründen ablehnen. Als ſolche Gründe werden aber 
nicht anerkannt, daß der Barrifter die Sache für aus⸗ 
ſichtslos hält oder vom Unrecht ſeiner Partei überzeugt iſt. 
Die perſönliche Anſicht oder Geſinnung des Barriſters ſpielt 
eben überhaupt keine Rolle. 

So waren in den Marconi⸗Prozeſſen die in die Angelegen⸗ 
heit verwickelten Miniſter und liberalen Parteiführer durch die 
beiden bedeutendſten konſervativen Anwälte, die zugleich konſer⸗ 
vative Führer im Unterhauſe find, nämlich durch Sir Edward 
Carſon (im letzten konſervativen Miniſterium Attorney General) 
und F. E. Smith vertreten. Die Konſervativen waren natürlich 
ſehr unangenehm davon berührt, daß dadurch ihre beiden beſten 
juriſtiſchen Sprecher für die Debatte im Unterhauſe kaltgeſtellt 
waren. Insbeſondere führte die „Times“ in einem Leitartikel 
aus, Carſon und Smith hätten wegen ihrer politiſchen Stellung 
die Miniſter nicht vertreten dürfen. Politiſche Verhältniſſe 
ſeien nach Anſicht der Zeitung zwingende perſönliche Gründe. 
Wenn dies aber nach Anſicht des Anwaltſtandes nicht der 
Fall ſei, fo müßten die Regeln der Bar⸗Etikette ſchleunigſt 
geändert werden. 

Die „Times“ hat hierauf von einer Reihe namhafter 
Juriſten Zuschriften erhalten, deren Inhalt hier kurz wieder⸗ 
gegeben werden ſoll. 

Sir Harry Poland führt aus, daß politiſche Gegnerſchaft 
oder Mitgliedſchaft im Parlament niemals einen Anwalt be⸗ 
rechtigen, ein Mandat abzulehnen. Er geht dann auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte dieſer Regel ein und zitiert die Außerungen 
zweier hervorragender Rechtsgelehrter aus früherer Zeit. Sie 
beleuchten den Fall ſo klar, daß ſie hier folgen ſollen, wobei 
ich mich an den in der „Law-Times“ vom 21. Juni 1913 
(Vol. 135 S. 181) gegebenen Wortlaut halte. 

Schon 1792 definierte hiernach Erskine, der führende 
Strafverteidiger ſeiner Zeit und ſpätere Lordkanzler, die 
Pflichten des Anwalts folgendermaßen: 

„Ich will für alle Zeiten und gegen alle Wechſelfälle 
die Würde, Unabhängigkeit und Unantaſtbarkeit der 
engliſchen Anwaltſchaft verfechten. Denn ohne dieſe kann 
unparteiiſche Rechtspflege, der wertvollſte Teil der 
engliſchen Verfaſſung, nicht beſtehen. Von dem Augen⸗ 
blicke an, wo man dem Anwalt erlaubt, zu ſagen, ob er 
zwiſchen der Krone und dem angeklagten Untertan ſtehen 
will, oder ob er es nicht will, von dieſem Augenblicke 
an iſt die Freiheit Englands zu Ende. Wenn der Anwalt 
von ſeiner Anſicht von der Anklage oder der Verteidigung 
aus die Vertretung des Angeklagten ablehnt, ſo maßt 
er ſich das Amt des Richters an. Ja, er maßt 
es ſich an vor der Stunde des Urteils und legt im 
Verhältnis zu ſeinem Rang und ſeinem Anſehen den 
ſchweren Einfluß einer vielleicht irrtümlichen Anſicht in 
die Wagſchale gegen den Angeklagten.“ 

1822 hat ſich dann Lordkanzler Eldon folgendermaßen geäußert: 

„Der Barriſter darf keine Auswahl treffen, für welchen 
Kläger er auftritt. Denn, wenn man dem Barriſter er⸗ 
lauben würde, eine Auswahl in bezug auf den Klienten 
zu treffen, für den er plädiert, ſo würde der Lauf 
der Rechtspflege unterbrochen werden durch ein 


Vorurteil gegen den Kläger und das Fehlen der 
Unberührtheit der Anwaltſchaft.“ 

Gleichzeitig mit Sir Harry Poland hat ſich auch Sir 
Ralph Neville, früher langjähriger Anwalt, jetzt Richter am 
High Court, geäußert. Er faßt die Pflicht zur Mandats⸗ 
annahme noch ſchärfer: 

„Man muß ſich immer daran erinnern, daß man in 
derſelben Lage iſt, wie ein Kutſcher, der in der Reihe 
ſteht und auf jede Beſtellung kommen muß. Es iſt 
niemand gezwungen, Anwalt zu werden oder zu bleiben. 
Aber ſolange er die Privilegien eines Barriſters genießt, 
muß er ſeine Dienſte ohne Furcht und Gunſt 
jedem zur Verfügung ſtellen, der ihrer bedarf.“ 

Schließlich hat ſich auch einer der angegriffenen Anwälte, 
F. E. Smith, ſelbſt geäußert. Seine Bemerkungen gipfeln 
in dem Satze: 

„Wirft man uns etwa vor, daß wir überhaupt als 
Anwälte in dieſer Sache tätig wurden, oder vielmehr 
nur, daß wir auf der verkehrten Seite ſtanden? Wenn 
letzteres gemeint iſt, fo iſt dies die gröbſte Be— 
ſchimpfung, die jemals einem ehrenwerten Stande 
angetan worden iſt.“ 

Daß dieſe Anſicht alter und neuer Autoritäten nicht ver⸗ 
einzelt ift, ſondern die communis opinio des geſamten Juriſten⸗ 
ſtandes darſtellt, beweiſen die Außerungen der „Law⸗Times“, 
der führenden engliſchen juriſtiſchen Zeitſchrift. Sie bringt an 
einer Stelle Einzelheiten aus der Praxis der Anwaltſchaft in 
Irland, wo derartige politiſche Kämpfe noch heftiger zu ſein 
pflegen, als in England. Es wird zuerſt feſtgeſtellt, daß es die 
ungebrochene Tradition der führenden Advokaten der Iriſchen 
Bar ſei, jeden Brief von dem Solicitor anzunehmen, der zuerſt 
kommt. So wurde in dem bekannten Hochverratsprozeſſe Parnell 
von einem feiner ſchärſſten politiſchen Gegner, Francis Mac 
Donagh, verteidigt, obwohl deſſen Eigentum ſogar kurz zuvor 
durch einen von Parnells Anhängern veranlaßten Aufſtand 
geſchädigt worden war. Während eines anderen Prozeſſes 
wurde der Anwalt des Nationaliſten Redmond als Kandidat 
der Unioniſten in einem iriſchen Wahlkreiſe aufgeſtellt und 
ſchickte deshalb ſeinen Brief zurück. Deſſen Rücknahme wurde 
aber verweigert, und er mußte den Prozeß für ſeine politiſchen 
Gegner durchführen, was er auch mit Eifer und Hingabe tat. 

Die eigene Anſicht des Blattes kommt am beſten zum Aus⸗ 
druck in den Worten, mit denen es ſeinen erſten Artikel ſchließt: 

„Sir Edward Carſon und F. E. Smith müſſen 
dazu beglückwünſcht werden, daß ſie dem Publikum die 
Tatſache gezeigt haben, daß die Dienſte des Anwalts 
jedem Mitgliede des Publikums in gleicher Weiſe 
zur Verfügung ſtehen, eine Regel, um wieder Sir 
Ralph Neville zu zitieren, die uns überkommen iſt 
von Generationen von Männern, die das Anſehen der 
engliſchen Anwaltſchaft hinterlaſſen haben unübertroffen 
in der Welt in bezug auf Integrität, Furchtloſigkeit 
und Unparteilichkeit. Und das ift des Publikums größtes 
Intereſſe!“ 

Diete engliſche Auffaſſung erſcheint manchem vielleicht 
erſtaunlich. Sie ift aber nur eine ſelbſtperſtändliche Folge des 
Anwaltzwanges. Wer die Privilegien eines ſolchen Monopols 
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genießt, muß jedem Rechtſuchenden zur Verfügung ſtehen. 
Mit Recht weiſt Erskine darauf hin, daß jede Ablehnung 
wegen Ausſichtsloſigkeit durch den Anwalt dem Klienten von 
vornherein ſchadet. Die Partei will vom Richter wiſſen, ob 
ſie Recht hat, nicht vom Anwalt. 

In unverkennbarem Widerſpruch hierzu ſtehen die Gewohn⸗ 
heiten unſerer deutſchen Reichsgerichtsanwälte. Dieſe haben ſtets 
die Anſicht verfochten, die Anwaltſchaft müſſe die Sache ſieben und 
ſo dahin wirken, daß offenbar ausſichtsloſe Sachen vom Reichs⸗ 
gericht ferngehalten werden. Die hierauf beruhende Praxis der 
Reichsgerichtsanwälte wird allerdings von den Inſtanzanwälten 
bemängelt. Der Standpunkt der letzteren deckt ſich in vielem mit 
der engliſchen Auffaſſung, daß man nämlich jedem die Möglichkeit 
bieten müſſe, ſein vermeintliches Recht bis zum letzten zu ver⸗ 
fechten. Vielleicht beruht die entgegengeſetzte Anſicht auf einer 
Verwechſlung der beratenden und vertretenden Tätigkeit des 
Anwalts. Selbſtverſtändlich hat der Anwalt das Recht und 
die Pflicht, von einem ausſichtsloſen Prozeß abzuraten; er wird 
beſtrebt ſein, den Klienten an einem Vorgehen zu verhindern, 
das ihm zweckwidrig erſcheint. Wenn der Mandant ſich aber 
einmal entſchloſſen hat, den Prozeß zu führen oder der An⸗ 
geklagte in einen Strafprozeß verwickelt iſt, ſo gebietet die Pflicht 
dem Anwalt, als dem berufenen und vom Staate eingeſetzten 
Vertreter, die Intereſſen des Klienten nach beſten Kräften zu 
wahren. Die Verantwortung für die Führung des Prozeſſes 
trägt allein der Mandant, ebenſo wie der Angeklagte ſeine Schuld 
nicht auf den Verteidiger abſchieben kann. Der Anwalt iſt 
nicht der Vormund der Partei, ſondern ihr Bevollmächtigter. 
Leider herrſcht ja in Deutſchland das Beſtreben vor, das 
Publikum zu bevormunden. Dieſe, uns aus der Zeit des 
Abſolutismus überkommene Anſchauung ſpielt, wie bei der 
geringen Bewertung der Anwaltſchaft überhaupt, auch bei der 
Umgrenzung ihrer Pflichten mit. Das Recht auf anwaltliche 
Vertretung iſt ein äußerſt wichtiges Recht des Staatsbürgers. 
Dies iſt aber leider noch nicht allgemein anerkannt; im Gegen⸗ 
teil, Richter und Publikum ſehen oft die Anwaltſchaft als 
läſtige Feſſel an, der ſie ſich bei jeder Gelegenheit zu entledigen 
ſuchen. Während daher in England, bei der dort herrſchenden 
hohen Wertung des Anwaltſtandes, das Beſtreben in erſter 
Linie darauf geht, jedem anwaltliche Vertretung zu ſichern, 
wird bei uns der geſetzlich beſtehende Anwaltszwang vermengt 
und beſchwert mit Standesauffaſſungen, die dem Publikum in 
vielen Fällen ſehr zu ſeinem Schaden den Anwalt und Ver⸗ 
teidiger entziehen und die beinahe ſchon die Beſchäftigung mit 
Strafſachen zu einer minderwertigen geſtempelt haben. Man 
benutzt den Antvaltszwang, um dem Gericht durch die Vor⸗ 
prüfung Arbeit zu erſparen. Das in dem Anwaltszwang 
liegende ſittliche Gebot richtet ſich aber in erſter Linie dahin, 
daß jedem Rechtſuchenden der Anwalt werde. Sonſt erniedrigt 
man ja den Anwalt, den man in Feſtreden fo oft als gleich⸗ 
geordnetes Organ der Rechtspflege feiert, zum Gehilfen des 
Richters. Man überſieht allerdings dabei, daß man hierdurch 
der Anwaltſchaft auf der anderen Seite eine viel zu große Macht 
einräumt, indem man ſie zwingt, um mit Erskine zu reden, die 
Rolle des Richters ſich anzumaßen. Ein Beiſpiel für viele. 
Es iſt bekannt, daß das RG. früher den Differenzeinwand in 
viel weiterem Maße zugelaſſen hat, als die Inſtanzgerichte. 


Wenn nun die Reichsgerichtsanwälte ſich grundſätzlich geweigert 
hätten, gegen derartige Urteile Reviſion einzulegen? Dann 
wäre einfach eine wohlerwogene, wenn auch nach Anſicht der 
meiſten Juriſten unrichtige geſetzliche Beſtimmung illuſoriſch 
gemacht worden. Man ſieht, daß man ſich durch die Forderung, 
der Anwalt müſſe ausſichtsloſe oder ungerechte Sachen ablehnen, 
ins Uferloſe begibt. 

Nur der wird dieſe Frage, wie jede mit dem Anwaltberufe 
zuſammenhängende Frage, richtig beurteilen, der nie aus dem 
Auge verliert, daß der Anwalt, ſei er noch ſo ſehr „Organ der 
Rechtspflege“, immer Vertreter der Partei iſt. Seine vor⸗ 
nehmſte und erſte Pflicht iſt es, ſeinem Mandanten zu dienen. 
Wer glaubt, daß er zu „objektiv“ ſei, um ſich auf den Partei⸗ 
ſtandpunkt ſtellen zu können, ſoll nicht Anwalt werden. Wer 
allzu große Objektivität bei Annahme von Mandaten walten läßt, 
der ſchädigt oft im Ergebniſſe den, der ihm ſein Vertrauen zu⸗ 
gewandt hat. Das aber ſollten diejenigen mit allen Kräften zu 
vermeiden ſuchen, denen die hohe Aufgabe zukommt, Anwalt 
des Rechts zu ſein. 


Der Entwurf eines Geſetzes betreffend Sonntags⸗ 
ruhe im Handelsgewerbe. 
Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Gottſchalk, Berlin. 


Nach langjährigen Beratungen und vielfachen Reſolutionen 
des Reichstags und der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit⸗ 
nehmerverbände iſt der „Entwurf eines Geſetzes betreffend 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe“ erſchienen. Die Frage der 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe, die bisher grundſätzlich in 
der Gewerbeordnung (vgl. 8 105b Abſ. 2) geregelt war, ſoll 
nun in einem beſonderen Geſetze ihre Regelung finden. Die 
Geſetzgebung geht damit einen Weg, den ſie in der letzten Zeit 
häufiger beſchritten hat. Während in früherer Zeit alle 
Anderungen der GewO. als Novellen in das Geſetz eingefügt 
wurden, hat man in den letzten Jahren einzelne Materien 
herausgenommen und in ſelbſtändigen Geſetzen bearbeitet. So 
iſt bereits im Jahre 1903 das Kinderſchutzgeſetz, ſo ſind in der 
letzten Zeit das Hausarbeitsgeſetz und das Stellenvermittler⸗ 
geſetz entſtanden. Ihnen ſoll nun das Geſetz über die Sonntags⸗ 
ruhe im Handelsgewerbe folgen. Man kann nicht ſagen, daß 
durch die fortgeſetzte Novellen- und Ergänzungsgeſetzgebung die 
ohnehin ſchon ſchwierige gewerbliche Geſetzgebung überſichtlicher 
wird. Im Gegenteil, die Loslöſung einzelner Teile aus dem 
Organismus der Gewerbegeſetzgebung verurſacht neue Schwierig⸗ 
keiten, da leicht der Zuſammenhang mit der GewO. verloren 
gehen kann. Dieſer Zuſammenhang aber iſt für eine einheit⸗ 
liche und einigermaßen ſichere Rechtspflege dringend geboten. 
Wenn daher auch die Sonntagsruhe künſtighin durch ein be 
ſonderes Geſetz geregelt werden ſoll, jo muß doch für die Aus: 
legung und das Verſtändnis immer wieder auf die Gewd. 
hingewieſen werden. Jedenfalls zeigt ſich immer mehr die Not⸗ 
wendigkeit, die geſamte gewerbliche Geſetzgebung einmal von 
Grund aus neu zu prüfen und zu regeln, die in vielen Geſetzen 
verſtreuten Vorſchriften zu ſammeln und ein wirklich einheitliches, 
dem Laien verſtändliches Gewerberecht zu ſchaffen. 

Gegenſtand des Entwurfes iſt nun die Regelung der 
Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Der Entwurf läßt 
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daher die Sonntagsruhe in den rein gewerblichen und fabrik— 
mäßigen Betrieben unberührt, er beſtimmt ausdrücklich, daß 
feine Vorſchriften ſich hierauf nicht beziehen (8 14 Ziff. 1). 
Der Begriff des Handelsgewerbes iſt im Entwurf, ebenſo wie 
im 8 105b Abſ. 2 GewO. grundſätzlich der gleiche wie im 
8 1 Abſ. 2 HGB. Die dort aufgeführten Betriebe bilden 
grundlegend den Begriff des Handelsgewerbes. Der Entwurf 
kann aber für ſeine Zwecke den Begriff nicht ohne weiteres 
übernehmen. Der Begriff des Handelsgewerbes umfaßt auch 
die Produktion, die Herſtellung, Verarbeitung, Bearbeitung von 
Waren (8 1 Abſ. 2 Ziff. 1, 2, 9 HGB.). Dieſe im Sinne 
der GewO. gewerbliche Tätigkeit iſt von der Regelung des 
Entwurfs, wie bereits erwähnt, ausgeſchloſſen. Der Entwurf, 
der inſoweit das Handelsgewerbe enger faßt, als es das HGB. 
tut, mußte aber anderſeits über den Begriff im Sinne des 
8 1 HGB. hinausgehen. Seine Vorſchriften ſollen nach $ 13 
entſprechende Anwendung finden „auf die Geſchäftsbetriebe der 
Verſicherungsunternehmer einſchließlich der Vereine zur Ver⸗ 
ſicherung auf Gegenſeitigkeit, der Verſicherungsagenten und 
makler, der Stellen, Annoncen: und Auskunftsvermittler, der 
Sparkaſſen, der Konſumvereine und anderer Vereine, die nach 
Art des Handelsgewerbes ihre Geſchäfte betreiben“. Der 
Begriff des Handelsgewerbes iſt demnach für den Entwurf, bei 
aller grundſätzlichen Gleichheit mit dem des HGB., doch ein 
anderer, teils engerer, teils weiterer. 

Die Ausdehnung auf die Verſicherungsunternehmungen 
erfolgte, weil nach S 6 Gewd. dieſe Betriebe der GewO. nicht 
unterſtehen. Die Erwähnung der Verſicherungsagenten und 
⸗makler erfolgte, um jeden Zweifel daran auszuſchließen, daß 
dieſe Gewerbe den allgemeinen Vorſchriften unterliegen ſollen 
(vgl. Begründung zu 8 13). Für die Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen iſt aber eine Einſchränkung der Arbeitszeit am 
Sonntag auf ein geringes Maß nicht durchführbar. Es gibt 
eine außerordentlich große Reihe von Fällen, in denen ſelbſt 
am Sonntag ſofortige Maßnahmen erforderlich ſind. Ja, das 
RG. hat ſogar in einem Falle es ausdrücklich als Pflicht einer 
Verſicherungsgeſellſchaft bezeichnet, dafür Vorſorge zu treffen, 
„daß Eingänge, welche am Sonnabend nach Schluß der Bureau⸗ 
ſtunden eintreffen, nicht bis zum Montagmorgen auf ihre Er⸗ 
ledigung zu warten haben“ (RG. 54, 117). Ob daher das 
völlige Ruhen in dieſen Betrieben am erſten Weihnachts-, Oſter⸗ 
und Pfingſttag nicht erhebliche Nachteile nach ſich ziehen kann, 
bleibt immerhin zu erwägen. Auch aus den Kreiſen der Ver⸗ 
ſicherungsagenten ſind Bedenken gegen die Einſchränkung des 
Betriebes laut geworden (vgl. Berliner Tageblatt vom 17. No⸗ 
vember 1913, Abendblatt), die zweifellos nicht von der Hand 
zu weiſen ſind. Es wird dort darauf hingewieſen, daß oft der 
Hausherr in der Woche nicht anzutreffen ift und daß daher der 
Agent zum Abſchluß des Vertrages auf den Sonntag beſtellt 
wird. Wird hier die Tätigkeit am Sonntag eingeſchränkt, fo 
leidet der Erwerb des Agenten erheblich unter den Vorſchriften 
des Entwurfes. Auch hier wird es noch der eingehenden Prüfung 
der Verhältniſſe bedürfen. Die Ausdehnung auf die Betriebe 
z. B. der Stellenvermittler unterliegt an ſich keinem Bedenken, 
nur wird auch hier darauf Rückſicht zu nehmen ſein, daß die 
Stunden für die Offenhaltung der Geſchäftsräume fo gelegt 
werden, daß wirklich für die Gewerbetreibenden ein Nutzen entſteht. 


Der Kreis der Angeſtellten, denen der Entwurf die 
Sonntagsruhe gewähren will, wird entſprechend dem 8 105 b 
Abſ. 2 GewO. auf „Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter“ feſt⸗ 
geſtellt. Gehilfen und Lehrlinge ſind Handlungsgehilfen und 
Handlungslehrlinge (88 59 ff. HGB.). Nicht zu den Gehilfen 
im Sinne des Entwurfs gehören die Prokuriſten (8 15) Ibre 
Beſchäftigung ift daher ſtets geſtattet. Die im 8 1 gleichfalls 
erwähnten Arbeiter ſind, wie ſich ſchon aus der Zuſammen⸗ 
ſtellung mit den Gehilfen und Lehrlingen ergibt, gewerbliche 
Arbeiter. Ihre Beſchäftigung an den Sonn- und Feſttagen iſt 
geſtattet, ſoweit ſie „im Handelsgewerbe“ erfolgt, d. h. ſoweit 
ſie zur Förderung des Handelsgewerbes an dieſen Tagen er⸗ 
forderlich iſt. Unter dieſe Arbeiter gehören daher z. B. Lauf⸗ 
burſchen, Hausdiener, Kutſcher, Auf⸗ und Ablader, Packer, Rad: 
fahrer, Fahrſtuhlführer uſw. (RG. Reger 19, 27; ebd. 25, 407). 
Unter die Arbeiter gehören an ſich nur die einfachen gewerb⸗ 
lichen Arbeiter; es wurde bisher aber für den Geltungsbereich 
des § 105b Abſ. 2 GewO. allgemein angenommen, daß auch 
Werkmeiſter und Betriebsbeamte hinſichtlich der Sonntagsruhe 
den Arbeitern gleichgeſtellt ſeien. Zu folgern iſt dieſe Anſicht 
aus der Überſchrift des Titels VII der GewO., wo der Begriff 
der gewerblichen Arbeiter durch eine Klammer unter anderem 
auch auf die Betriebsbeamten, Werkmeiſter und Techniker er⸗ 
ſtreckt wurde, ſowie aus der Tatſache, daß die GewO., wenn ſie 
die Werkmeiſter, Techniker, Betriebsbeamten nicht in ihre Vor⸗ 
ſchriften einbeziehen will, dies ausdrücklich erwähnt (. B 8 133 g). 
Da nun der Entwurf für ſich ſelbſt ſteht, ſo fallen dieſe dem 
Zusammenhange der GewO. entnommenen Erwägungen fort, und 
es könnte daher die Frage auftauchen, ob ſich die Vorſchriften 
des Entwurfes auch auf die ſogenannten höheren Arbeiter be⸗ 
ziehen. Ich würde dies aus dem Zwecke des Geſetzes bejahen, 
halte es aber, um Klarheit zu ſchaffen, doch für erforderlich, 
die Abſicht des Geſetzes deutlich zum Ausdruck zu bringen. 
Dies würde meines Erachtens ſchon geſchehen, wenn hinter dem 
Worte „Arbeiter“, etwa in einer Klammer die Worte „Titel VII 
der GewO.“ eingefügt würden. Dann iſt geſagt, daß alle 
Arbeiterkategorien, die in dieſem Titel VII erwähnt werden, 
auch dem neuen Geſetze unterſtehen ſollen. 

Eine Beſchränkung dem Alter nach wird für Handlungs: 
gehilfen und ⸗lehrlinge nicht vorgeſehen; für gewerbliche Arbeiter 
dagegen gilt die Vorſchrift des 8 136 Abſ. 4 GewO. die an 
Sonn⸗ und Feſttagen die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
(Perſonen vom 13. bis 16. Lebensjahre, 8 135 Gewd.) über: 
haupt verbietet. Daneben bleiben auch die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften des Kinderſchutzgeſetzes beſtehen (88 9 und 17 
Kinderſch ). 

Der Entwurf gibt beſondere Vorſchriften für den Betrieb 
der offenen Verkaufsſtellen (8 1 Ziff. 1) und für das „übrige 
Handelsgewerbe“ (§S 1 Ziff. . Unter den offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen hat man, wie im § 41a und in den 88 1390 ff. GewO., 
„ſtändige, dem Publikum in der Regel zugängliche, dem regel⸗ 
mäßigen Verkaufe der Waren ſeitens des Handeltreibenden 
dienende Stellen“ zu verſtehen (vgl. KG., GewArch. 9, 277; Linden⸗ 
berg, GewO. § 41a Anm. 4). Ob Inhaber der Verkaufsſtelle 
ein Vollkaufmann, ein Minderkaufmann oder ein Handwerker 
iſt, iſt gleich. Zu den offenen Verkaufsſtellen gehören auch die 
Automaten, ſoweit ſie nicht in Gaſtwirtſchaften oder an ſonſtigen 
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Stellen angebracht find, auf die der Entwurf ſich nicht bezieht 
(vgl. 8 14 Ziff. 2; § 1051 Gew.; BayObsG., Gen Arch. 
11, 500). Die Beſchäftigung in den offenen Verkaufsſtellen iſt 
bis zu drei Stunden zuläſſig. Ausnahmen ſind geſtattet: 

a) Die höhere Verwaltungsbehörde kann für Orte, in 
denen die Bevölkerung aus der Umgegend an Sonn⸗ 
und Feſttagen die offenen Verkaufsſtellen aufſucht, 
eine Beſchäftigung bis zu vier Stunden zulaſſen. 

b) Die Gemeinde oder ein weiterer Kommunalverband 
kann die dreiſtündige Beſchäftigung durch ſtatutariſche 
Beſtimmung für alle oder einzelne Gewerbezweige 
einſchränken oder ganz unterſagen. 

c) Die Polizeibehörde kann für jährlich ſechs, mit Ge⸗ 
nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde für 
weitere vier Sonn- und Feſttage, an denen beſondere 
Verhältniſſe einen weiteren Geſchäftsverkehr erforder⸗ 
lich machen, eine Beſchäftigung bis zu zehn Stunden 
zulaſſen. 

Dieſe Vorſchrift entſpricht mit Abänderungen dem § 105 b 
Abſ. 2 Gewd. 

Keine Vorſchrift iſt über das ſog. Zuendebedienen der 
Kunden gegeben. Für Sonn- und Feſttage war dies bisher 
verboten, da die Vorſchrift des §S 139 Abſ. 1 Satz 2 Gewd. 
keine entſprechende Anwendung finden kann (Gottſchalk, 
Arbeiterſchutzbeſt. der GewO. § 105 b Anm. 14 mit Angaben 
aus der Rechtſprechung). Auch künftighin iſt das Ausbedienen 
verboten. Es bedarf aber ſehr der Erwägung, ob nicht das 
Ausbedienen der zur Zeit des Ladenſchluſſes im Laden an⸗ 
weſenden Kunden zu geſtatten iſt. Es kann ſich um eine Ver⸗ 
längerung der Geſchäftszeit um nur wenige Minuten handeln; 
die ſtrenge Durchführung iſt auch wohl kaum möglich und führt 
zu den unhaltbarſten Folgerungen. 

In den Betrieben, in denen ein Werkſtattbetrieb mit dem 
Ladenverkaufe in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht, z. B. im 
Betriebe der Schlächter, Blumenbinder, Hutmacher, der Putz⸗ 
und Konfektionsgeſchäfte iſt die Beſchäftigung gewerblicher 
Arbeiter mit ſog. Abänderungs- und Zurichtungsarbeiten ge⸗ 
ſtattet geweſen. Es handelt ſich hierbei um Arbeiten an 
Waren, die für den unmittelbaren Verkauf am Sonn- oder 
Feſttag erforderlich find, die daher in einem derartigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhange mit der Verkaufstätigkeit ſtehen, 
daß ſie als Arbeiten im Handelsgewerbe angeſprochen werden 
müſſen (Lindenberg GewO. § 105 Anm. 19; Gottſchalk 
a. a. O § 105 b Anm. 9). Derartige Arbeiten find nach den 
Ausführungsbeſtimmungen faſt aller Bundesſtaaten geſtattet 
(3. B. Preußen, Ausf.⸗Anw. Ziff. 142; bayeriſche Verordnung 
vom 15. März 1895 8 2). Es würde daher zweckmäßig fein, 
wenn das künftige Geſetz über die Sonntagsruhe eine den bis- 
herigen Ausführungsanweiſungen entſprechende Vorſchrift auf⸗ 
nehmen würde. Die Gewerbetreibenden würden durch eine 
derartige Beſtimmung vor den fortgeſetzten Anzeigen und dem 
nachfolgenden gerichtlichen Verfahren geſchützt, die Behörden 
und Gerichte würden weſentlich entlaſtet werden. 

Im übrigen Handelsgewerbe kann die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde ſowie durch ſtatutariſche Beſtimmung der 
Gemeinde oder ein weiterer Kommunalverband eine Beſchäftigung 
bis zu zwei Stunden zulaſſen. Für das Speditions⸗ und 


Schiffsmaklergewerbe ſowie für andere Gewerbebetriebe, in 
denen Güterverſendungen mit Seeſchiffen vorgenommen werden, 
kann eine Beſchäftigung bis zu fünf Stunden zugelaſſen werden. 

Die Stunden, an denen der Gewerbebetrieb ſtattfinden 
darf, ſollen nicht in die Kirchzeit fallen; die Stunden können 
für verſchiedene Gewerbe verſchieden feſtgeſetzt werden ($ 2 des 
Entwurfs). 

Die Vorſchriften des Geſetzes finden in Übereinſtimmung 
mit dem § 105 GewO. auf eilige Arbeiten, die an Sonn⸗ 
und Feſttagen vorzunehmen find, keine Anwendung. Ebenſo 
enthält der 8 14 des Entwurfs Ausnahmen, z. B. für das Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaftsgewerbe, Muſikaufführungen, theatraliſche 
Vorſtellungen uſw. 

Beſondere Vorſchriften ſind für Gewerbetreibende gegeben, 
die den Betrieb am Sabbat und an den jüdiſchen Feiertagen 
dauernd gänzlich ruhen laſſen. Sie dürfen Gehilfen und Lehr⸗ 
linge jüdiſchen Glaubens an Sonn- und Feſttagen mit Aus⸗ 
nahme des erſten Weihnachts⸗ Oſter⸗ nnd Pfingſttages, bis zu 
fünf Stunden innerhalb ihrer Geſchäftsräume beſchäftigen, jedoch 
müſſen die Geſchäftsräume, ſoweit nicht an Sonn- und Feſttagen 
allgemein die Geſchäfte geöffnet ſein können, für den allgemeinen 
Verkehr geſchloſſen bleiben. Die Beſchäftigung iſt auf die 
Geſchäftsräume beſchränkt; ein Betrieb außerhalb der Räume 
iſt nicht geſtattet (Aufſuchen von Kunden durch Reiſende und 
ähnliches). Vor der Beſchäftigung iſt der Ortspolizeibehörde 
Anzeige zu machen; außerdem iſt ein beſonders vorgeſchriebenes 
Verzeichnis zu führen (§ 5 Abſ. 2). 

Die Vorſchriften des §7 entſprechen dem 8 105 Gewd,, 
§ 8 entſpricht dem § 41a GewO. Dieſe Vorſchrift wird, 
ebenſo wie $ 105 b Abſ. 2 und 3 Gewd., aufgehoben (8 18 Ziff. 1). 

Die Zuwiderhandlungen werden beſtraft (88 10—12); die 
Verjährungsfriſt iſt die dreimonatliche. Im $ 10 Abſ. 2 iſt 
eine Art Rückfallsvergehen vorgeſehen; die Strafandrohung iſt 
erhöht. 

Alle Sonder- und Ausnahmebeſtimmungen treten außer 
Kraft, die für die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe auf Grund 
der SS 105b bis 1056 Gewd. getroffen find. Es bedarf 
daher, ſoweit derartige Beſtimmungen in Frage kommen, des 
Erlaſſes neuer Beſtimmungen. Dies gilt nicht nur für die 
Vorſchriften der Landeszentralbehörden, ſondern auch für die 
Verordnungen der Polizeibehörden. 

Wenn auch in dem vorliegenden Entwurf manche Einzel⸗ 
heiten der Verbeſſerung bedürftig ſind, ſo wird man im ganzen 
bei ſachlicher Betrachtung ſagen können, daß hier eine Mittel⸗ 
linie geſucht iſt, auf der ſich die Intereſſen von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern ſehr wohl vereinigen laſſen können. 


Der Entwurf eines Warenzeichengeſetzes. 
Gutachten, erſtattet für den erſten Ausſchuß des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins für Bürgerliches Recht leinſchl. Handelsrecht). 

Von Rechtsanwalt Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 


Der am 11. Juli 1913 im Reichsanzeiger veröffentlichte 
Entwurf eines Warenzeichengeſetzes iſt bereits ſo eingehend von 
der Fach⸗ und Tagespreſſe behandelt worden, daß Inhalt und 
Begründung im weſentlichen als bekannt vorausgeſetzt werden 
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dürfen. Ich ſelbſt habe in der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 
vom 15. September d. J. eine kurze Überſicht zu geben ver⸗ 
ſucht, ohne indeſſen kritiſche Stellung zu nehmen. Inzwiſchen 
habe ich eine private Umfrage bei einer größeren Anzahl mir 
bekannter induſtrieller und kaufmänniſcher Firmen veranſtaltet, 
welche mir reiche Gelegenheit geboten hat, die Anſichten dieſer 
Kreiſe kennen zu lernen; außerdem hat mir der Verband der 
Fabrikanten von Markenartikeln das ihm von ſeinen Mit⸗ 
gliedern eingeſandte Material zur Verfügung geſtellt, ferner 
habe ich auf der am 24. Oktober in Berlin ſtattgehabten 
Mitgliederverſammlung dieſes Verbandes die Anſichten der dort 
anweſenden Fachleute gehört, und endlich habe ich an den 
Beratungen der Fachgruppe für gewerblichen Rechtsſchutz des 
Bundes der Induſtriellen teilgenommen. 8 

Wenn ich daher verſuche, in folgendem einige Vorſchläge 
zur Abänderung oder Ergänzung des Entwurfes zu wachen, 
ſo nehme ich nicht den Ruhm der Vaterſchaft für mich in An⸗ 
ſpruch, ſondern begnüge mich mit der Rolle eines Dolmetſchers 
der Wünſche von Induſtrie und Handel. Natürlich beſchränke 
ich mich hierbei auf ſolche Anregungen, die ich ſelbſt auf Grund 
meiner praktiſchen Erfahrungen für berechtigt halte. 


J. 


Nach dem Geſetz von 1894 wird jedes beim Patentamt 
angemeldete Warenzeichen von Amts wegen daraufhin geprüft, 
ob es mit einem für gleiche oder gleichartige Waren früher 
angemeldeten (eingetragenen oder noch nicht eingetragenen 
Zeichen kollidiert. Das Patentamt macht von Amts wegen 
den Anmeldern der älteren Zeichen von der neuen Anmeldung 
Mitteilung und gibt ihnen Gelegenheit, gegen die Eintragung 
des neuen Zeichens Widerſpruch zu erheben. Dieſes Syſtem 
bereitet dem Patentamt eine erhebliche Arbeit und verurſacht 
bedeutende Koſten. Da ſich die Zahl der Warenzeichen⸗ 
anmeldungen in den letzten Jahren in ungeahnter Weile ver⸗ 
größert hat, iſt das Patentamt nicht immer in der Lage 
geweſen, der ihm obliegenden Aufgabe gerecht zu werden. Es 
ſind Fälle vorgekommen, wo die Benachrichtigung verſehentlich 
unterblieben iſt; andererſeits haben ſich die Benachrichtigungen 
nicht immer auf ſolche Fälle beſchränkt, in denen wirklich eine 
Verwechſlungsgefahr vorlag; es find infolge der amtlichen 
Benachrichtigungen vielfach unnötige Widerſprüche hervorgerufen 
worden, und es hat ſich eine Rechtſprechung des Patentamts ent⸗ 
wickelt, die nicht immer den Bedürfniſſen des Verkehrs entſprach. 

Der Entwurf verſucht die dem bisherigen Verfahren an⸗ 
haftenden Mißſtände dadurch zu beſeitigen, daß er die Prüfung 
der Kolliſionsgefahr von Amts wegen aufhebt und an ihre 
Stelle ein Aufgebotsverfahren treten läßt. Das Patentamt 
ſoll alſo in Zukunft ein angemeldetes Warenzeichen nur auf 
ſeine abſoluten Verſagungsgründe, nicht dagegen auf Kolliſions⸗ 
gefahr mit älteren Zeichen prüfen, ſondern es den Inhabern 
(oder Anmeldern) älterer Zeichen überlaſſen, dieſe Prüfung 
ſelbſt vorzunehmen. Zu dieſem Zwecke ſoll, wenn die Ein⸗ 
tragung des Zeichens nicht ausgeſchloſſen erſcheint, die An⸗ 
meldung bekanntgemacht werden ($ 15). Ich denke mir dieſe 
Bekanntmachung in der Weiſe, daß das Patentamt in der 
Beilage des Reichsanzeigers, in welcher heute eingetragene 
Zeichen veröffentlicht werden, künftighin außerdem die an⸗ 


gemeldeten Zeichen mit dem Namen des Anmelders, Datum 
der Anmeldung. Warenverzeichnis und etwaiger Beſchreibung 
veröffentlicht. Außerdem iſt in § 15 Abſ. 2 die Auslegung 
der Anmeldung nebſt Beilagen in dem Patentamt zur Emſicht 
für jedermann vorgeſehen. Da nur ein geringer Teil der 
Warenzeicheninhaber in Berlin wohnt und ſomit in der Lage 
iſt, ſelbſt die Einſicht im Patentamt vorzunehmen, wird der 
Schwerpunkt dieſer Beſtimmung in der Veröffentlichung liegen. 
Dieſe wird infolgedeſſen ſo gehalten ſein müſſen, daß man ſich 
aus ihr leicht ein vollſtändiges Bild von dem Zeichen und den 
Waren, für die es angemeldet iſt, machen kann In dieſem 
Punkte dürften keine Schwierigkeiten vorliegen; zumal wenn 
die Veröffentlichung nach Klaſſen geordnet erfolgt. 

Jeder, der ein Warenzeichen beſitzt oder angemeldet hat, 
wird demnach in der Lage ſein, wenn er ſich auf die Beilage 
zum Neichsanzeiger abonniert — der Preis beträgt jetzt 8 A 
pro Jahr — alle Anmeldungen neuer Zeichen zu verfolgen. 
Vielleicht wird das Patentamt auch ein beſonderes Blatt, ähnlich 
dem wöchentlich erſcheinenden engliſchen „Trade Marks Journal“ 
zu billigem Preiſe herausgeben oder das jetzt monatlich er⸗ 
ſcheinende Warenzeichenblatt entſprechend verändern. Das ſind 
techniſche Einzelfragen, die ſich unſchwer werden löſen laſſen. 

Nicht ſo leicht beantwortet ſich die Frage, ob ſich Handel 
und Induſtrie daran gewöhnen werden, künftig ſelbſt die Prüfung 
vorzunehmen, die bisher das Patentamt für ſie beſorgt hat. 
In großen Betrieben, die ein beſonders geſchultes Perſonal 
beſitzen, welches heute ſchon die Veröffentlichungen des Patent⸗ 
amts regelmäßig verfolgt, wird man dieſe Arbeit ohne unüber⸗ 
windliche Schwierigkeit leiſten können; dagegen wird man damit 
rechnen müſſen, daß kleinere Gewerbetreibende, die vielleicht nur 
ein oder wenige Zeichen beſitzen, die Veröffentlichungen des 
Patentamts nicht pünktlich verfolgen werden. Sie werden 
darauf angewieſen ſein, ſich der Hilfe von Rechtsanwälten, 
Patentanwälten, Patentagenten uſw. zu bedienen, woraus nicht 
unerhebliche Koſten erwachſen, von der Kontrolle durch Fach⸗ 
vereine verſpricht man ſich im allgemeinen nicht viel, da in 
dieſen oft die Intereſſen kollidieren werden, abgeſehen davon, 
daß nicht alle Fachverbände über eine zu ſolcher Kontrolle ge⸗ 
eignete Kraft verfügen. Es muß daher mit der Tatſache ge⸗ 
rechnet werden, daß häufig Zeichen eingetragen werden, die 
mit älteren Zeichen kollidieren, weil der Inhaber des älteren 
Zeichens von der Anmeldung des jüngeren Zeichens keine 
Kenntnis erhalten hat. In ſolchem Falle kann der Inhaber 
des älteren Zeichens die Löſchung des jüngeren Zeichens nach 
8 9 des Entwurfes (entfprechend dem 8 9 Ziff. 1 des jetzigen 
Geſetzes) nur im Klagewege erzwingen. Es iſt daher mit 
Sicherheit zu erwarten, daß die Zahl der gerichtlichen Löſchungs⸗ 
klagen außerordentlich ſteigen wird. Es kommt noch hinzu, daß 
in vielen Fällen, in denen der Inhaber eines älteren Zeichens 
Kenntnis von der Veröffentlichung des Patentamts erhalten hat, 
er gleichwohl von der Erhebung eines Einſpruches abſehen wird, 
weil dieſe nach dem Entwurf ($ 15) einer Einſpruchsgebühr von 
20 & unterliegt, die im Falle eines erfolgreichen Einſpruches 
dem Einſprechenden allerdings erſtattet werden kann (nicht muß). 

Endlich iſt nicht außer acht zu laſſen, daß es auch In⸗ 
haber älterer Zeichen geben wird, die trotz der Kenntnis von 
der Anmeldung keinen Einſpruch erheben, ſondern abwarten, bis 
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das neue Zeichen eingetragen iſt, in der Hoffnung, daß der 
Inhaber eines eingetragenen und, wohl möglich, ſchon gut ein⸗ 
geführten Zeichens verſuchen wird, eine ihm angedrohte oder 
erhobene Löſchungsklage durch eine möglichſt hohe Abfindungs⸗ 
ſumme zu beſeitigen. 

Es läßt ſich ſomit nicht verkennen, daß das vom Entwurf 
vorgeſchlagene Verfahren erhebliche Gefahren mit ſich bringt. 
Man iſt daher in den beteiligten Kreiſen vielfach der Anſicht, 
daß das bisherige Verfahren eine weit größere Rechtsſicherheit 
gewährt und daß es ſich deshalb nicht empfiehlt, den Grundſatz 
der patentamtlichen Prüfung und Benachrichtigung aufzugeben. 
Infolge der vom Entwurf vorgeſehenen erheblichen Steigerung 
der Gebühren dürfte auch die Zahl der Warenzeichenanmeldungen 
in Zukunft ſtark zurückgehen, jedenfalls iſt mit Sicherheit an⸗ 
zunehmen, daß die Anmeldung von Warenzeichen ſich auf die 
Waren einer oder weniger Klaſſen erſtrecken wird, ſofern die 
vom Entwurf vorgeſehene Gebührenſkala nach Klaſſen in Kraft 
tritt. Es wird alſo die Prüfungstätigkeit des Patentamts 
weſentlich verringert werden. Wenn nun die Anmeldung eines 
Warenzeichens erheblich teurer und die Prüfungsarbeit des 
Patentamts weſentlich vereinfacht wird, ſo dürfte — und das 
iſt in Handels und Induſtriekreiſen allgemein verbreitete Auf⸗ 
faſſung — das Patentamt ſehr wohl in der Lage ſein, die 
Prüfung von Amts wegen vorzunehmen; es erſcheint auch 
ungerecht, einerſeits die Gebühren ſo erheblich zu erhöhen und 
andererſeits das Patentamt gerade von der Tätigkeit zu ent⸗ 
laſten, mit der die Forderung einer Erhöhung der Gebühren 
begründet wird. 

Da man indeſſen die Mißſtände des bisherigen Verfahrens 
nicht verkennt und vermeiden möchte, daß künftighin neue 
Zeichen infolge einer Unterlaſſung des Patentamts eingetragen 
werden, ſo wird von vielen Seiten der Wunſch geäußert, in 
dem neuen Geſetz das bisherige Verfahren mit dem Aufgebots⸗ 
verfahren zu vereinen: das Patentamt ſoll alſo von Amts wegen 
die Prüfung auf Kolliſion mit älteren Zeichen vornehmen, die 
älteren Anmelder benachrichtigen, außerdem aber die Anmeldung 
veröffentlichen und dadurch auch den nicht benachrichtigten In⸗ 
habern älterer Zeichen die Möglichkeit eines Einſpruches gewähren. 

Dieſer Vorſchlag dürfte einer ernſten Beachtung wert ſein. 
Bei feiner Annahme kann man unbedenklich die in 8 16 des 
Entwurfes vorgeſehene zweimonatliche Einſpruchsfriſt auf einen 
Monat herabſetzen; denn wer überhaupt die Veröffentlichungen 
des Patentamts regelmäßig verfolgt, wird ebenſowohl in einem 
wie in zwei Monaten in der Lage ſein, Einſpruch einzulegen, 
zumal die Begründung desſelben irgendwelche Zeit und Mühe 
nicht erfordert. 

Die in 8 16 vorgeſehene Einſpruchsgebühr von 20 * er 
ſcheint nicht gerechtfertigt; wenn man dem Inhaber eines Waren⸗ 
zeichens in Form der Anmeldungs- und Erneuerungsgebühr ein 
Opfer für den geſetzlichen Schutz auferlegt, ſo muß man ihm 
einen ſolchen Schutz auch gewähren, ohne weitere Opfer für den 
Fall zu verlangen, daß ein Dritter ein ähnliches Zeichen anmeldet; 
ſonſt könnte jemand einen kapitalſchwachen Warenzeicheninhaber 
dadurch ſeines Rechtes berauben, daß er wieder und wieder 
ähnliche Zeichen anmeldet und den Zeichenbeſitzer zwingt, jedes⸗ 
mal Einſpruch zu erheben und eine Gebühr von 20 & zu 
zahlen. 
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Ich halte daher die Einſpruchsgebühr grundſätzlich für un⸗ 
berechtigt; glaubt man ihrer zu benötigen, um unberechtigte 
Einſprüche zu verhindern, ſo mag man ſie beibehalten, jedoch 
mit der Maßgabe, daß der berechtigte Einſprecher einen unbe⸗ 
dingten Anſpruch auf Rückzahlung hat. Zur Abſchreckung dürfte 
ſchon eine Gebühr von 10 genügen. 

Ich möchte daher zu den 88 15 und 16 folgenden Vorſchlag 
machen: 

Neben dem in SS 15 und 16 vorgeſehenen Aufgebot 
iſt das bisherige Yrüfungs- und Benachrichtiguugs⸗ 
verfahren beizubehalten. Die Aufgebotsfriſt beträgt 
einen Monat. Die Einſpruchsgebühr beträgt 10 ; 
fie iſt auch zu zahlen, wenn der Eiuſpruch in⸗ 
folge der patentamtlichen Benachrichtigung erfolgt. 
Sie wird zurückerſtattet, wenn der Eiuſpruch be- 
rechtigt war. 
II. 

Die zweite erhebliche Veränderung, die der Entwurf bringt, 
liegt in dem Klaſſenſyſtem und der Gebührenſkala. Es 
ſoll alſo künftig der Preis der Anmeldung ſich nach dem Um⸗ 
fange des beanſpruchten Schutzes richten. Dieſer gewiß geſunde 
Grundſatz, Leiſtung und Gegenleiſtung in ein richtiges Ver⸗ 
hältnis zu bringen, wird dahin modifiziert, daß man dem Groß⸗ 
abnehmer einen anſehnlichen Rabatt bewilligt; wer zwei Drittel 
aller Klaſſen belegt, erhält das dritte Drittel gratis. 

Es mag im kaufmänniſchen Verkehr recht zweckmäßig ſein, 
den Abſatz durch derartige Umſatzprämien zu ſteigern; im 
Zeichenweſen erſcheint ein ſolches Verfahren nicht richtig: die 
Eintragung mag mit Gebühren belegt werden, die zur Deckung 
der behördlichen Koſten ausreichen; eine Erwerbsquelle für das 
Reich ſollen die Gebühren nicht bilden. Infolgedeſſen iſt es 
unangebracht, das Publikum durch ſolche Belohnungen zur In⸗ 
anſpruchnahme möglichſt vieler Klaſſen zu ermuntern. Der 
Verkehr hat vielmehr ein dringendes Intereſſe daran, daß 
künftig Zeichen nur für diejenigen Warengattungen geſchützt 
werden, deren Schutz der Anmelder als wirkliches Bedürfnis 
empfindet; und dieſer Erfolg wird nur dann erzielt, wenn er 
für jede Klaſſe zahlen muß. 

Heute wird mit der Anmeldung in der ſogenannten Klaſſe 42 
lediglich um deswillen ſolcher Mißbrauch getrieben, weil es 
keinen Unterſchied in den Koſten macht, ob man ein Zeichen 
für einen oder tauſend Artikel ſchützen läßt. Die Folge iſt die 
Überfüllung der Zeichenrolle, die die Prüfung neuer Zeichen ſo 
ungemein erſchwert und geradezu eine Plage für Handel und 
Gewerbe bedeutet. 

Dieſen Übelſtand wird das neue Geſetz beſeitigen, denn 
jeder wird ſich bei der Anmeldung künftig überlegen, ob die 
Klaſſe auch das Goldſtück wert iſt, welches für ihre Benutzung 
gefordert wird. 

Aber nicht nur die Zeichen ſtören den Verkehr, die von 
Anfang an keinem wirklichen Bedürfnis entſprochen haben; es 
ſchwimmen, um ein von Magnus verwendetes Bild zu ge- 
brauchen, in der Zeichenrolle viele „Leichen“ umher: Zeichen, 
die nur ganz kurze Zeit wirklich lebendig waren, die einem 
Tagesereignis ihre Anmeldung verdankten, die wenige Monate 
aktuell waren, Namen und Worte, die längſt dem Gedächtnis 
der ſchnell lebenden Zeit wieder entſchwunden ſind, denen aber 
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infolge ihrer Eintragung in die Zeichenrolle ein papierenes 
Daſein von vollen zehn Jahren beſchieden iſt, und die während 
dieſer ganzen Zeit ein Verkehrshindernis bilden. 

Dem Bedürfnis unſerer Zeit entſpricht es, ſolche Steine 
des Anſtoßes zu beſeitigen, die Wege für neuen Zuzug freizu⸗ 
machen. Daher ſollte das neue Geſetz nicht wiederum ſolche 
Leichen züchten. Es werden auch künftig Zeichen angemeldet 
werden, die nach wenigen Monaten nicht mehr benutzt werden; 
warum ſollen ſie, wie bisher, volle zehn Jahre ihr nutzloſes 
Daſein friſten, niemandem zur Freude, manchem zur Laſt! 

Deshalb möchte ich empfehlen, den Schutz der Eintragung 
auf eine möglichſt kurze Zeit zu bemeſſen, am ſympathiſchſten 
wäre mir ein einziges Jahr; — hat der Inhaber nach Ablauf 
dieſer Friſt noch irgendein Intereſſe an der Aufrechterhaltung, 
ſo wird er eine mäßige Erneuerungsgebühr gern zahlen; hat 
die Verlängerung des Schutzes für ihn keinen Wert, ſo wird 
er auch die geringſte Gebühr nicht opfern. 

Die jährliche Erhebung von Gebühren, die natürlich ent⸗ 
ſprechend niedriger ſein müßten, da ich für eine Erhöhung der 
im Entwurf vorgeſehenen Sätze keine Notwendigkeit ſehe, würde 
allerdings eine Beläſtigung des Publikums und eine Erſchwerung 
des amtlichen Betriebes bedeuten, die nicht im richtigen Ver⸗ 
hältnis zu den zu erwartenden Vorteilen ſtehen dürften. Da⸗ 
gegen halte ich eine dreijährige Friſt für angebracht; ſie hat 
ſich auch im Gebrauchsmuſterweſen ohne Schwierigkeit durch⸗ 
führen laſſen. Ich bin überzeugt, daß ein großer Prozentſatz 
aller Zeichen nach Ablauf der erſten drei Jahre nicht erneuert 
werden wird, weil die Aufrechterhaltung für den Inhaber nicht 
einmal 3 / per Klaſſe wert iſt. 

Um den Einwurf zu beſeitigen, daß die dreijährige Friſt 
dem Zeicheninhaber viel größere Gefahren und Laſten bringe 
als das jetzige Syſtem der zehnjährigen Schutzdauer, möchte 
ich empfehlen, jedem Anmelder oder Inhaber die Möglichkeit 
zu bieten, die Erneuerungsgebühr für 3, 6, 9 Jahre uſw. im 
voraus zu zahlen. 

Ebenſo bin ich für jede Vorſichtsmaßregel gegen den un⸗ 
beabſichtigten Verfall eines Zeichens wegen Nichtzahlung der 
Gebühren; — ohne daß ich allerdings der vom Entwurf glück⸗ 
licherweiſe aufgegebenen zweijährigen Sperrfriſt gelöfchter Zeichen 
(S 4 Abſ. 2 des jetzigen Geſetzes von 1894) eine Träne nach⸗ 
weinen möchte. 

Die Einführung eines neuen Gebührenſyſtems rechtfertigt 
auch die Beſeitigung eines Satzes, der wohl nur aus Pietät 
in unveränderter Form in den Entwurf übernommen worden 
iſt, der aber — obwohl er einen Ehrenplatz innehatte — ſchon 
ſeit vielen Jahren weder von der Behörde noch vom Publikum 
ernſt genommen wird; ich meine die erſten Worte des § 1, 
welche lauten: 

„Wer in feinem Geſchäftsbetriebe zur Unterſcheidung 
ſeiner Waren von den Waren anderer ein Warenzeichen 
benutzen will —“. 

Es iſt allgemein bekannt, daß viele Inhaber eines Waren⸗ 
zeichens den Schutz ihrer Marke dadurch zu verſtärken ſuchen, 
daß ſie ähnliche Zeichen anmelden — ſogenannte Defenſiv⸗ 
zeichen —, die ſie nie benutzen und auch nie zu benutzen be⸗ 
abſichtigen. Das Patentamt hat in feinem Geſchäftsbericht 


(„Die Geſchätstätigkeit des Kaiſerlichen Patentamts in den 
Jahren 1891 bis 1900, Berlin, Carl Heymann, 1902) die 
Gültigkeit ſolcher Defenſivzeichen ausdrücklich anerkannt und 
ſogar die für Maggi und Odol eingetragenen Defenſivmarken 
aufgeführt (S. 253). Es beſteht tatſächlich ein Bedürfnis für 
ſolche Zeichen; und man wird es nur billigen, wenn der Beſitzer 
einer wertvollen Marke die Gefahr der Nachahmung durch An⸗ 
meldung einer Anzahl ähnlicher Zeichen zu mindern ſucht, anſtatt 
ſich dem Riſiko auszuſetzen, daß dieſes oder jenes Gericht ein 
ſolches ähnliches Zeichen wegen mangelnder Verwechſelungsgefahr 
beſtätigt. 

Wenn alſo trotz des Wortlautes des Geſetzes heute ſchon 
Zeichen eingetragen werden, die der Anmelder nicht benutzen 
will, ſo hat es keinen Sinn, die veraltete Beſtimmung des 8 1 
in das neue Geſetz zu übernehmen. 

Das Bedürſnis von Handel und Gewerbe geht in dieſer 
Richtung noch weiter; mancher Geſchäftsmann hat nicht nur 
ein berechtigtes Intereſſe, ſolche Zeichen anzumelden, die er für 
ſeine Waren nicht benutzen will, ſondern oft iſt es für ihn auch 
von großer Wichtigkeit, daß ſein Zeichen überhaupt nicht von 
anderen Perſonen benutzt wird. 

Ein Parfümeriefabrifant kann nach dem heutigen Geſetz 
ein Zeichen nur für Parfümerien, Seifen und ähnliche 
kosmetiſche Artikel anmelden. Er kann daher nicht verhindern, 
daß ein anderer ſich das gleiche Zeichen für Kloſettpapier 
ſchützen läßt. 

Die Kodak Geſellſchaft konnte das von ihrem Gründer 
frei erfundene Wort „Kodak“ nur für photographiſche Artikel 
und dergl. ſchützen laſſen. Es war ihr ſehr unerwünſcht, daß 
ein Hamburger Händler es ſich für Kloſetts, ein zweiter (Ex⸗ 
porteur) ſich für zahlloſe andere Gegenſtände eintragen ließ. 
Sie hat vergeblich verſucht, dieſe fremden Zeichen zur Löſchung 
zu bringen; ſie iſt zweimal von allen drei Inſtanzen mit ihren 
Klagen zurückgewieſen worden. (Urteile des RG. II. Ziwilſenat 
vom 12. Dezember 1905, IIe 191/05 und 361/05. M. u. W. V. 
S. 73 und 90). 

Ahnlich erging es einer ſüddeutſchen Kaffeeſurrogatfabrik, 
deren bekanntes Bildzeichen, eine Kaffeemühle, von anderer Seite 
für Stiefelwichſe benutzt wurde. Nur mit erheblichen Opfern 
gelang es ihr, die Gegnerin zu veranlaſſen, die ihr geſetzlich 
für Stiefelwichſe erlaubte und geſchützte Marke aufzugeben. 

Dieſe Beiſpiele aus der Praxis, die ſich leicht vermehren 
ließen, zeigen, daß ein Gewerbetreibender unter Umſtänden ein 
ſehr erhebliches und berechtigtes Intereſſe daran haben kann, 
zu verhindern, daß ſein Zeichen von anderer Seite für Artikel 
benutzt werde, die er ſelbſt nicht führt. Der Entwurf erkennt 
dieſe Berechtigung an, indem er in feinem $ 4 die Beſtimmung 
des jetzigen 8 20 auf ſolche Fälle erweitert, in denen trotz der 
Verſchiedenheit der Waren die Gefahr „einer Verwechſlung 
der Geſchäftsbetriebe beſteht“. 

Dieſe Beſtimmung, die den guten Willen des Geſetzgebers 
zeigt, dürfte aber in vielen Fällen dem Bedürfnis der Praxis 
und dem Wunſch nach Rechtsſicherheit nicht genügen. Es ſollte 
jedem unbenommen ſein, zu Defenſivzwecken ſein Zeichen 
auch für Artikel ſchützen zu laſſen, die nicht zu ſeinem Geſchäfts⸗ 
betrieb gehören, und auf dieſe Weiſe zu verhindern, daß ein 
anderer das Zeichen gebraucht oder ſich ſchützen läßt. 
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Ein Mißbrauch iſt in dieſer Hinſicht noch weniger zu 
fürchten wie bei den bisher ſchon üblichen Defenſivzeichen; denn 
die Eintragung eines Zeichens in verſchiedene Klaſſen wird in 
Zukunft — ſelbſt wenn der im Entwurf vorgeſehene Satz von 
20 per Klaſſe noch herabgeſetzt werden ſollte — ſo koſt⸗ 
ſpielig ſein, daß ſich niemand ohne triftige Gründe zu ſolcher 
Maßregel entſchließen wird. 

Wer aber glaubt, im Intereſſe ſeines Geſchäfts ſolche 
Opfer bringen zu müſſen, dem ſollte man dieſe Möglichkeit 
nicht lediglich aus dem Grunde ſperren, weil nach dem ver⸗ 
alteten Grundſatz des früheren Rechtes ein Gewerbetreibender 
ein Zeichen nur für ſeine Waren anmelden kann. 

Man gebe jedem Gewerbetreibenden das Recht, ein Zeichen 
in jeder Klaſſe anzumelden; wenn man für jede Klaſſe eine 
beſondere Gebühr verlangt, ſo bietet dies die ſicherſte Garantie 
gegen überflüſſige Inanſpruchnahme des geſetzlichen Schutzes! 

Der Grund, weshalb das Geſetz von 1894 die Eintragung 
auf ſolche Waren beſchränkte, die zu dem Geſchäftsbetrieb des 
Anmelders gehören, liegt darin, daß die Gebühr 30 & beträgt, 
gleichgültig, für wie viele Waren der Schutz beanſprucht wird. 
Dieſer Grund fällt in dem neuen Geſetz fort; hier muß für 
jede Klaſſe beſonders bezahlt werden; es hat alſo keinen rechten 
Sinn mehr, überhaupt den Geſchäftsbetrieb zu berückſichtigen, 
und deshalb ſollte man auch die Vorſchrift beſeitigen, daß das 
Zeichen nur „zuſammen mit dem Geſchäftsbetrieb“ ver⸗ 
äußert oder auf einen andern übergehen kann. Das iſt in 
der Praxis nie wahr geweſen; man hat von jeher Zeichen auch 
ohne Geſchäftsbetrieb veräußern können, und dies geſchieht alle 
Tage auf dem jedem Kundigen bekannten Wege der Neu⸗ 
anmeldung ſeitens des „Erwerbers“ unter Verzicht des Wider⸗ 
ſpruchs ſeitens des „Veräußerers“. 

Dieſes Verfahren iſt durchaus loyal, es vollzieht ſich im 
vollſten Lichte der Offentlichkeit unter den Augen des Patent⸗ 
amts. Warum alſo an einer Fiktion feſthalten, die ſchon lange 
der tatſächlichen Unterlage entbehrt. Macht man ein neues 
Geſetz, ſo paſſe man es den lebendigen Verhältniſſen und den 
Bedürfniſſen des Verkehrs an, anſtatt den Handel zu zwingen, 
zur Erreichung loyaler Ziele Hintertreppen zu benutzen. Be⸗ 
ſeitigt man, wie ich es für zeitgemäß betrachte, den Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Waren und Geſchäftsbetrieb, ſo fällt auch das 
vielfach läſtig empfundene Hindernis für manchen Gewerbe⸗ 
treibenden, deren Geſchäftsbetrieb nicht in dem Vertrieb von 
Waren beſteht und die unter dem heutigen Geſetz überhaupt 
nicht oder nur durch Hinterpförtchen die Eintragung von Zeichen 
erlangen können, z. B. Reedereien, Transportunter⸗ 
nehmen, Gaſthäuſer, Hotels, Verleger uſw., uſw. Manche 
von ihnen haben ein lebhaftes und berechtigtes Intereſſe an 
einem ſtarken Schutz ihrer zum Teil recht alten und wertvollen 
Geſchäftszeichen. Es beſteht kein logiſcher Grund, ihnen den 
Zutritt zur Zeichenrolle zu verwehren. 

Ich faſſe dieſe ziemlich einſchneidenden Vorſchläge zuſammen 
in folgende Sätze: 

Das Klaſſen- und Gebührenſyſtem des § 14 if zu 
empfehlen. Der in § 14, 2 vorgeſehene Nabatt für 
Anmeldungen in mehr als zwei Dritteln aller 
Warenklaſſen fällt ſort. Kurzfriſtige Erneuerungs⸗ 
gebühren find einzuführen. Jeder Gewerbetreibende 


hat das Recht, ein Zeichen für Waren jeder Art 
anzumelden, gleichgültig, ob er ſie führt oder zu 
führen beabſichtigt, ob er das Zeichen benutzen will 
oder nicht. Daher iſt in § 1 der Satz: 
„Der in feinem Geſchäftsbetriebe zur Anter . 
ſcheidung ſeiner Waren von den Waren anderer 
ein Warenzeichen benutzen will“, 
zu ſtreichen. Der § 1 dürfte etwa wie folgt zu 
faſſen ſein: 
„Gewerbetreibende können Warenzeichen zur Ein ⸗ 
tragung bei dem Vatentamt anmelden.“ 
Aus dem gleichen Grunde iſt zu ſtreichen: 
in § 6 der Satz: 
„Es kann jedoch nur zuſammen mit dem 
Geſchäftsbetriebe, zu dem das Zeichen gehört, 
auf einen anderen übergehen“, 
in $ 9 der Satz: 
„wenn der Geſchäftsbetrieb, für den das Zeichen 
eingetragen iſt, nicht begonnen worden iſt oder 
nicht fortgeſetzt wird“, 
in § 14 der Satz: 
„Die Anmeldung muß den Geſchäftsbetrieb und 
die Waren angeben, für die das Zeichen ver- 
wendet werden ſoll.“ 
§ 7 Abſ. 2 wird wie folgt geändert: 
„Die Dauer des Schutzes betragt drei Jahre vom 
Tage der Aumeldung. Sie kann beliebig oft durch 
Zahlung einer Erneuerungsgebühr um drei Jahre 
verlängert werden. Die Erneuerungsgebühr be⸗ 
trägt 3 / per Klaſſe und kann für mehr als 
drei Jahre im voraus bezahlt werden.“ 
§ 18 iſt entſprechend zu ändern. 


III. 

Das in 8 5 des Entwurfes vorgeſehene Recht der Weiter⸗ 
benutzung eines Zeichens ſeitens desjenigen, der dieſes Zeichen 
ſchon vor der Eintragung benutzt hat, enthält wohl die ein⸗ 
ſchneidendſte Anderung in materieller Beziehung gegenüber dem 
jetzigen Rechtszweifel. Das heutige Geſetz iſt beherrſcht von 
dem Grundſatz der konſtitutiven Wirkung der Eintragung. Es 
läßt ſich in dieſer Hinſicht von dem Grundſatze der Rechts⸗ 
ſicherheit leiten. In dem Kommiſſionsbericht des jetzigen 
Geſetzes heißt es wörtlich: 

„Wer ein ihm wertvolles Zeichen nicht eintragen läßt, 
hat die Folgen der Unterlaſſung ſich ſelbſt zuzuſchreiben, 
und man kann es dann nicht mehr eine Unbilligfeit 
nennen, wenn ihm für den Fall der Eintragung des 
Zeichens für einen andern der weitere Gebrauch des 
Zeichens unterſagt wird.“ 
Der Satz „vigilantibus leges scriptae sunt“ hat den 
Geſetzgeber von 1894 beherrſcht. Er ſpiegelt ſich auch in der 
Rechtſprechung noch lange Jahre nach dem Erlaß des Geſetzes 
wider. In der im Jahre 1905 erſchienenen 2. Auflage des 
Seligſohnſchen Kommentars heißt es noch wie folgt (S. 148): 
„Die langjährige Benutzung eines nichteingetragenen 
Zeichens berechtigt daher ſeinen Inhaber nicht, die Ein⸗ 
tragung des Zeichens anzufechten. Weder eine actio 
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doli noch eine Klage aus § 826 BGB. noch eine 
ſolche wegen Verletzung des Ausſtattungsrechtes noch 
endlich eine Klage aus 8 9 Abſ. 3 iſt in dieſem Falle 
begründet, weil der Eingetragene nur von einer geſetzlich 
gewährleiſteten Beſugnis Gebrauch gemacht hat.“ 

Dieſes ſtarre Prinzip hat in manchen Fällen zu empfind⸗ 
lichen Härten geführt und iſt häufig dazu benutzt worden, unter 
dem Schutze des Warenzeichengeſetzes unlauteren Wettbewerb 
zu üben. Seit etwa 1907 hat die Rechtſprechung, insbeſondere 
des Reichsgerichts verſucht, hier mildernd einzugreifen. In 
einem Erkenntnis des II. Zivilſenats vom 21. Juni 1907 
(M. u. W. VII S. 26, JW. 1907, 507; RG. 66, 236) 
iſt zum erſtenmal ausgeſprochen, daß ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten vorliegt, wenn jemand ein Warenzeichen in der 
offenkundigen Abſicht anmeldet, dadurch den eigenen Waren 
das Anſehen der unter dieſer Ausſtattung bekannten und gut 
eingeführten Waren eines andern zu geben. Seit dieſer Zeit 
ſind zahlreiche Urteile in gleichem Sinne ergangen. Jede An⸗ 
meldung eines Warenzeichens aus unlauteren Motiven, jede 
unlautere Art der Benutzung eines Warenzeichens gilt nach 
der herrſchenden Rechtſprechung des Reichsgerichts als verpönt. 

Das Hauptmotiv, welches in weiten Kreiſen von Handel 
und Induſtrie den Wunſch nach Einführung eines Vorbenutzungs⸗ 
rechtes hervorgerufen hat, iſt mithin durch die Rechtſprechung 
des höchſten Gerichtshofes in Wegfall gekommen. Die Praxis 
des Reichsgerichts gewährt gegenüber einer aus unlauteren 
Motiven erfolgten Anmeldung eines Zeichens dem nichtein⸗ 
getragenen Benutzer dieſes Zeichens ein viel weitergehendes 
Recht, nämlich auf Löſchung des neuen Zeichens; ſie eröffnet 
ihm die Möglichkeit, nachträglich das Verſäumte einzuholen und 
den geſetzlichen Schutz zu erlangen. Gegenüber einem bös⸗ 
willigen Zeichenräuber iſt daher das im Entwurf § 5 vor⸗ 
geſehene Weiterbenutzungsrecht unnötig. Es handelt ſich 
eigentlich nur um die Frage, ob die Einführung eines ſolchen 
Weiterbenutzungsrechtes in ſolchen Fällen berechtigt iſt, in 
welchen ſich nicht nachweiſen läßt, daß die Eintragung des 
Zeichens in böſer Abſicht erfolgt iſt. Dieſe Fälle werden in 
der Zukunft wahrſcheinlich häufiger fein als bisher, weil durch 
die erhöhten Koſten mancher von der Anmeldung eines Zeichens 
zurückgehalten werden wird, der ſich bisher für 30,00 fein 
Zeichen für eine häufig recht große Zahl von Waren ſchützen 
laſſen konnte. Weite Kreiſe der Induſtrie — insbeſondere die 
Markenartikelfabrikanten — fürchten daher, daß dieſes Weiter⸗ 
benutzungsrecht zu ſchweren Unzuträglichkeiten führen und die 
Rechtsſicherheit außerordentlich erſchüttern könnte. 

Sie erheben gegen das im Entwurf vorgeſehene Vor⸗ 
benutzungsrecht lebhaften Einſpruch. Ihrer Anſicht nach ſetzt 
dasſelbe den Inhaber eines wertvollen Zeichens ſtändig der 
Gefahr aus, daß nach Jahr und Tag, nachdem er viele Tauſende 
geopfert habe, um ſein Zeichen bekannt zu machen, ein kleiner 
Händler in einem entlegenen Städtchen plötzlich mit der Be⸗ 
hauptung auftauche, er habe das Zeichen vor der Anmeldung 
benutzt, und es ſei innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe ſchon 
zum Kennzeichen ſeiner Waren geworden. Da unter beteiligten 
Verkehrskreiſen nach heutiger Rechtſprechung ſchon ein relativ 
geringer Kreis von Perſonen verſtanden werde, ſo ſei es für 
den genannten Händler nicht all zu ſchwer, den Beweis für 


ſeine Behauptung zu erbringen. Dann habe der Inhaber des 
Zeichens einen Konkurrenten, der ohne Mühe und Koſten 
die Früchte einer jahrelangen koſtſpieligen Reklame miternte; 
aus dem kleinen Händler könne ſich leicht ein gefährlicher 
Konkurrent entwickeln, zumal vorgeſehen ſei, daß die Be⸗ 
fugnis des Vorbenutzers mit deſſen Geſchäftsbetrieb ver⸗ 
äußerlich ſei. 
Die Berechtigung ſolcher Gründe iſt nicht von der Hand 
zu weiſen; gleichwohl bin ich der Meinung, daß die Gefahren 
übertrieben werden; denn einerſeits wird es in der Praxis nicht 
oft vorkommen, daß jemand ein Zeichen anmeldet, eingetragen 
erhält, für dasſelbe Reklame macht, ohne zu erfahren, daß ein 
anderer dieſes Zeichen ſchon benutzt hat; andererſeits aber 
ſchränkt die Beſtimmung des $ 5 das Weiterbenutzungsrecht ſo 
erheblich ein, daß es eigentlich nur ein Scheinrecht iſt; denn der 
Vorbenutzer darf von ſeiner Befugnis nur in einer Weiſe Ge⸗ 
brauch machen, welche geeignet iſt, die Gefahr einer Verwechſ⸗ 
lung der Geſchäftsbetriebe auszuſchließen. Es iſt meiner 
Anſicht nach ein Vorzug des Entwurfes, daß er hier der Recht⸗ 
ſprechung das Feld überläßt und keine Beſtimmungen darüber 
trifft, in welcher Form der frühere Benutzer das Zeichen weiter⸗ 
benutzen darf, ſondern dem eingetragenen Inhaber ein Recht 
gewährt, jede Benutzungsart zu verbieten, welche nicht geeignet 
iſt, die bezeichnete Gefahr auszuſchließen. 
Ich vermag daher die Befürchtungen der Vorbenutzungs⸗ 
gegner nicht zu teilen, und möchte nur darauf hinweiſen, daß 
bereits unſer heutiges Recht ein Vorbenutzungsrecht kennt, ich 
meine die Beſtimmung des Artikels 28 des deutſch⸗franzöſiſchen 
Handelsvertrages vom 2. Auguſt 1862, welcher lautet: 
„Wegen des Gebrauchs der Fabrikzeichen des einen Landes 
in dem anderen ſoll eine Verfolgung nicht ſtattfinden, 
wenn die erſte Anmeldung dieſer Fabrikzeichen in dem 
Lande, aus welchem die Ausfuhr der Erzeugniſſe erfolgt, 
in eine frühere Zeit fällt, als die durch Niederlegung 
oder auf andere Weiſe bewirkte Anmeldung dieſer Zeichen 
in dem Lande der Einfuhr.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt noch heute in Kraft (vgl. RG., II. BE. 

vom 20. November 1906, RG. 64, 304; RG., II. 3S. vom 

19. November 1907; HanſGhZ. 1908, 57). 

Ich habe niemals gehört, daß das Vorbenutzungsrecht der 
Franzoſen zu irgendwelchen Unzuträglichkeiten geführt hat. 
Gleichwohl bin ich der Meinung, daß das Geſetz nicht jede 
Rückſicht auf Rechtsſicherheit dem Intereſſe desjenigen opfern 
darf, der Augen und Ohren verſchließt, ſich nicht um geſetzliche 
Beſtimmungen kümmert und die Veröffentlichungen des Patent⸗ 
amts nicht lieſt. Die Rechtsſicherheit erfordert es, daß der ein⸗ 
getragene Inhaber eines Zeichens nicht während unbegrenzter 
Zeit der Gefahr ausgeſetzt iſt, daß ihm ein Vorbenutzer ſein 
Alleinrecht ſtreitig macht. Schon im Intereſſe einer ſicheren 
Beweisführung iſt es. erwünſcht, daß hier eine zeitliche Grenze 
geſchaffen wird. Ich bin daher der Anſicht, daß der Vor⸗ 
benutzer ſeines Rechtes auf Weiterbenutzung verluſtig gehen muß, 
wenn er auch nach Veröffentlichung des Zeichens ſich um nichts 
kümmert. Eine Friſt von einem Jahre nach dieſem Zeitpunkt erſcheint 
mir reichlich bemeſſen. Wenn er ſich während dieſer Friſt nicht meldet, 
ſo hat er es feiner Unachtſamkeit zuzuſchreiben, wenn ſein Recht 
dem Intereſſe der Rechtsſicherheit des Verkehrs zum Opfer fällt. 
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Dieſen Erwägungen entſpricht mein nachſtehender Vorſchlag: 
Die im $ 5 vorgeſehene Befugnis des Vorbenutzers 
zur Weiterbeuutzung erlifht, wenn der Vorbenutzer 
nicht binnen eines Jahres nach der Veröffentlichung 
des Zeichens dem eingetragenen Juhaber ſchriftlich 
mitteilt, daß er das Necht in Auſpruch nimmt. 


IV. 


Einer der hauptſächlichſten Gründe für den Ruf nach einem 
Vorbenutzungsrecht bildete die Unzuträglichkeit, die ein Wechſel 
in den Anſchauungen des Patentamts hervorrufen kann und in 
manchen Fällen hervorgerufen hat. 

Bekanntlich find nach 8 4 des geltenden Geſetzes ſolche 
Zeichen von der Eintragung ausgeſchloſſen, welche lediglich in 
Zahlen, Buchſtaben oder ſolchen Wörtern beſtehen, die 
Angaben über Art, Zeit und Ort der Herſtellung, über 
die Beſchaffenheit, über die Beſtimmung uſw. der Waren 
enthalten. Die Auslegung, die das Patentamt dieſen Sätzen 
gegeben hat, hat nicht immer den ungeteilten Beifall der Praxis 
gefunden. Das Patentamt hat dieſe Begriffe oft ſehr weit 
ausgelegt und Worte als Beſchaffenheits⸗ oder Beſtimmungs⸗ 
angaben zurückgewieſen, die nur mit Zwang unter dieſe Rubrik 
zu bringen waren. Die Rechtſprechung des Patentamts iſt in 
dieſen oft ſchwierigen Fragen nicht immer konſtant geblieben; 
ſie hat in einzelnen Fällen geſchwankt, und ſo iſt es vorgekommen, 
daß dasſelbe Wort einmal als Beſchaffenheits⸗ oder Beſtimmungs⸗ 
angabe bzw. aus einem anderen der in § 4 vorgeſehenen Gründe 
zurückgewieſen wurde, während ein anderes Mal das gleiche 
Wort infolge eines inzwiſchen eingetretenen Wechſels der Anſichten 
eingetragen wurde. Der erſte Anmelder hat auf Grund ſeiner 
Zurückweiſung angenommen, das Wort könne nicht eingetragen 
werden, ſei alſo frei, hat es infolgedeſſen vielleicht jahrelang 
in großem Umfange benutzt. Plötzlich wird ihm von einem 
erfolgreicheren Konkurrenten, für den das Zeichen ſpäter ein⸗ 
getragen wurde, die weitere Benutzung verboten. 

Hierin liegt eine offenkundige Härte, die den Wunſch nach 
einer Anderung dieſes Zuſtandes berechtigt. Ihm wird durch 
die Beſtimmung des § 5 des Entwurfs Rechnung getragen, 
inſofern er gegenüber dem eingetragenen Inhaber des Zeichens 
ein Weiterbenutzungsrecht haben ſoll. 

Hierin liegt indeſſen meines Erachtens keine befriedigende 
Löſung, keine volle Genugtuung für das ihm zugefügte Unrecht; 
er hat ein moraliſches Recht darauf, daß, wenn das Patentamt 
ſeine Anſicht ändert, dieſer Wechſel ihm als dem erſten Anmelder 
zugute kommt, daß er nicht nur ein beſchränktes Weiter⸗ 
benutzungsrecht, ſondern das volle Recht erhält, welches ihm 
geworden wäre, wenn das Patentamt ſchon zur Zeit ſeiner An⸗ 


meldung die ſpäter als richtig erkannte Auffaſſung gehabt hätte. 


Da er von dem inzwiſchen erfolgten Meinungswechſel des 
Patentamts keine Kenntnis haben kann, ſo muß in ſolchen 
Fällen das Patentamt ihn hiervon unterrichten und ihm dadurch 
Gelegenheit geben, ſeine Anmeldung zu wiederholen. Ihm muß, 
wenn er dies tut, eine Priorität vor dem ſpäteren Anmelder 
gewährt werden; es dürfte eine ſolche von einem Tag genügen. 
Ihm die Priorität ſeiner urſprünglichen Anmeldung zu gewähren, 
dürfte mit Rückſicht auf andere inzwiſchen angemeldete Zeichen 
und auf andere inzwiſchen bona fide erfolgte Vorbenutzungen 


nicht zuläſſig ſein. Auch wäre es unbillig, von ihm für die Zeit, 
während der er keinen Schutz genoſſen hat, Gebühren zu fordern. 

Man könnte dieſem Vorſchlage entgegenhalten, er ſei 
praktiſch nicht durchführbar, weil das Patentamt dann alle 
Akten über zurückgewieſene Warenzeichen dauernd aufbewahren 
müſſe. Dieſen Einwurf halte ich nicht für durchſchlagend; die 
Zahl der Zeichen, die aus abſoluten Verſagungsgründen ab⸗ 
gelehnt werden, iſt relativ gering; ſie wird infolge der neuen 
Gebührenſkala künftig wahrſcheinlich noch geringer. Es erfcheint 
daher kein unüberwindliches Hindernis dagegen zu beſtehen, daß 
dieſe Akten der Vernichtung entzogen werden, oder, wenn auch 
dies nicht angängig ſein ſollte, daß dieſe Zurückweiſungs⸗ 
beſchlüſſe erhalten bleiben. Es wäre ohnehin zu wünſchen, daß 
ſie ſämtlich im amtlichen Organ veröffentlicht werden, damit 
das Publikum fortlaufend über die Rechtſprechung des Patent⸗ 
amts in dieſen Fragen unterrichtet wird. 

Man muß trotzdem mit der Möglichkeit rechnen, daß das 
Patentamt es einmal verſehentlich unterläßt, einen früher zurück⸗ 
gewieſenen Anmelder davon zu benachrichtigen, daß das ihm 
verſagte Zeichen von anderer Seite angemeldet ſei und Ausſicht 
auf Eintragung habe. Mit Rückſicht hierauf muß der nicht 
benachrichtigte frühere Anmelder das Recht haben, im Einſpruchs⸗ 
verfahren dieſes Vorrecht geltend zu machen. Überſieht er dies, ſo 
würde ihm nur der Löſchungsantrag aus 8 8 Ziff. 3 übrig⸗ 
bleiben. 


Aus dieſen Gründen geſtatte ich mir, zu 88 2 und 16 
folgende Vorſchläge zu machen, indem ich beſonders hervorheben 
möchte, daß die in § 2 a. E. vorgeſehene Berückſichtigung „des 
lebendigen Verkehrs und bewährten Erfolges“ gegenüber den 
abſoluten Verſagungsgründen den Verfaſſern des Entwurfes zu 
hoher Ehre gereicht und ein beredtes Zeugnis von dem Be⸗ 
ſtreben ablegt, Handel und Verkehr von den Feſſeln eines über⸗ 
triebenen Formalismus zu befreien. Die jüngſte Rechtſprechung 
des Patentamts, insbeſondere der Beſchluß der Beſchwerde⸗ 
abteilung I vom 7. Mai 1913 (M. und W. XII S. 669), hat 
ſchon begonnen, die Schranken des jetzigen § 4 zu durchbrechen, 
ſoweit ſolche dem Grundſatze des Art. 6 Nr. 2 der Inter⸗ 
nationalen Übereinkunft entgegenſtehen. Es entspricht aber nicht 
nur unſeren internationalen Verpflichtungen, ſondern auch dem 
modernen Rechtsempfinden, in das künftige Geſetz eine Be⸗ 
ſtimmung aufzunehmen, durch welche dieſe „Kraft des bewährten 
Erfolges zur Überwindung des formalen Rechts“ geſetzlich 
ſanktioniert wird. 

Die im 8 2 a. E. vorgeſehene Eintragsmöglichſteit von 
Zeichen trotz abſoluter Verſagungsgründe iſt zu begrüßen. 

Sie iſt in ſolgender Weiſe zu ergänzen: 

„Gat das Vatentamt ein Zeichen aus einem der 
in $ 2 unter 1, 2, 3, 6 und 7 angeführten Gründe 
zurücigewieſen, fo darf es das Zeichen nicht für 
einen anderen Anmelder auf Grund einer ſpäteren 
Anmeldung für gleiche oder gleichartige Waren ein- 
tragen, ohne dem erſten Anmelder von der fpäteren 
Anmeldung Kenntnis zu geben. Wiederholf dieſer 
innerhalb eines Monats nad folder Venachrichtt 
gung feine frühere Anmeldung, fo gilt diefelbe als 
am Tage vor der ſpäteren Anmeldung bewirkt.“ 


42. Jahrgang. 
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Dementſprechend muß im § 16 Satz 2 das Wort 
„eingetragen“ fehlen, der Hatz vielmehr lauten: 
„Der Einſpruch kann nur auf die Behauptung 
geſtützt werden, daß die Eintragung des Zeichens 
ausgeſchloſſen ſei, oder daß es mit dem früher von 
dem Einſprechenden für gleiche oder gleichartige 
Waren angemeldeten Zeichen übereinſtimme.“ 


V 


Ein weiterer Mangel des jetzigen Geſetzes hat ſich in den 
letzten Jahren wiederholt gezeigt, deſſen Beſeitigung bei einer 
neuen Regelung der Materie nicht verſäumt werden ſollte: das 
Fehlen eines Verbots der Benutzung fremder Warenzeichen im 
mündlichen Verkehr. 

Das Wortzeichen bildet ſich, je weiter es ins Publikum 
dringt, zum Namen der aus einem beſtimmten Betriebe 
ſtammenden Ware aus, beſonders in den Fällen, wo der 
Zeicheninhaber das Zeichen für ein ſich qualitativ ſtets gleich⸗ 
bleibendes Produkt benutzt. Unter Aſpirin, Odol, Lyſol, Maggi⸗ 
würze uſw. verſteht der Käufer eine konkrete Ware, deren 
Beſchaffenheit ſich nicht ändert. Infolgedeſſen dient das Wort⸗ 
zeichen im mündlichen Verkehr ebenſo zur Bezeichnung der 
Ware, wie im ſchriftlichen; der Käufer fordert Aſpirin, Odol, 
Lyſol uſw.; der Verkäufer benennt die Ware mit dieſen Namen. 
Gibt der Verkäufer in ſolchem Falle dem Käufer ein Erſatz⸗ 
produkt, ſo mißbraucht er das Warenzeichen in derſelben Weiſe, 
als wenn er es auf die falſche Ware oder ihre Umhüllung 
ſchreibt oder druckt. Es iſt daher nur logiſch, ihn wie einen 
Verletzer des Zeichens zu behandeln. 

Nach der jetzigen Faſſung des Geſetzes geht dies nicht, da 
die 88 12 und 14 des geltenden Geſetzes nur von einem „Ver⸗ 
ſehen der Ware mit dem Zeichen“, einem „Anbringen des 
Zeichens auf Ankündigungen“ uſw. ſprechen. Die gleichen 
Worte finden ſich in 8 3 des Entwurfes. Die Rechtſprechung 
hat in einzelnen beſonders gearteten Fällen einen Schutz gegen 
mündlichen Mißbrauch eines geſchützten Zeichens auf Grund 
§ 14 UnlWG. gewährt (vgl. RG. II. ZS. vom 28. Februar 
1905 — RG3. 60, 189; RG. III. StS. vom 22. September 
1910 — M. und W. X S. 96). Im Normalfalle kennt unſer 
heutiges Recht jedoch einen ſolchen Schutz nicht, obwohl ein 
Bedürfnis in dieſer Richtung beſteht. 

Ich empfehle daher folgende Theſe: 

Das Verbot der mißbräuchlichen Benutzung eines 

Warenzeichens iſt auch auf den mündlichen Verkehr 

zu erſtrecken, etwa durch einen Zuſatz zu $ 3: 
„ſowie im mündlichen Verkehr das Zeichen zur 
Bezeichnung der Ware zu benutzen“. 


VI. 


In 8 34 des Entwurfes wird der Schutz des nichtein⸗ 
getragenen Zeichens, „welches in beteiligten Verkehrskreiſen als 
Kennzeichen der Ware eines andern angeſehen wird“, eingeführt. 
Dieſe Neuerung entſpricht unſerem modernen Rechtsempfinden 
und dem Beſtreben, das deutſche Geſetz dem Rechte anderer 
Staaten zu nähern. Sie iſt aus dieſem Grunde ſchon mit 
Rückſicht auf die erſtrebenswerte internationale Rechtseinheit zu 
begrüßen. 


Weniger empfehlenswert erſcheint mir die Annäherung an 
§ 16 UnlWG., dem die bisherige Strafbeſtimmung des 8 15 
Waren 3G. (Ausſtattungsverletzung) zum Opfer fallen fol. Die 
Motive begründen dieſe Anderung mit dem kargen Satze: „Es 
beſteht kein Bedürfnis, den Schutz der Ausſtattung gegenüber 
dem nichteingetragenen Warenzeichen, der Geſchäftsabzeichen 
und Geſchäftseinrichtungen in dieſer Hinſicht zu bevorzugen.“ 

Dieſe Begründung iſt nicht überzeugend. Den ſtrafrecht⸗ 
lichen Ausſtattungsſchutz haben wir ſeit langen Jahren; er hat 
ſich als nützlich, ja in manchen Fällen als unerläßlich erwieſen. 
Gerade die wertvollſten Ausſtattungen ſind in ſchmutziger Weiſe 
nachgeahmt worden; ſie ſind ſtändig ſolchen Angriffen häufig 
von Elementen ausgeſetzt, die gegen jede Zivilklage durch den 
geleiſteten Offenbarungseid oder die beſchränkte Haftpflicht einer 
Geſellſchaft m. b. H. gefeit ſind. Außerdem läßt ſich im Zivil⸗ 
prozeß nur ſelten der Tatbeſtand genügend aufklären, der Um⸗ 
fang der Verletzung feſtſtellen; ja, oft iſt es ohne Hilfe des 
Staatsanwalts nicht einmal möglich, den eigentlichen spiritus 
rector ausfindig zu machen. Aus dieſen Gründen ſollte man 
nicht einem theoretiſchen Grundſatz zuliebe eine Einrichtung, 
die ſich in der Praxis bewährt hat, aufgeben. Überdies kann 
man auch nicht eine Ausſtattung auf eine Stufe mit Geſchäfts⸗ 
abzeichen und Geſchäftseinrichtungen ſtellen. Der Abſatz einer 
Ware iſt nicht lokal begrenzt; er erſtreckt ſich oft auf weite 
Gebiete, über Länder und Meere. Der Wert einer gut ein⸗ 
geführten Ausſtattung iſt daher oft ſehr bedeutend; ihre Ver⸗ 
letzung vielfach nur mit Mühe feſtzuſtellen. 

Auch mit einem nichteingetragenen Warenzeichen darf man 
die Ausſtattung nicht ſchlechthin vergleichen. Jenes kann den 
ſtrafrechtlichen Schutz entbehren, denn der Benutzer hat es ja 
in der Hand, ſeine Zeichen eintragen zu laſſen und dadurch den 
vollen Rechtsſchutz eingetragener Zeichen zu erwerben. Eine 
Ausſtattung kann man nicht eintragen laſſen. 

Ich ſchlage deshalb vor: 

Die Strafvorſchrift des 8 15 des Geſetzes vom 
12. Mai 1894 (Ausſtattungs verletzung) if bei · 
zubehalten. 

VII. 

Das gleiche Beſtreben wie bei der Regelung des Aus: 
ſtattungsſchutzes hat die Regierung veranlaßt, die Straf⸗ 
verfolgung wegen Verletzung von Zeichenrechten nach dem 
Vorbilde des Wettbewerbsgeſetzes zu regeln, nämlich: 

die öffentliche Klage von dem Vorliegen eines öffent⸗ 
lichen Intereſſes abhängig zu machen, im übrigen dem 
Verletzten die Privatklage zu gewähren, und zwar vor 
dem Schöffengericht. 
Dieſe Neuerung wäre erklärlich, wenn ſich dieſes Syſtem bei 
der Verfolgung von Wettbewerbsdelikten beſonders bewährt 
hätte. Davon kann aber im Ernſte nicht die Rede ſein; mir 
iſt jedenfalls noch niemals ein Wort des Lobes, wohl aber 
manche Klage über dieſe Einrichtung zu Ohren gekommen. 

Zuerſt der unerquickliche Kampf zwiſchen dem Verletzten 
und dem Staatsanwalt um das öffentliche Intereſſe. Häufig 
Beſchwerden an den Oberſtaatsanwalt, gleich unangenehm, wenn 
mit oder ohne Erfolg. Dann die Pritvatklage — jenes un⸗ 
glückliche Zwitterding zwiſchen Zivil⸗ und Strafprozeß. Und 
endlich gar das Schöffengericht zur Entſcheidung über Fragen 
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von Warenzeichenverletzungen, bei dem tatſächliche und recht⸗ 
liche Schwierigkeiten die Regel bilden. Die ſchlimmſte Folge 
wäre aber die, daß dem Reichsgericht, deſſen Rechtſprechung 
gerade auf dieſem Gebiet ſo erſprießlich klärend und rechts⸗ 
bildend gewirkt hat, künftig faſt alle Warenzeichenſtrafſachen 
entzogen würden. Gerade bei einer ſo jungen und flüſſigen 
Materie iſt die einheitliche Spitze des Reichsgerichts nicht zu 
entbehren. Ich möchte dringend vor dieſem Schritte warnen 
und empfehle: 

Die in § 26 Abſ. 2 des Entwurfes vorgefehene Ver 

weiſung zum Privatklageverfahren iſt abzulehnen; 

§ 26 Abf. 2 zu ſtreichen. 


VIII. 

Seit einer Reihe von Jahren ſpielt im Wirtſchaftsleben 
die Frage eine wichtige Rolle, ob der Fabrikant das Recht hat, 
den Preis ſeiner Waren für den Einzelverkauf zu beſtimmen. 

Ein Intereſſe hieran beſteht vorzugsweiſe bei ſogenannten 
Markenartikeln, d. h. ſolchen Waren, die der Fabrikant regel⸗ 
mäßig in gleicher Qualität, in gleicher Ausſtattung und unter 
der gleichen Marke in den Handel bringt. Die Koſten der 
Einführung, die Laſten der Reklame trägt hier lediglich der 
Fabrikant, nicht der Wiederverkäufer. Letzterer erhält einen 
angemeſſenen, oft ſehr reichlichen Nutzen bei dem Verkauf des 
Artikels, ohne daß er ſich beſonderer Mühen zu unterziehen 
braucht, die Ware abzuſetzen, da der Fabrikant durch ſeine 
Reklame ihm die Kunden gleichſam in den Laden ſchickt. 

Infolgedeſſen wird der Händler gern ſolche Waren führen, 
und es werden ſich in der Regel eine größere Zahl von Händlern 
an demſelben Ort hierzu bereitfinden. In gewiſſen Ge⸗ 
ſchäftszweigen wird die Mehrzahl der Händler faſt gezwungen 
ſein, dieſen Artikel vorrätig zu halten, da die Kundſchaft ihn 
fordert und ſich mit einer Erſatzware nicht abſpeiſen laſſen 
würde; man denke an das Kölniſche Waſſer Johann Maria 
Farina gegenüber dem Jülichplatz, oder an Nr. 4711; an 
Zigaretten von Manoli, Waldorf Aſtoria, Batſchari, Garbaty, 
Nenidze uſw., an Odol, Lyſol, Pebeco Aſpirin uſw. uſw. 

Dieſes Syſtem bedingt, daß kein Händler den Artikel 
billiger verkauft als ſein Nachbar, da dieſer ſonſt bei dem 
Publikum in den Verdacht geraten würde, er habe im allgemeinen 
höhere Preiſe als andere Geſchäfte. Auch der Fabrikant hat 
ein Intereſſe daran, daß alle ſeine Kunden den gleichen Preis 
fordern, weil ſonſt das Publikum nicht mehr glauben würde, 
daß es in jedem Geſchäft den gleichen Artikel von der gleichen 
Güte erhält, und weil auch die Händler den Artikel aufgeben 
werden, wenn ſie von ihrem Konkurrenten im Preis unterboten 
werden. 

Infolgedeſſen wird bei den meiſten ſolcher Markenartikel 
der Einzelverkaufspreis von dem Fabrikanten beſtimmt; dieſer 
nennt den Preis auch häufig in der Reklame und ſorgt im 
Intereſſe des friedlichen Nebeneinanderarbeitens ſeiner Kunden 
nach Kräften dafür, daß alle den Preis einhalten. 

Dieſer allgemein befriedigende Zuſtand wird nun hie 
und da von Elementen geſtört, die ſich bemühen, das 
Publikum durch den Anſchein ganz beſonderer Billigkeit 
anzulocken. Zu dieſem Zwecke offerieren ſie einen beliebten 
Markenartikel, deſſen regelmäßiger Verkaufspreis allgemein 


bekannt iſt, unter dieſem Preiſe, alſo billiger als die geſamte 
übrige Händlerſchaft. Letztere wendet ſich natürlich in erſter 
Linie an den Fabrikanten und droht dieſem, ſeine Ware nicht 
weiterzuführen, wenn er nicht dafür ſorge, daß die Preis⸗ 
unterbietungen aufhören. 

Der Fabrikant iſt dann oft in einer ſehr ſchwierigen Lage; 
ein Verbotsrecht gegen den Schleuderer ſteht ihm in der Regel 
nicht zu, da dieſer die Ware niemals von dem Fabrikanten 
direkt, ſondern ſtets aus zweiter oder dritter Hand erworben 
hat; meiſtens iſt es dem Fabrikanten nicht einmal möglich, den 
oder die Vordermänner des Schlenderers ausfindig zu machen, 
und ſo ſteht er hilflos da und kann nicht verhindern, daß ſeine 
eigene Marke dazu mißbraucht wird, die Ware in Mißkredit zu 
bringen und die vertragstreuen Kunden ihm abſpenſtig zu 
machen. 

Dieſe allgemeine Not hat vor einigen Jahren eine Anzahl 
angeſehener Fabrikanten von Markenartikeln veranlaßt, ſich zur 
Unterſtützung im Kampfe gegen die Preisſchleuderei zu verbinden. 
Durch ihre vereinten Kräfte iſt ihnen dies in manchen Fällen 
gelungen, indem ſie ſich gegenſeitig verpflichteten, daß keiner 
von ihnen an ſolche Schleuderer Waren liefern dürfe. 

Die dieſem Verbande nicht angehörenden Fabrikanten ſind 
nach wie vor gegenüber dem Preisſchleuderweſen wehrlos. Oft 
genug hat man verſucht, die Hilfe der Gerichte in Anſpruch zu 
nehmen; von Ausnahmen abgeſehen, ſtets mit negativem Erfolg, 
da die Gerichte einen Verſtoß gegen die guten Sitten bisher 
faſt ſtets verneint haben. 

Der erſte mir bekannte Prozeß wurde von der Maggi⸗ 
Geſellſchaft gegen ein Hamburger Warenhaus geführt. Das 
Hanſeatiſche Oberlandesgericht erkannte durch Urteil vom 
21. April 1904 (HanſGZ. 1904, Hauptblatt S. 151) dahin: 

„Soweit die Klage lediglich darauf gegründet iſt, daß 
die Beklagte von der Klägerin hergeſtellte Waren unter 
dem von der Klägerin feſtgeſetzten Preiſe verkauft, 
obgleich ſie wiſſe, daß die Klägerin ihre Detailliſtenkunden 
verpflichtet habe oder doch zu verpflichten ſich bemüht 
habe, nicht unter dieſem Preiſe zu verkaufen, und daß 
ſie ihren Groſſiſtenkunden auferlegt habe, keine Waren 
an Beklagte abzugeben, wird als unbegründet erklärt.“ 

Das Gericht erblickte alſo einen Verſtoß gegen § 826 
BGB. nicht darin, daß ſich die Beklagte die Waren der Klägerin 
verſchafft hatte, obgleich ſie wußte, daß die Klägerin ihre 
Groſſiſtenabnehmer verpflichtet hatte, der Beklagten nicht zu 
liefern. 

Einen negativen Erfolg hatte auch ein ähnlicher Prozeß 
wegen Schleuderns von Vitello- Margarine (Urteil des 
R., I. Zivilſenat vom 4. Juli 1904 — Unlauterer Wett: 
bewerb IV S. 2. 

In gleichem Sinne urteilte das Kammergericht in einem 
Falle, wo „Mampe halb und halb“ zum Preiſe von 88 M 
pro Flaſche verkauft wurde (Urteil des VI. Zivilſenats des 
Kammergerichts vom 15. Mai 1905 — Unlauterer Wettbewerb IV 
S. 97). 

Einen günſtigeren Erfolg hatte ein Prozeß der Firma 
Philipp Reclam gegen ein Warenhaus, welches die Hefte der 
Reclam'ſchen Univerſal⸗Bibliothek zum Preiſe von 15 M ver⸗ 
kaufte. Hierin erblickte das Oberlandesgericht Naumburg einen 


42. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1187 


Verſtoß gegen die guten Sitten (M. und W. V S. 138). Dieſer 
Fall iſt jedoch um deswillen eigenartig gelagert, weil hier die Be⸗ 
ſtimmungen des „Börſenvereins Deutſcher Buchhändler“ von Be⸗ 
deutung waren, die den Sortimentern beſondere Verpflichtungen 
auferlegen. 


Die Gerichte haben daher nicht etwa ihren früheren Stand⸗ 
punkt aufgegeben; vielmehr hat das Reichsgericht in einem Urteil 
des VI. Zivilſenats vom 26. Januar 1910 (M. und W. IX 
S. 231/32) ausdrücklich betont, daß 

„in dem Anerbieten und dem Verkauf der Waren unter 
dem von dem Fabrikantenverbande feſtgeſetzten Mindeſt⸗ 
preiſe an ſich ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht 
zu finden ſei; es müßte hinzutreten, daß die Beklagte 
ſich die Waren auf eine gegen die guten Sitten verſtoßende 
Weiſe verſchafft habe“. 

Die Beſtrebungen der intereffierten Kreiſe, anläßlich der Er⸗ 
neuerung des Wettbewerbgeſetzes einen geſetzlichen Schutz gegen 
die Preisſchleuderei zu erlangen, hatte keinen Erfolg. In der 
„Begründung“ des dem Reichstage am 8. Januar 1909 vor⸗ 
gelegten Entwurfes eines Geſetzes gegen den unlauteren Wett⸗ 
bewerb heißt es S. 8: 

„Aber auch Preisſchleuderei und Lockartikel, Übermaß 
an Rabattgewährung und im Zugabeweſen wünſcht man 
vielfach durch das Wettbewerbsgeſetz verhindert zu ſehen. 


Dr 6 SS EEENE Nur einen, wenn auch erheblichen 
Teil dieſer zahlreichen Fragen hat der vorliegende Ent⸗ 
e dor . regeln können.“ 


Bei dieſer Sachlage iſt es verſtändlich, daß der durch die Preis⸗ 
ſchleuderei geſchädigte Handel den lebhaften Wunſch hegt, an⸗ 
läßlich der bevorſtehenden Reform des Warenzeichengeſetzes dieſen 
Wunſch erfüllt zu ſehen. Da ſich die Preisſchleuderei vorwiegend 
auf die ſogenannten Markenartikel beſchränkt, ſo würde dem 
Bedürfniſſe des Verkehrs im weſentlichen gedient ſein, wenn ein 
geſetzliches Verbot der Preisunterbietung für ſolche Waren ein⸗ 
geführt würde, die mit einem eingetragenen Warenzeichen ver⸗ 
ſehen ſind. Dieſes Problem löſt in glücklicher Weiſe das däniſche 
Geſetz vom 8. Juni 1912, welches in feinem 8 13 beſtimmt: 

„Im Kleinhandel iſt die ſogenannte Zugabe, inſofern 
als dieſe nicht gewohnheitsmäßig üblich iſt und es ſich 
um reine Kleinigkeiten handelt, die nicht als zum Zwecke 
des Heranziehens der Kundſchaft anderer dienend gelten 
können, verboten. 

Übertretungen werden mit Geldſtrafe bis 100 Kronen 
belegt. 

Desgleichen iſt es verboten, Waren billiger zu ver⸗ 
kaufen oder feilzuhalten, die in Originalverpackung von 
Produzenten oder Groſſiſten bezogen ſind und auf denen 
beſtimmte Preiſe für den Kleinverkauf angegeben ſtehen. 
Es ſei denn, daß der Verkauf unter die Beſtimmungen 
des 8 6 fällt oder die diesbezügliche Erlaubnis des 
Produzenten oder Groſſiſten vorliegt oder eine gleich⸗ 
zuachtende Uſance (Übung) vorhanden iſt und nach⸗ 
gewieſen werden kann. 

Übertretungen können nach Lage der Sache mit Geld⸗ 
ſtrafen bis zu 2000 Kronen beſtraft werden.“ (M. und 
W. XII S. 584.) 


Wie mir aus Dänemark mitgeteilt wird, hat dieſes Geſetz 
folgende Vorgeſchichte: 

Vor einigen Jahren wurde von dem däniſchen Miniſterium 
für Handel und Schiffahrt eine Kommiſſion zur Ausarbeitung 
eines neuen Warenzeichengeſetzes niedergeſetzt. In dem von 
dieſer Kommiſſion ausgearbeiteten Entwurf fand ſich ein 8 11, 
welcher folgendermaßen lautete: 

„Wenn auf einer Ware oder deren Originalverpackung 
von dem Herſteller (Fabrikanten) unter Angabe von deſſen 
Namen, Firma oder dgl. ein beſtimmter Preis aufgeführt 
iſt, darf im Kleinhandel nicht durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung oder Mitteilungen, die für einen größeren oder 
kleineren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, kundgemacht 
werden, daß die betreffende Ware zu einem niedrigeren 
Preis verkauft wird. Dieſe Beſtimmung findet jedoch 
keine Anwendung, wenn die Ware oder die Packung 
derſelben beſchädigt worden iſt und die Beſchädigung 
nicht herbeigeführt wurde, um gegen die Beſtimmung zu 
verſtoßen.“ 

Die Kommiſſion knüpfte an dieſe Beſtimmung folgende Be⸗ 
gründung: 

„Ein Herſteller von Waren ſteht nach dem gegen⸗ 
wärtig deltenden Geſetz gewöhnlich faſt hilflos gegenüber 
dem Verkaufe der von ihm hergeſtellten Ware zu einem 
niedrigeren Preis als demjenigen, für welchen er mit 
Bezugnahme auf den Wert der Ware dieſelbe zu ver⸗ 
kaufen wünſchen muß. Freilich kann er den Verhändlern 
gegenüber, welche die Ware direkt von ihm bezieht, ſich 
bei der Vereinbarung des Vertrages ſichern, daß die 
Ware von ſolchen Verhändlern zu keinem niedrigeren 
Preis verkauft werden darf. Was aber den Preis be⸗ 
trifft, wofür die Ware ſpäterhin verkauft wird, hat er 
darauf gar keinen Einfluß. Wenn alſo ein zufälliger 
Verhändler die Ware zum niedrigen Preis verkauft, iſt 
der Herſteller dafür ausgeſetzt, daß der Ruf der Ware 
dadurch niedergeſetzt wird, und, was noch ſchlimmer iſt: 
die Handelsleute des betreffenden Stadtviertels werden, 
um ihren Kundenkreis zu bewahren, dazu gezwungen ſein, 
entweder zum niedrigeren Preis ſelbſt zu verkaufen — 
vielleicht ſogar den mit dem Herſteller eingegangenen 
Vertrag zu verletzen — oder ganz zu unterlaſſen, die 
Ware zu verkaufen. Unter dieſen Umſtänden hat man 
es für richtig befunden, es zu verſuchen, den Verkauf 
zum niedrigeren Preis gewiſſermaßen zu verhindern. 
Jedoch beſtand eine gewiſſe Divergenz darüber, wie weit 
ein Verbot gegen Verkauf zum niedrigeren Preis aus⸗ 
gedehnt werden fol. Eine Mehrzahl innerhalb der Kom: 
miſſion wünſchte in dieſer Beziehung einen jeden Verkauf 
zu verbieten, betreffs deſſen es aus der Ware oder deren 
originaler Einpackung hervorging, daß der Herſteller den 
Verkauf ſeiner Ware zum niedrigeren Preis nicht wünſchte. 
Die übrigen Mitglieder der Kommiſſton hatten dagegen 
gegen eine ſo weite Ausſtreckung des Verbotes gewiſſe 
Bedenklichkeiten. 

So wohl begründet auch die vorgenannten Erwägungen 
an und für ſich ſein möchten, ſcheint man nämlich anderer⸗ 
ſeits anerkennen zu müſſen, daß das Intereſſe des Her⸗ 
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ſtellers am Preis der Ware nicht in der Regel geſchützt 
ſein ſoll, wenn erſt die Ware inſofern von ihm weg⸗ 
gekommen iſt, daß er überhaupt nicht imſtande iſt, der 
Wanderung derſelben im Handelsverkehr zu folgen. Gegen 
das Intereſſe des Herſtellers ſteht das Recht des Ver⸗ 
händlers, in Übereinſtimmung mit feinen Sonderintereſſen 
die Ware behandeln zu können. Die Minderzahl iſt 
daher der Meinung, daß das Verbot ſich nur auf 
Reklamierung mit Verkauf zum Unterpreis erſtrecken darf, 
und zwar unter gewiſſen Beſchränkungen. Erſtens — 
und darin iſt auch die Mehrzahl ſtets einig geweſen — 
muß es aus der Ware ſelbſt oder deren Originalpackung 
zu erſehen ſein, daß der Herſteller wünſcht, die Ware 
ſolle nur für einen beſtimmten Preis verkauft werden, 
und muß der Herſteller ſich ſelbſt gekennzeichnet haben. 
Falls dieſe Bedingungen nicht vorliegen, wird man ſicher 
in der Regel vorausſetzen können, der Herſteller habe am 
Preis kein großes Intereſſe. Weiterhin muß man das 
Verbot auf den Bereich des Kleinhandels beſchränken, 
indem es im Großhandel dem Herſteller verhältnismäßig 
leicht ſein wird, mittels eines Vertrages ſich gegen Ver⸗ 
kauf zu niedrigerem Preis zu ſichern, weil die Kontrolle 
mit der Innehaltung der dem Käufer in dieſer Beziehung 
etwa obliegenden Verpflichtungen in dieſem Falle bei 
weitem nicht ſo ſehr als im Kleinhandel ſchwergemacht 
wird. Man hat endlich die Beſchränkung aufgeſtellt, 
daß, wenn die Packung beſchädigt war, und dies in 
keiner böswilligen Abſicht erfolgt war, die gegenwärtige 
Beſtimmung ohne Anwendung ſein würde.“ 

Dieſer Entwurf wurde von dem Ausſchuß, den das 
Parlament einſetzte, im Sinne des jetzigen Geſetzes abgeändert 
und in dieſer Form vom Folkething angenommen. 

Wie mir ferner mitgeteilt wird, hat das Geſetz die 
däniſchen Gerichte bisher nicht beſchäftigt. Lediglich ein Fall 
ſoll bisher vorgekommen ſein, der zurzeit vom Handels⸗ 
miniſterium behandelt wird und noch nicht zur öffentlichen 
Kenntnis gelangt iſt. 

Da die Preisſchleuderei eine erhebliche Schädigung des 
reellen Handels mit ſich bringt, und ihre Bekämpfung beſonders 
von der Händlerſchaft als dringend notwendig empfunden wird, 
ſo dürfte es ſich empfehlen, wenn das deutſche Recht dem Bei⸗ 
ſpiele des däniſchen Geſetzes folgt. 

Um zu verhüten, daß unſchuldige Perſonen in ein gericht⸗ 
liches Verfahren verwickelt werden, möchte ich vorſchlagen, daß 
nur ſolche Waren von dem Verbote der Preisunterbietung be- 
troffen werden, bei denen neben dem eingetragenen Warenzeichen 
die Preisangabe auf der Ware ſelbſt bzw. ihrer Umhüllung 
angebracht iſt. Auf dieſe Weiſe wird es dem Fabrikanten 
ermöglicht, dieſelbe Ware auch ohne Preisangabe in den 
Verkehr zu ſetzen. Dies dürfte beſonders in denjenigen Fällen 
notwendig fein, wo es den Abſichten des Fabrikanten entſpricht, 
daß die Ware von einzelnen Geſchäften (Hotels, Gaſtwirten uſw.) 
zu einem höheren Preiſe verkauft wird. 

Ferner muß dafür geſorgt werden, daß in Ausnahmefällen 
auch der Detailliſt in der Lage iſt, unter dem feſtgeſetzten 
Preiſe zu verkaufen. Als ſolche Ausnahmefälle kommen ins⸗ 


beſondere Konkurſe, drohende Zahlungseinſtellungen, ſowie 
andere Gelegenheiten in Frage, bei denen der Kaufmann ge⸗ 
nötigt iſt, ſich zur Abwendung ſchwerer Nachteile unter allen 
Umſtänden flüſſige Mittel zu verſchaffen. Um jedoch einen 
Mißbrauch nach dieſer Richtung zu verhindern, dürften dieſe 
Ausnahmefälle an ähnliche Vorausſetzungen zu knüpfen ſein, 
wie ſolche für die Ankündigung eines Ausverkaufs beſtehen; 
die Beweislaſt für das Vorhandenſein des Ausnahmefalles 
trifft den Verkäufer. 
Obigen Erwägungen entſpricht der nachfolgende Vorſchlag: 
Zur Bekämpfung der Breisſchleuderei iſt analog 
dem $ 13 des dänuiſchen Geſetzes vom 8. Juui 1912 
etwa folgende Veſtimmung zu empfehlen: 
§ 27a. 

Hat der Inhaber eines eingetragenen Waren - 
zeichens die Ware oder ihre Amhüllung außer 
mit feinem Zeichen mit einer Preisangabe ver- 
ſehen, ſo darf ohne ſeine Genehmigung niemand 
die Ware im Kleinhandel unter dieſem Preiſe 
verkaufen; es ſei denn, daß triftige Gründe für 
eine beſchleunigte Räumung vorhandener Vor- 
räte vorliegen. 

Auf Zuwiderhandlungen finden 88 23— 27 
Anwendung. 


Literaturbeſprechungen. 


Das Organiſationsweſen der Gegenwart. Ein Grundriß von 
Dr. Franz Klein, Juſtizminiſter a. D. Berlin 1913, Verlag 
von Franz Vahlen. 

Franz Klein hat im Winterſemeſter 1912/1913 an der Wiener 
Univerſttät ein viel beſuchtes und bewundertes Kolleg über das 
Organiſationsweſen gehalten. Dieſe Vorträge mit manchen Ergänzungen 
und Erweiterungen ſind der Inhalt des vorliegenden Buches. Ebenſo 
hervorragend als Juriſt wie als Philoſoph durfte Klein an die ſchwere 
Aufgabe herantreten, die er ſich ſelbſt geſtellt hat, die großartige 
Organiſationsbewegung in ihrer Totalität anzuſchauen und an einem 
durch diefe Erſcheinung gezogenen Querſchnitte zu ſtudieren. 

Von dem naturhiſtoriſchen Organismus ausgehend, zeigt uns der 
Autor den geſchichtlichen Werdegang der Geſellſchaftsorganiſation. 
Wir ſehen Roms Kollegien, Sozietas, Publikanengeſellſchaften, paſſieren 
die Kaiſerliche Geſetzgebung, die freien Vereinigungen der Karolingiſchen 
Zeit, erleben die Organiſationsarten des Mittelalters, die Genoſſen⸗ 
ſchaften, Zünfte, Gilden, Geſellenverbände, die Vereinigungen der 
Meiſterſänger und die Bauhütten, um ſchließlich bis zu den Organi⸗ 
ſationen gleicher Zwecke ſowie zu den Erwerbsgeſellſchaften und Ver⸗ 
einen der Gegenwart geführt zu werden. In ſeinen ebenſo tiefgründigen 
wie formvollendeten Ausführungen folgen wir dem Autor durch die 
Naturgeſchichte der Organiſation. 

Das Buch iſt nicht für Spezialiſten irgendeines beſonderen 
Organiſationstypus, ſondern für alle beſtimmt, die ein tieferes Ver⸗ 
ſtändnis der Organiſationsbewegung erſtreben. 

Mit Recht weiſt der Verfaſſer in feiner Schlußbetrachtung (S. 278) 
auf die Einheitlichkeit des Organiſationsganzen hin. 

Das Vuch iſt eine Perle der Jurisprudentia elegans. Es ge⸗ 
währt nicht nur Belehrung, ſondern auch einen aſthetiſchen Genuß. 
Man unterbricht die Lektüre nur in der freudigen Hoffnung, ſie als⸗ 
bald fortſetzen zu können. N. 
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Dr. B. Noeft, Juſtizrat in Solingen, und E. Plum, Rechts⸗ 
anwalt in Cöln: Die Reichsgerichtsentſcheidungen in 
Zivilſachen. 81. Band der amtlichen Sammlung. Nach 
dem Zuſammenhange mit der übrigen Rechtſprechung und in 
gekürzter Faſſung bearbeitet. Berlin, Carl Heymann, 1913. 
XXIII, 189 S. 2,00 , geb. 2,50 M. 

Der zehnte Band der bekannten Noeſt⸗Plumſchen Ent: 
ſcheidungsſammlung ſchließt ſich in ſeiner Anlage ſeinen Vorgängern 
an. Es ſei deshalb in dieſer Beziehung auf die Beſprechung des 
vorhergehenden Bandes auf S. 819 des laufenden Jahrgangs dieſer 
Zeitſchrift verwieſen. Auch der neue Band weiſt alle Vorzüge des 
ſchon weitverbreiteten und gut eingeführten Unternehmens auf. Die 
Sammlung ſoll ja nicht die Benutzung der ſogenannten „amtlichen“ 
Sammlung unentbehrlich machen, ſondern vielmehr eine Ergänzung 
dieſer darſtellen und ihre Benutzung und ihr Studium erleichtern. 
Mit Rückſicht hierauf muß beſonders hervorgehoben werden, daß der 
Preis der Bände der Noeſt⸗Plumſchen Sammlung als ſehr niedrig 
bezeichnet werden muß, zumal wenn man die gute Ausſtattung des 
Werkes in Betracht zieht. Dittenberger. 


Wehrbeitragsgeſetz und Beſitzſteuergeſez. Mit Steuer⸗ 
berechnungstabellen. Textausgabe mit alphabetiſchem Sach⸗ 
regiſter. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1913. 120 S. 

Der auf S. 818 der JW. befindlichen Anzeige über Ausgaben 
der neuen Finanzgeſetze ſei die der vorſtehend bezeichneten Kohl⸗ 
hammerſchen kleinen Handausgabe angefügt. Die Ausgabe enthält 
neben dem Texte der Geſetze Tabellen, welche die Berechnung des 
Wehrbeitrags für Vermögen bis 5 Millionen und für Einkommen 
bis 600 000 %, ſowie ähnlich die Berechnung der Vermögens: 
zuwachsſteuer ermöglichen. Dittenberger. 


Dr. Juſtus v. Olshanſen, Wirkl. Geh. Rat: Die Reichs⸗ 
Geſetze betreffend Urheberrecht und gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz. Berlin 1913, Verlag von Franz Vahlen. 

Nur eine Textausgabe! Aber eine vorzügliche! Eine Textausgabe, 
die einem weitgehenden Bedürſnis entgegenkommt. Die Texte der 
Geſetze, die für dieſe Rechtsmaterie ſo wichtigen internationalen Ver: 
träge, die Ausführungsverordnungen — namentlich die über die Rechts⸗ 
verhältniſſe in den deutſchen Schutzgebieten —, deren Herausſuchen 
für den Praktiker im Drange der Geſchäſte ſchwierig und zeitraubend 
iſt, find mit größter Sorgfalt und Vollſtändigkeit zuſammengetragen. 
Durch einige wenige, ganz knappe, doch inhaltreiche Anmerkungen, im 
weſentlichen Verweiſungen enthaltend, und durch ein ebenfalls ſehr 
ſorgfältiges alphabetiſches Sachregiſter wird die Brauchbarkeit des 
Werkchens noch erhöht. Magnus. 


Neue Bücher. 
Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtändige Werke. 


Werner: Studium und Prüfung des Juriſten. Eine Ein⸗ 
führung. Berlin, C. Heymann, 1914. VIII, 108 S. 2,00 J. 

Wittmayer, L.: Richter als Geſetzgeber. Wien, A. Hölder, 
1913. VI, 50 S. 1,00 . 

Noeſt, B., und Plum, E.: Die Reichsgerichts⸗Eutſcheidnngen 
in Zivilſachen. 81. Band der amtlichen Sammlung, nach dem Zu⸗ 
ſammenhang mit der übrigen Rechtſprechung und in gekürzter Faſſung 
bearbeitet. Berlin, C. Heymann, 1913. XXIII, 189 S. 2,00, 
geb. 2,50 M. 

Reichel, Hans: Die Mäklerproviſion. München, C. H. Beck, 
1913. X, 279 S. 8,00 #. 


Simon, Ludwig: Die Deliktshaftung Unzurechnungsfähiger 


nach bürgerlichem Recht. Berlin, E. Ebering, 1913. 147 S. 
3,50 . 

Kohler, J.: Der unlautere Wettbewerb. Darſtellung des 
Wettbewerbsrechts. Berlin, Dr. W. Rothſchild, 1914. XI, 322 S. 


12,00, geb. 14,00 . 

Simon, H. V.: Die Juterimsſcheine. Zugleich ein Beitrag 
zur Geſchichte und Lehre der Aftien- und Anleihepapiere. Berlin, 
J. Guttentag, 1913. 348 S. 8,00 A. 

Knitſchty, W. E.: Die Seegeſetzgebung des Deutſchen 
Reiches. Unter Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
oberhandels⸗ und des Reichsgerichts, des hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts und der Seeämter. Text⸗Ausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. 5. vermehrte und verbeſſerte Auflage, bearbeitet von 
O. Rudorff. (Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze, Nr. 19.) 
Berlin, J. Guttentag, 1913. XXIV, 1124 S. Geb. 8,00 J. 

Stein, Friedrich: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich. Erläutert. 10. und 11. Auflage des von L. Gaupp be⸗ 
gründeten Kommentars. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1913. Zwei 
Bände. 48,00, geb. 54,00 A. 

Schaeffer, C., und Bähr, C.: Grundriß der Zivilprozeß⸗ 
ordnung in der vom 10. April 1910 an geltenden Faſſung. 
2.—6. Auflage. (Sammlung von Grundriſſen, Band VI.) Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht, 1913. 5,00, geb. 6,00 A. 

Viezens, R.: Die Kunſt der mündlichen Berichterſtattung. 
(Beiträge zur ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlichen Fortbildung, 


11. Heft.) Hannover, Helwing, 1914. 63 S. 1,20 . 
Weiß, Egon: Rechtskraft und Einrede. (Aus: Feſtſchriſt 
für Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 1913. 16 S. 1,00 M. 


Stein, Friedrich: Der Drittſchuldner. (Aus: Feſtſchrift für 
Adolf Wach.) Leipzig, F. Meiner, 1913. 39 S. 1,20 WM. 

Rodewald, W.: Das Nießbrauchsrecht an Grundſtücken in 
der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung. Berlin, 
F. Vablen, 1913. 99 S. 2,40 . 

Quaritſch: Kompendium des deutſchen Strafprozeſſes ein⸗ 
ſchließlich der Strafgerichtsverfaſſung mit vollſtändigem Geſetzes⸗ 
text. 12. völlig neubearbeitete Auflage. Berlin, W. Weber, 1914. 
XI, 304 S. 5,00, geb. 6,00 . 

Laband, Paul: Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches. 
5. neubearbeitete Auflage. 3. Band. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1913. III, 524 S. 12,00, geb. 15,00 MX. 

Hue de Grais: Grundriß der Verfaſſung und Verwaltung 
in Preußen und dem Deutſchen Reiche. 11. Auflage. Berlin, 
J. Springer, 1914. VIII, 131 S. Geb. 1,00 A. 

Sartorius, Carl: Sammlung von Reichsgeſetzen und Ver⸗ 
ordnungen ſtaats⸗ und verwaltungsrechtlichen Inhalts. Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 4. umgearbeitete und 
vermehrte Auflage. München, C. H. Beck, 1914. X, 646 S. Geb. 
3,50 M. 

Loening, E.: Abhandlungen und Aufſätze. 1. Bd.: Gerichte 
und Verwaltungsbehörden in Brandenburg-Preußen. Ein 
Beitrag zur preußiſchen Rechts⸗ und Verfaſſungsgeſchichte. Halle, 
Buchhandlung des Waiſenhauſes, 1914. XIII, 326 S. 9,00 A. 


II. Aus den Beitfihriften. 


Bank⸗Archiv. XIII. Jahrg., Nr. 4. 

Neukamp: Die Borſentermingeſchäftsfähigkeit der Handwerter. 
Meyer: Die künftige Wechſelordnung und der Entwurf eines 
Geſetzes über die Folgen der Verhinderung wechſel⸗ und ſcheck⸗ 
rechtlicher Handlungen im Ausland. III. Conradi: Der Bank⸗ 
prozeß von Nieder⸗Modau, die Kriſis im Verbande der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften und einige Vorſchläge zur Anderung 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 
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Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 22. 
Viezens: Der Vortrag vor Gericht (Schluß). Joſef: Beurkundungen 
eines geiſteskranken Notars. Hartmann: Iſt der Rechtsweg für 
Gehaltsanſprüche der Beamten zuläſſig? 

Deutſche Juriſten⸗Zeitung. XVIII. Jahrg., Nr. 22, 23. 
v. Landmann: Zum Streit zwiſchen Arzten und Krankenkaſſen. 
Rehm: Das Ende der Regentſchaft in Braunſchweig. Smend: 
Die Zuſtändigkeit des Reichstags in der braunſchweigiſchen Frage. 
v. Henle: Der 81. Band der Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen. Hamm: Gerichtsſtand am Tage der Kontroll— 
verſammlung. Treitel: Das Urheberrecht der Photographen und 
das Recht am eigenen Bilde der Künſtler. Lobe: Zwei Forderungen 
im Reichsjuſtizetat. Matthieſſen: Vorverfahren und Eidesreform 
im Rahmen der geltenden ZPO. Diefenbach: Ein deutſches 


Reichsarmengeſez. Rumpf: Strafrechtliche Lehren des Krupp⸗ 
Prozeſſes. Fuchs: Der Kolonialgerichtshof nach dem neuen 
Geſetzentwurf. 


Deutſche Rechtsanwalts⸗Zeitung. X. Jahrg., Nr. 14. 
Soldan: Die zweite Studienreiſe in Sachen der Treuhand. Die 
Zulaſſung von Prozeßagenten trotz ausreichender Vertretung durch 
Rechtsanwälte (Fortſ.). Berthold: „Rechtskunde“ in Zeitungen. 
Labes: Die Gründe der Auflöſung der juriſtiſchen Perſonen. 
Schilling: Zur Frage der Strafbarkeit der Beihilfe zum Selſt⸗ 
morde eines Delinquenten. 

Deutſche Richterzeitung. V. Jahrg., Nr. 20, 21. 
Oertel: Die deutſche Kleinjuſtiz und ihre Richter. Otto: Die 
Gewißheit des Richterſpruchs. VII. Warſchauer: Anſelm Feuerbach 
über das Schwurgericht. Mangler: Das Schuldeneinziehungsweſen 
der Geſchäftswelt in der Praxis (Schluß). Zelter: Zur Prozeß⸗ 
koſtenreform. Thomſen: Zwei Anſätze neuer Rechtszweige auf 
dem. III. deutſchen Richtertage: eines Verbrechenbekämpfungs⸗ und 
eines Gläubigerſchutzrechtes. Kraft: Die Überſpannung der ſtaat⸗ 
lichen Strafgewalt. 

Deutſche Wirtſchafts⸗Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 22. 
v. Truppel: Deutſchlands Intereſſen und Aufgaben auf dem 
chineſiſchen Markte. Hirſch: Die Bedeutung der Maſſenfilialbetriebe 
für den Detailhandel. Anſtalten für Arbeitsphyſiologie in Deutſch⸗ 
land nnd Frankreich. 

Geſetz und Recht. 15. Jahrg., Heft 4. 
Koslowski: Die Krankenverſicherung der Dienſtboten. Das Wehr⸗ 
ſteuergeſetz vom 3. Juli 1913 (Schluß). 

Oſterreichiſches Zentralblatt für die juriſtiſche Praxis. XXXI. Jahrg., 

11. Heft. 

Geller: Verfaſſungswidrige Verordnungen. Weinberger: Das 
Drittverbot gegen den Schiffer. Coronini⸗Cronberg: Feſtſtellung 
und Anerkennung. Tauber: Auftrag an die Schuldner des Ver⸗ 
pflichteten zur Leiſtung an den Zwangsverwalter. 

Seufferts Blätter für Rechtsanwendung. 78. Jahrg., Nr. 22. 
Fiſcher: Zur Haftung des Tierhalters. 


Zeitſchrift des Internationalen Anwalt⸗Verbandes. 
1 

Von Hilsner bis Beilis. Horn: Die Rechtslage der ausländiſchen 
juriſtiſchen Perſonen in Frankreich (Schluß). Szilagyi: Ungarn; 
die Frage des numerus clausus. Oſterreichiſches Auswanderungs⸗ 
geſetz. Die Advokatur als buen retiro. Scherer: Das inter⸗ 
nationale Privatrecht (Fortſ.). 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 9. Jahrg., Nr. 22, 23. 
Meyer: Der neue Strafgeſetzentwurf (Schluß). Cahn: Gerichts⸗ 

zeitungen. Berolzheimer: Zum Beſchwerdeverfahren in Warenhaus⸗ 

ſteuerſachen. Krieger: Die Eintragung von Forſtrechten im Grund⸗ 
buch. Wein: Die Kommunmauer. 


11. Jahrg., 


Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat nud Zwangs⸗ 
verſteigerung. Jahrg. 14, Heft 9. 
Rohde: Wann genügt bei Erbauseinanderſetzungen für mehrere 
Minderjährige ein geſetzlicher Vertreter? 


Zur Frage der Mahrheitspflicht im Zivilprozeß und 
der Prozeſtverſchleppung. Unter dieſer ſtolzen und höchſt modernen 
Spitzmarke und unter ſeinem klangvollen Namen und Titel veröffentlicht 
Herr Landgerichtsrat Geheimer Juſtizrat Dr. Gumbinner in der 
„Deutſchen Juriſtenzeitſung“ folgenden Fall: „Im Januar 1912 reichte 
bei einem Berliner Amtsgericht ein Rechtsanwalt für einen Kauf⸗ 
mann gegen einen ſolchen eine Warenklage über rund 180 W ein. 
Die Klagerechnung begann mit einem Saldo von rund 130 . zu 
Ende November 1911. Der Beklagte ließ ſich ebenfalls durch einen 
Anwalt vertreten; verhandelt wurde zuerſt Ende Februar 1912. 
Da der Beklagte u. a. den Saldo beſtritt, ſchob ihm der Kläger den 
Eid darüber zu, daß ein Anerkenntnis erfolgt ſei. Nach zweimaliger 
Vertagung wurde der Eid hierüber für den Beklagten (in einem 
Termin Mitte April) normiert, gleichzeitig aber ſeinem Vertreter auf⸗ 
gegeben, ſeine Einwendungen gegen den Saldo ſchriftlich zu begründen. 
Im Eidesleiſtungstermin erſchien der Beklagte nicht; es erfolgte aber 
erſt Verſäumnisurteil in der Hauptſache, Einſpruch und darauf wegen 
der Eidesverweigerung am 1. Juni 1912 Verurteilung zur Zahlung 
der 130 , durch Teilurteil. Dieſes wurde indes auf die Berufung 
des Beklagten wegen eines Mangels beim Verfahren aufgehoben und 
die Sache in die J. Inſtanz zurückgewieſen. Inzwiſchen erklärte aber 
der Anwalt des Beklagten in einem Schriftſatz Mitte Juni 1912, 
daß er den Empfang der Waren nicht mehr beſtreite, aber Gegen⸗ 
forderungen habe.“ 

Daran knüpft er folgende Bemerkungen: „Fünf Monate lang iſt 
alſo vergebens gearbeitet und ein großer Aufwand von Koſten und 
Arbeit nutzlos vertan worden! Er wäre vermieden worden, 
wenn der Anwalt des Beklagten ſeinem Machtgeber geſagt hätte, daß 
ein Kaufmann nicht den Rechnungsauszug ſeines Gegners kurzweg 
beſtreiten darf, ſondern aus ſeinen Büchern einen Gegenauszug auf⸗ 
ſtellen muß. Dann wäre der Prozeß gleich im erſten Termin in die 
richtige Bahn gelenkt worden. 

Als ein auch nach meiner Anſicht gewichtiger Grund für den 
Anwaltszwang wird ins Feld geführt, daß oft erſt durch den Anwalt 
die rudis indigestaque moles des Parteivorbringens geordnet und 
dem Gericht verſtändlich gemacht werden müffe. Unterbleibt das aber 
(wie in dieſem Fall), wird vielmehr einfach die Information vor⸗ 
getragen, mag ſie paſſen oder nicht, und wird dadurch der Prozeß 
verſchleppt, ſo darf man ſich nicht wundern, wenn der Ruf nach Ab⸗ 
ſchaffung des Anwaltszwanges Widerhall findet.“ 

Man ſollte es nicht für möglich halten, daß ſo Dürftiges mit 
dieſer Nutzanwendung von einer vornehmen Zeitung abgedruckt werden 
kann, wenn nicht eben die Abneigung gegen die Anwaltſchaft und ihre 
Vormacht im Zivilprozeß alles erklärte! 

Zunächſt hat dieſe Amtsgerichtsſache mit der Frage des Anwalts⸗ 
zwangs wohl überhaupt nichts zu tun. Daneben iſt ein großer Teil 
des Verluſtes an Zeit, Koſten und Arbeit, ja offenbar der Hauptteil 
durch ein falſches Verfahren des Gerichts und die dadurch möglich 
gewordene, erfolgreiche Berufung veranlaßt worden. Solche Form⸗ 
fehler des Gerichts ſind freilich nicht wunderbar, wenn man erwägt, 
daß offenſichtlich ebenſowenig der Amtsrichter wie Herr Dr. Gum⸗ 
binner den Fall rechtlich zu beherrſchen imſtande war. 

Der Kläger klagte nicht die volle laufende Rechnung ein, ſondern 
trug einer Teilrechnung einen Saldo, alſo das angebliche Ergebnis 
einer älteren Rechnung vor. Der Beklagte „beſtritt nicht kurzweg den 
Rechnungsauszug“, ſondern einen Poſten, den Anfangsſaldo, d. h. 
er beſtritt, eine frühere Rechnung mit dieſem Endergebnis erhalten 
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und anerkannt zu haben. Das mag ja vom Beklagten in böſer Abſicht 
geſchehen ſein, aber was kann der Anwalt dafür? Was hätte der 
Inſtruktionsrichter des Herrn Dr. Wildhagen dagegen machen können, 
wenn der Beklagte ſich auf mehr nicht einließ? Die Verteidigung 
genügte zunächſt vollſtändig, und die Aufforderung an den Beklagten, 
ſeine „Einwendungen gegen den Saldo ſchriftlich zu begründen“, war 
unverſtändig. Beim Kläger ſtand es zunächſt, den beſtrittenen Einzel⸗ 
poſten zu begründen, alſo entweder die frühere Rechnung aufzumachen 
oder Anerkenntnis des Saldos zu behaupten. Er wählte unter Eides⸗ 
zuſchiebung den letzten Weg. Der Beklagte beſtritt; und niemand — 
ſo wenig ein inſtruierender Richter wie der Anwalt wäre imſtande 
geweſen, das dadurch notwendige Verfahren zu vermeiden, durch welches 
dann endlich der Beklagte gezwungen iſt, den Saldo anzuerkennen. 

Was in aller Welt hat das mit den Schlußbetrachtungen zu tun? 
Wer ſagt Herrn Dr. Gumbinner, daß der Anwalt des Beklagten dieſem 
nicht von vornherein die ſchließliche Nutzloſigkeit des Beſtreitens klar⸗ 
gelegt hat, wenn der Saldo richtig oder doch anerkannt ſei?! In 
dieſem Falle iſt der Beklagte hartnäckig geblieben, wie er es auch vor 
Gericht geblieben wäre. In 9 von 10 Fällen wird aber im Gegenſatz 
dazu die Belehrung des Anwalts zu dem Ergebnis führen, daß ein 
ſolches nutzloſes Beſtreiten einer nicht ausreichend begründeten Klage — 
dieſen Mangel könnte man dem Anwalt des Klägers zur Laſt legen — 
unterbleibt. Jedenfalls gewinne ich aus der Behandlung der Sache 
und dem Bericht nicht die Überzeugung, daß die Richter es beſſer 
gemacht und mehr erreicht hätten. 

Tollkiemitt, Naumburg a. S. 


Die durch ſchuldhaftes Verhalten einer Partei ent- 
ſtandenen Koſten im Straſprozeſß. In einem Privatklageprozeß, 
der in erſter Inſtanz mangels Beweisführung durch den klagenden 
Teil zum Freiſpruch des Angeklagten geführt hatte, war in der 
Berufungsinſlanz nach Benennung und Vernehmung neuer Zeugen 
der Angeklagte verurteilt worden. Vor dem Berufungsgerichte geſtand 
der Privatkläger zu, von den neuen Zeugen ſchon vor der Verhand⸗ 
lung beim Schöffengerichte Kenntnis gehabt zu haben; ſie ſeien 
nicht benannt worden, weil ſie nicht vor Gericht erſcheinen mochten. 
Dem Angeklagten mußten trotzdem die geſamten Koſten beider 
Inſtanzen auferlegt werden. Dies war die Folge der geltenden ſtraf⸗ 
prozeßrechtlichen Normen über die Koſten. Denn nach 8 497 StPO. 
hat ein verurteilter Angeklagter in jedem Falle die geſamten Koften 
des Strafverfahrens zu tragen, während umgekehrt nach § 499 StPO. 
ein freigeſprochener Angeklagter von jeder Koftenlaft frei iſt, mögen 
für das Ergebnis in der zweiten Inſtanz auch Beweiſe entſcheidend 
geweſen ſein, die eine Partei ſchon in der unteren Inſtanz anzubringen 
in der Lage war. Wenn § 499 StcoO. außerdem beſtimmt, daß 
einem freigeſprochenen Angeklagten die Koſten auferlegt werden müſſen, 
die er durch eine ſchuldhafte Verſäumnis verurſacht hat, fo iſt damit 
natürlich nur der Koſtenbetrag gemeint, der vorzugsweiſe durch ſein 
Fehlen in einer Hauptverhandlung hervorgerufen wird. „Durch ein 
ſonſtiges ſchuldtaftes Verhalten des Angeſchuldigten“ kann 
ſolche „teilweiſe Koſtentragungspflicht nicht begründet werden“ (Loewe, 
Kommentar zur SEBD. 1904 Note 1 zu 8 499). 

Dieſer Rechtszuſtand, an welchem der Entwurf einer Straf⸗ 
prozeßordnung (88 485, 487) auch nichts hatte ändern wollen, 
bedarf eines Ausbaus. Es iſt nur recht und billig, wenn ein 
Angeſchuldigter und im Privatklageprozeß jede Partei, die in der 
unteren Inſtanz erbebliche Beweiſe antreten konnte, ſie dort anzu⸗ 
bieten aber ſchuldhaſt unterließ, die durch ſolche Säumnis entſtandenen 
Mehrkoſten auferlegt bekommt oder bekommen kann. In geſunder 
Weiſe iſt dieſer Geſichtspunkt bereits im Zivilprozefrecht ver⸗ 
wertet. Der 8 97 Abſ. 2 ZPO. beſtimmt nämlich, daß die Koſten 
der Berufungsinſtanz ganz oder teilweiſe der obſiegenden 
Partei auferlegt werden können, wenn ſie auf Grund eines neuen 
Vorbringens obſiegt, welches ſie nach freiem Ermeſſen des Gerichts in 
erſter Inſtanz geltend zu machen imſtande war. Ich ſehe kein 
Bedenken, dieſe Norm, die in der Hand guter Praktiker eine heilſam 
ausgleichende Befugnis ſein wird, auf den Strafprozeß der Zukunft 
zu übertragen. Im Privatklageverfabren müßte ſie in gleicher Weiſe 
für den Privatkläger und Beſchuldigren Geltung erhalten. Angebracht 
erſcheint mir nur bei Feſtſetzung einer dem 8 97 Abſ. 2 30. gleichen 
Norm in der StPO., daß der Strafrichter der unterſten Inſtanz 


gehalten ſein müßte, den Angeklagten vor Verſtattung zum letzten 
Wort bzw. den Privatkläger vor Verſtattung zum Sachvortrag danach 
zu befragen, ob er eventuell noch neue Beweiſe anzutreten in der 


Lage iſt oder nicht. Rechtsanwalt Cohn, Brandenburg a. H. 


Die vorläufigen Entwürfe zum Patentgeſetz, zum 
Gebrauchsmuſter- und Mlarenzeichengeſet. Schon die ein 
ſchneidende Beſtimmung des § 49 des Entwurfes zum Patentgeſetz 
legitimiert die Anwaltſchaft zur Stellungnahme zu den vorläufigen 
Entwürfen. In § 49 EpatG. iſt ein beſonderer Gerichtsſtand vor⸗ 
geſehen, der für Klagen auf Grund des Patentgeſetzes und für Klagen 
auf Grund des Gebrauchsmuſtergeſetzes gelten ſoll. Die Beſtimmung 
des § 49 berubt auf den Beſchlüſſen des Leipziger Kongreſſes für 
gewerblichen Rechtsſchutz aus dem Jahre 1908 und des 30. Deutſchen 
Juriſtentages. Die Frage der Sondergerichte auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsſchutzes iſt auf dieſen Tagungen ausgiebig behandelt 
worden. Die Beſchlüſſe, die der Vorſchrift des § 49 Eat. voraus⸗ 
gegangen ſind, ſind damals nicht im beſonderen Maße in den Vorder⸗ 
grund getreten. Dem Inhalt dieſer Beſchlüſſe kommt aber jetzt erhöhte 
Bedeutung zu, nachdem man die Frage nach Sondergerichten, wie fte 
ſeinerzeit auftauchte, wenigſtens vorläufig, als erledigt anſehen tann. 
Wenn nach Maßgabe des § 49 EPatG. in einem Gerichtsbezirk ein 
Landgericht für Streitigkeiten auf Grund des Patentgeſetzes oder 
Gebrauchsmuſtergeſetzes prädeſtiniert werden follte, ſo dürfte eine ſolche 
Anordnung eine ſehr empfindliche Belaſtung der rechtſuchenden Parteien 
mit Koſten und Unbequemlichkeiten bedeuten Gleichzeitig würde hierdurch 
die Mehrheit der Anwälte benachteiligt, während die Minderheit, be⸗ 
ſtehend aus den bei dem delegierten Landgericht zugelaſſenen Anwälten 
eine Bevorzugung erfahren würde. Bei einer ſo einſchneidenden 
Maßnahme iſt aller Anlaß dazu gegeben, die Bedürfnisfrage einer 
ſehr eingehenden Nachprüfung zu unterziehen. Es mag auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen unterſucht werden, ob die vielfach ein⸗ 
geführten Spezialkammern für Streitigkeiten aus dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsſchutzes diejenigen Forderungen erfüllt haben, die 
man an fie geſt⸗ Ut hat. Es fragt ſich dann ſehr, ob wirklich noch 
eine ſtärkere Konzentrierung und Spezialiſierung der Gerichtsbarkeit 
einem vorhandenen Bedürfnis entſpricht und ob die einzelnen Juſtiz⸗ 
verwaltungen überhaupt in der Lage ſind, dieſen Forderungen gerecht 
zu werden. Es müßte dazu ein Richterſtand geſchaffen werden, der 
in Sachen des gewerblichen Rechtsſchutzes eine ausreichende Ausbildung 
beſitzt; und zwar müßten ſo viele Richter zur Verfügung ſtehen, daß 
der wohl nie vermeidbare und an und für ſich bei vernünftiger Hand⸗ 
habung keineswegs zu verurteilende Richterwechſel entſprechend aus⸗ 
geglichen werden könnte. 

Die ſich hier erhebenden Fragen konnen an dieſer Stelle nur an⸗ 
gedeutet werden. Sie ſollen lediglich den Zweck verfolgen, die Anwalt⸗ 
ſchaft zu einer näheren Prüfung und Stellungnahme zu veranlaſſen. 
In das oberflächliche Lob, welches bisher der Einführung dieſes 
8 49 E pat. gezollt worden iſt, vermag ich nicht einzuſtimmen. 

Im Rahmen des Vortrags konnten im übrigen nur die haupt⸗ 
ſächlichſten Prinzipien behandelt werden, mit denen ſich die Entwürfe 
befaſſen, fo beim Patentgeſetzentwurf die Anerkennung und Ausgeſtaltung 
des Erfinderrechts, die Regelung der Angeſtellten-Erfindung, die Er⸗ 
mäßigung der Patentgebühren und die Neuorganiſation des Patent⸗ 
amtes. Der letztere Punkt intereſſiert die Anwaltſchaft weniger als 
die am Patentverfahren unmittelbar Beteiligten. Die unglüdliche 
Vorſchrift des § 21 EPatG., wonach zuerſt der kleine Beſchwerdeſenat 
und dann bei Patentverſagung der verſtärkte Senat unter Mitwirkung 
der früheren Mitglieder entſcheiden ſoll, erweckt allerdings lebhafte 
Bedenken. 

Schmerzlich vermißt man im Entwurf zum Patentgeſetz die 
geſetzesmäßige Regelung der Lizenzverträge nach ihrer Rechtsnatur 
und Wirkung. 

Eine ebenſo empfindliche Lücke bedeutet es, wenn der Entwurf 
zum Patentgeſetz davon abſieht, die Antwort auf die Frage zu geben, 
wie im Patentverletzungsprozeß die Entſcheidung zu lauten hat, wenn 
das Patentamt unter Berückſichtigung des ſogenannten Standes der 
Technik das Patent entweder überhaupt nicht oder wenigſtens nur 
in beſchränktem Umfange hatte erteilen dürfen. Beacktlich iſt in 
dieſer Beziehung der Vorſchlag Mittelſtaedts (Gewerblicher Rechts⸗ 
ſchutz XVIII S. 233). 

Der Entwurf zum Gebrauchsmuſtergeſetz konnte kurz beſprochen 
werden, da derfeibe eine große Reihe redaktioneller Anderungen auf⸗ 
weiſt, die ſich mit Rückſicht auf die geplante Abänderung des Patent: 
geſetzes notwendig machen. j 

Zu vermiſſen ift in dieſem Entmurfe die Beben ung der Frage, 
ob und in welchem Umfange Maſchinen des Eorauchsmuſterſchutzes 
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fähig ſind. Der Standpunkt des RG., wonach einfache Maſchinen 
den Muſterſchutz genießen können, komplizierte Maſchinen aber, die 
aus vielen ineinander greifenden Mechanismen beſtehen, nicht den 
Gebrauchsmuſterſchutz erlangen können, iſt weder praktiſch befriedigend 
noch juriſtiſch einwandfrei. Zu beklagen iſt es auch, daß nicht der 
Verſuch unternommen worden iſt, nach den Vorſchlägen von Kohler 
und nach dem Vorgang Oſterreichs das Gebrauchsmuſtergeſetz mit dem 
Geſchmacksmuſtergeſetz zu verſchmelzen und dabei beim Geſchmacks⸗ 
muſtergeſetz mit inzwiſchen überwundenen Dingen aufzuräumen, bei⸗ 
ſpielsweiſe die Straffälligkeit des fahrläſſigen Verletzers zu befeitigen. 

Bei dem Entwurfe zum Warenzeichengeſetz intereſſiert vor allen 
Dingen der vorgeſehene Schutz der nichteingetragenen Warenzeichen 
und die Anerkennung des Vorbenutzungsrechtes. 

Mit dem Schutze der nichteingetragenen Warenzeichen, als ſolcher 
im Verhältnis zu dritten Perſonen, wird man ſich im großen ganzen 
einverſtanden erklären können, abgeſehen davon, daß die geographiſche 
Herkunftsbezeichnung aus nicht überzeugenden Gründen künftighin den 
Schutz des Warenzeichengeſetzes nicht mehr genießen ſoll. 

Das Vorbenutzungsrecht dagegen hat eine ganz beſonders un⸗ 
glückliche Regelung erfahren. Darüber wird noch an anderer Stelle 
ausführlich zu handeln ſein. Nach den jetzigen Vorſchlägen des Ent⸗ 
wurfes iſt das Vorbenutzungsrecht — sit venia verbo! — weder 
Fiſch noch Fleiſch. Entweder ſollte man das Vorbenutzengsrecht, wie 
überhaupt den Schutz eintragsfähiger, aber nicht eingetragener Waren⸗ 
bezeichnungen, radikal beſeitigen, und ſomit dem Formalprinzip des 
Warenzeichenrechts uneingeſchränkte Herrſchaft verleihen oder es muß 
mit dem Formalprinzip überall da, wo es als notwendig erachtet 
wird, vollſtändig und konſequent gebrochen werden. Die jetzt be⸗ 
abſichtigte Regelung des Vorbenutzungsrechtes iſt eine Halbheit, die 
man weder von dem einen noch von dem anderen Standpunkte aus 
billigen kann. 

In der Diskuſſion ſpielte vor allen Dingen das zuletzt erwähnte 
Vorbenutzungsrecht eine Rolle; es tauchte fernerhin die Frage auf, 
ob der beſondere Gerichtsſtand des 5 49 E PatG. auch auf Waren⸗ 
zeichenſachen ausgedehnt werden ſollte oder ob in anderer Beziehung 
eine Konzentration der Warenzeichenprozeſſe, etwa bei einer einzigen 
Kammer für Handelsſachen des zuſtändigen Prozeßgerichts, erſtrebens⸗ 
wert ſei. Der Wegfall der bisherigen Art der Strafverfolgung wurde 
bemängelt, auch das neu einzuführende Aufgebotsverfahren im Waren⸗ 
zeichengeſetze, ebenſo wie das neu einzuführende Klaſſenſyſtem, ver⸗ 
bunden mit ciner Gebührenſkala, wurde einer Kritik unterzugen. 

Bei der Schwierigkeit der zu behandelnden Probleme iſt es nur 
naturgemäß, daß eine einhellige Meinung über den einen oder anderen 
Punkt nicht erzielt werden konnte. 


Aus einem Vortrag des Rechtsanwalts Dr. Kirchberger 
im Leipziger Anwaltverein am 20. November 1913. 


Wie if der Nachweis der Erfolgloſigkeit einer 
Pfändung im Sinne des § 807 340. zu führen? In 
der Theorie wird zumeiſt der Anſicht zugeneigt, daß die fruchtloſe 
Pfändung im Sinne des § 807 ZPO. nur durch das Pfändungs⸗ 
protokoll nachgewieſen werden könne, weil das Vollſtreckungsgericht 
ſich ſelbſt auf Grund des Protokolls ein Urteil darüber bilden müſſe, 
ob der Pfändungsverſuch vorſchriftsmäßig erfolgt ſei. !) Die Praxis 
der Gerichte hält jedoch überwiegend die Beſcheinigung des Gerichts⸗ 
vollziehers über die Ausſichtsloſigkeit der Pfändung für ausreichend. 
Es wird hierbei erwogen, daß nirgends vorgeſchrieben ſei, daß dieſer 
Beweis nur durch das Protokoll geführt werden könne und das 
Gericht ſonach nicht gehindert ſei, auf Grund der ihm zuſtehenden 
freien Beweiswürdigung die fragliche Beſcheinigung als genügenden 
Beweis für die Vorausſetzungen des 8 807 ZPO. anzunehmen.?) 
Die Beſcheinigungen werden jedoch häufig nicht zweckdienlich aus⸗ 
geſtellt, wodurch das an ſich ſchon ſchwerfällige Offenbarungseid⸗ 
verfahren eine für den Gläubiger unliebſame Verzögerung erleidet. 
Es dürfte ſich deshalb empfehlen, hier einmal die Rechtsgrundſätze 
zuſammenzuſtellen, welche bei der Erteilung der betreffenden Zeugniſſe 
zugrunde zu legen ſind. 

Die Beſcheinigung darf zunächſt nicht allgemein gehalten ſein, 
da ſie alsdann lediglich auf ein Urteil des Gerichtsvollziehers hinaus⸗ 


1) Vgl. Friedländer in Gruchots Beitr. 33, 569; 
Stein 2, 563; Peterſen 2, 455. 

2) Vgl. Beſchluß des LG. Stendal vom 22. Februar 1905, 
Naumbgtg. 05, 28, und fo auch das LG. Breslau in ſtändiger 
Judikatur. 
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laufen würde. Es reicht alſo nicht aus, wenn der Gerichtsvollzieher 
nur beſcheinigt, die Zwangsvollſtreckung ſei fruchtlos geblieben, ſondern 
es bedarf eines Zeugniſſes dahin, daß der Schuldner zur Zeit des 
Pfändungsverſuchs nur ſolche Sachen beſeſſen hat, die durch die 
Vorſchriften der ZPO. von der Pfändung ausgeſchloſſen find. Es 
genügt auch nicht, wenn der Gerichtsvollzieher die Erfolgloſigkeit der 
Pfändung damit begründet, daß der Gläubiger die gepfändeten Gegen⸗ 
ſtände infolge erhobener Interventionsanſprüche freigegeben habe, 
weil hier die Frage offenbleibt, ob Schuldner nicht eigene pfändbare 
Gegenſtände beſitzt.3) Die betreffende Beſcheinigung müßte alſo 
dahin lauten, daß die bei dem Schuldner vorgenommene Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolglos verlaufen iſt, weil die Pfandſtücke infolge 
Intervention freigegeben werden mußten, einwandsfreie Pfandobjekte 
aber nicht ermittelt worden ſind. Endlich wird auch durch die Mit⸗ 
teilung des Gerichtsvollziehers, daß der Ehemann der Schuldnerin 
die Zwangsvollſtreckung in ſeiner Wohnung nicht dulde, keineswegs 
glaubhaft gemacht, daß Gläubiger durch Pfändung ſeine Befriedigung 
nicht erlangen könne; denn unter einer Pfändung im Sinne des 
8 807 ZPO. iſt nur eine tatſächlich erfolgte, nicht eine verhinderte 
Zwangsvollſtreckung zu verſtehen und ausſichtslos iſt eine Pfändung 
nur, wenn ſie bei tatſächlich vorzunehmender Ausführung 
ergebnislos verlaufen würde. ) 

In formeller Hinſicht ſei noch erwähnt, daß die Vermerke des 
Gerichtsvollziehers über fruchtloſe Pfändung nicht, wie dies häufig 
geſchieht, auf die Schuldtitel zu ſetzen ſind, wo ſie leicht überſehen 
werden können und wohin ſie auch nicht gehören; dorthin gehören 
vielmehr nur die Hebungsvermerke. 

Es wäre im Intereſſe des Publikums und der Vollſtreckungs⸗ 
gerichte dringend erwünſcht, wenn die hier hervorgehobenen Geſichts⸗ 
punkte allgemeine Beachtung fänden. 

Amtsgerichtsrat Dr. Neumann, Breslau. 


Ortliche Anwaltsvereinigungen. 


Berliner Anwaltverein. Nach einem kurzen Überblick über 
den Entſtehungsgang der diesjährigen Reichsſteuergeſetzgebung und 
ihre ſtaatsrechtliche Bedeutung gab der Vortragende zunächſt einen 
Überblick über Aufbau und Inhalt des Wehrbeitragsgeſetzes. Von 
den materiellen Vorſchriften wurden dabei die Beſtimmungen über 
die Einſchätzung der geſellſchaftlichen Beteiligungen ohne Börſenkurs 
hervorgehoben, desgleichen über die Veranlagung der Grundſtücke mit 
ihrer verſchiedenen Bedeutung für ſtädtiſche und für ländliche Grund⸗ 
ſtücke, endlich über die Veranlagung der Aktiengeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften mit ihren wirklichen Reſervekontenbeträgen. 
Die formellen Vorſchriften wurden zuſammenfaſſend referiert und auf 
den „Generalpardon“ hingewieſen. Alsdann gab der Vortragende 
in ähnlicher Weiſe einen Überblick über die Beſitzſteuer. Hier wurde 
insbeſondere auf die Unterſchiede zwiſchen dem Begriff des „Ver⸗ 
mögenszuwachſes“ im Sinne dieſes Geſetzes und demjenigen des 
unverdienten Zuwachſes bei Grundſtücken nach dem bisherigen Zuwachs⸗ 
ſteuergeſetz hingewieſen, auch auf die Bedenken, welche gerade dieſe 
Unterſchiede gegen die Beſitzſteuer hervorgerufen haben. Von den 
materiellen Vorſchriſten wurde beſonders die Einſchätzung der Grund⸗ 
ſtücke und das Verhältnis des Beſitzſteuergeſetzes zum Wehrbeitrag 
in dieſem Punkte hervorgehoben. Alsdann ging der Vortragende 
noch kurz auf die Umänderung des Reichszuwachsſteuergeſetzes ein 
und gab zum Schluß dem Gedanken Ausdruck, daß die erheblichen 
Belaſtungen der neuen Steuergeſetze eine erhöhte Tätigkeit der An⸗ 
waltſchaft auf dem Gebiete des öffentlichen Abgabeweſens herbei⸗ 
führen werden. r 85 

* 

Verein der Anwälte am Oberlandesgericht Breslau. 
Der Verein der Anwälte am OLG. Breslau hat ſich in ſeiner letzten 
Sitzung mit der Frage der Zuläſſigkeit der Zweigbureaus beſchäftigt 
und hat hierbei mit großer Mehrheit folgenden Beſchluß gefaßt: 

„Der Verein hält die Errichtung von Zweigbureaus und, von 
Ausnahmefällen abgeſehen, auch die Abhaltung von Sprechſtunden, 
die außerhalb des Orts der Niederlaſſung ſtattfinden, für eine Gefährdung 
des Standesintereſſes.“ 


3) Vgl. Beſchluß des LG. Breslau vom 11. Januar 1911 i. S. 
40 a M 3211/10; Gaupp⸗Stein 2, 563; Schröder, DIZ. 7, 390; 
Neumann, daſelbſt 12, 693. 

4) Vgl. Urteil des LG. Leipzig vom 12. Juli 1890, SächſArch. 1,2 
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